
Berufsbildung 

A6835F 
',,,,I'blldun, In WI ... nKhfl und Pruls 

Pottverlnebnlück - Gebllht benhit 

Seull> Verlag GmbH. 

BU'II\llIfenllrdo 4-10. 1000 Benln 30 

in Wissenschaft und Praxis 

4 August 1985 



Berufsbildung 
in Wissenschaft und Praxis 

14. Jahrgang 

e.n.f$bildun, in WiliMnscheft ..... d Pno.od$ 
181D1waphisdle Abl<.jirZUllg SWP) 

_ vormall Zeitschrift für Beruhbildunaa1or· 
IChur>g -

Heru.ber 

Bundesin,titut für Beruflbildung (BIBB) 
_ Der Genefalslkr.tär -
Hermenn Schmidt 
Fehrbtllil'Hl' PlatI 3,1000 Berlin 31 �rId 
",Ieldotfer Strea.. 151, 5300 BorIn 2 

Ae<bktlon 

Htnning &u (w ...... 1WOJ1lichl 
Monika Mi.lzne< IRedaktions...si:nend 
Telefon 10301 86 83-3 41 oder 86 83-2 39 
Blra�ndel RMilkl:i<Jnsgremium: 
Heinrich Althoff; 11118 G. Lernte; 
W ....... M",klrl; Mlnfred Schi""".., ... 
Redaktion "thema: t>eruf.bildunu": 
Norbert Kmkeler 
T,I,: (0301 8683-431 oder (02281 3 88·2 16 

!.eYOul und Sch&l.lbild·Design 
.,tnemll: berul$bildung"; B. Essmann 

Oie mit Namen gekennzeichneten &tltr.geben 
die Meinung des Verfassers und nicht unbtdinvt 
<:10', e\Il. Heraulgeberulderder Redaktion wil(lw. 

Manuskripot gehen Ißt Mch .",ldIiiek'ichoel' Be­
Idligung der RMlakuan .I,angenommen; <lnver­
aaf\1JI .inge .. ndte Rlzttmion..,ltempl.re k6n ..... 
"lc"l lurikkgetd'oif;1<t _rden. 

Nac"dn.ock der Beitt"ige mil Ouelle�"9'be ge­
muet. Bele-ge"emp",," erbeten. 

Verll. 
BeuI" Verlag GmbH, 
lluroorafenstreße 4-10, 1000 Berlin 30 

Er1<:hainungs_ise 

zweirnone,Jic" lbe9innend Eil"" Fwr .... ') 
im Umfang von durcl!scl"lnittlicll 32 Sellen. 

BelIJgf,pl1lM 

E,nWlhell DM8,-, ... hn:loDbon .... menl DM 33.-, 
Sluden.nabor.n..-nent DM 20.-, 
bei t.albjihrlidllr Kiindigu<l!l "';rd der Ei ... lel· 
preis b«Kttn.; 
im Ausland DM 40,-. 
zua:gU,*, V"uandkosten bei aUen BelU(llpr1liMn 

KUndlgu"... 

Die Kündigung kann zum 30. Juni und 31. De­
zember eines jeden Jahro5 erfolgen, wobei die 
schrlflllChe Mitteilung hi�rübor bilZUrn 31. März 
b:l!w. 30. Sepwl"I'Iber beim Henrutg9b1!t einge­
gangen Slin muß. 

COpy ..... t 
Di, in dilHlr ZlIitsdlrift __ 6ft.nlfich� Bei­
... iIJe .nd Ufhebetredlllich pn:hÜlII. Alla 
Rtc"1t. auch die des Nadld.uckes der foto"...­
ctoaniu:hen W� und det ÜbeJwu:unv 
bleiben vorbehPlten. 

Druck 

o.�ar Z;och GmbH & Co. KG 
Druckwerkniitten 
Babebberg.t Straße 40/41 ·1000 Berlin 31 

ISSN 0341 -4515 

Hefl4 August 1985 

Inhalt 

Edgar s.r",," 
Witd die T';lnM"rmt In dtf beruflichen Weiterbildung ....... ichend gefördert? 

Ralf Dobi$f;"" 

Zum aktuellen Oi'kuilionntand der WeiterbildUO{l von ArbtriUloien durch MIß­
nahmen nach !i 41. AFO 

Uwe Grau / KI.us-OI.,,,, Hahn / Han.·JoKhim S"hrllfi" 

Ziele. Mclhod!rn uod Et9Sbn ..... """ Maßnahmen ... "., f 41. AFG 

� FMtfi" 
W'oedIreinO}li.de.ung...o" fnluen in den ArtJeits ........ kt duren ....... fOl'l"Mn die. 
Wtite.bildu"IJ? Mer ......... und No,->digkeit -..on Ve.indeI'ungen der W.ile<­
bildung von Fn""l1 

Th� .. CI.llft/ R"do/f WffIU"t" 

Entwi(:!(luna du !h-tchiftlgunguvneml und BerufKhancen der IlJS9Ibildtten 
Jugendlichen 

Ernst Ro .. 

Die CNC-Technlk in Au" und Weiterbildung - eine Ober,lcht 

Barbar. M8lfOl"t 

AmbuLante G .. undn.;tkMn.,e stellen verinderte berullldW Anforderungen an 
die Ge:sllndMiuberu", 

Ralf Hqhmat/n I Nicolill So/r;'nos 
Entwicklung der Human.-.uouralll als Folll'l und Vo<.uneuun\l $lruktu.elle, 
Ver1inde<u.,...n�. indUl!.ielien Logistik im Unternehmen 

AUS DER ARBEIT DES BIBS 
I1oI!rn ..... Mlrke" /GiJrlt., Kiihn 

Berufliche Qualifirierung von lernu<lg8wohnten Art>eIUIoS&n In 6r!rtrieben 
und berufsbildenden Elnrlchtungen im Rahmtn dei Fonchungspr"ojooktes4.047 

MODELLVERSUCHE 

Hlm &yrl8/ Hubet1 Pal�.k 

Neue Tecllm,:rloglal"l (NT! In d ... �uflic"-n Bildung für benIIchttiligr:e 
Jugendli�1te 

UMSCHAU 

HerlJtNt Tilch 

Berufsbild\OOll in S.udi-Atllbien 

REZENSIONEN 

'" 

'" 

'30 

' " 

'" 

'" 

'" 

' " 

os, 

'S< 

'56 

..BW? wird r�lmiBia im ,sozialwiuensenlftlichen lIu.at,.lnlormatlonUVIit.m SOLlS' des 
InfocmationlDlltturT'lt Sozlal ... is&lnK:haften, 530Cl Bann, erfaßt." 

Die An:IChrif1.en und Aute".n di.,.", H.ftes finden Si.luf dir S.It. '5' 

Hinweis: 0;._ AU$Q.bt 11." zwei Prosptkte btl: 
1. Ein Fallbl.n dal BI88 "CNC-SimuIIlOt Drth ... 8< Fr ... n" - Fiir Ausbildung. WOll_­

bildung lInd Pron8limulation-

2. Ein Prosp*1 dal BIB8 HEWnrottd,nik 1" _ HlIOIfnIich� tDr die Beruhlusbildung-



BWP 4/85 E. Sauter; Wird die Teilnahme 117 

Vorwort 

Das Thema Arbeitslosigkeit und berufliche Weiterbildung hat 
Konjunktur, das zeigen zahlreiche Veröffentlichungen der 
jüngsten Zeit. In der Diskussion um die Rolle der beruflichen 
Weiterbildung als arbeitsmarktpolitisches Instrument sind unter· 
schiedliche Positionen erkennbar. Das Spektrum reicht von der 
Ablehnung einer Qualifizierung von Arbeitslosen, da Arbeits· 
losigkeit kein Problem mangelnder Qualifikation, sondern eine 
Folge fehlender Arbeitsplätze sei, bis hin zu der Auffassung, 
berufliche Bildung leiste gerade in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit 
einen erheblichen 

.
Beitrag zur Humllnisierung der Arbeitswelt. 

Das vorliegende Heft befaßt sich mit der Wiedereingliederung 
von Arbeitslosen unter verschiedenen Aspekten: 

Ohne finanzielle Förderung ist die Teilnahme an beruflicher 
Weiterbildung für Arbeitslose kaum vorstellbar. Der Beitrag von 
E. SAUTER (5. '17) geht deshalb der Frage nach, wie

' 
sich die 

Entwicklung der individuellen Förderung nach dem Arbeits­
förderungsgeseu auf das Weiterbildungsverhalten ausgewirkt hat. 
Ein thematischer Schwerpunkt der Beiträge liegt bei den soge· 
nannten 41 a·Maßnahmen, Lehrgänge nach § 41a des Arbeits· 
förderungsgeseues zur Verbesserung der Vermittlungschancen 
von Arbeitslosen. 

Diese maximal sechs Wochen dauernden Lehrgänge sollen über 
die Arbeitsmarktsituation und über berufliche Bildungsmöglich· 
keiten informieren, sie sollen praktische und berufsfeldorientierte 
Erfahrungen vermitteln, und sie sollen dazu anregen, sich mit 
der individuellen, von der Arbeitslosigkeit bestimmten Situation 
ausei nanderzusetzen. 

Edgar Sauter 

Eine Bestandsaufnahme solcher Lehrgänge lei5tet R. DOBI· 
SCHAT (5. 122). Anhand verschiedener Erfahrungsberichte 
und Forschungsarbeiten setzt er sich mit den Zielseuungen 
der Lehrgänge, der Entwicklung der Teilnehmerzahlen, der 
Teilnehmerstruktur sowie mit der Wirksamkeit der Lehrgänge 
auseinander. 

Mit der Struktur der 41a·Lehrgänge befassen sich auch 
U. GRAU u.  a. (5. 126). Auf der Grundlage mehrjähriger Berufs· 
tätigkeit im sozial·therapeutischen Bereich berichten sie über 
ihre Erfahrungen hinsichtlich der Lehrgangskonzeption sowie 
der Wirksamkeit der Maßnahmen. 

Die Wiedereingliederung speziell von arbeitslosen Frauen steht 
in H. FQSTERs Beitrag (5. 130) im Mittelpunkt. Mit Hinweis auf 
die teilweise doppelte Belastung der Frauen - Arbeitslosigkeit 
und Familie - werden die motivationsfördernde Wirkung der 
Lehrgänge diskutiert und darüber hinaus auch andere Maßnahmen 
zur Verbesserung der Lage arbeitsloser Frauen angesprochen. 

Über eine Befragung, die zur Zeit vom Bundesinstitut für Berufs· 
bildung durchgeführt wird, berichten W. MARKERT und 
G. KÜHN (5. 152). Die Wiedereingliederung wird dabei unter 
dem Aspekt der Auswahl und Motivierung der Teilnehmer, der 
vorhandenen Bildungsdefizite, der sozialpädagogischen Anfor· 
derongen der Lehrkräfte sowie der Problematik von Lehrgangs· 
abbrechern behandelt. 

Henning Bau, BIBB, Berlin 

Wird die Teilnahme an der beruflichen Weiterbildung 
ausreichend gefördert? 
EntwiCklung der individuellen Förderung nach dem AFG, Auswirkungen auf das 
Weiterbildungsverhalten und Forderungen tür die künftige Gestaltung 

Die auf der Grundlage des AFG geförderteberufliche Fortbildung 
und Umschulung verzeichnete in den letzten Jahren eine steigen­
de Tendenz; insbe$Ondere stieg der Anteil der vorher Arbeitslosen 
unter den Weiterbildungsteilnehmern. Zugleich sanken aber die 
individuellen finanziellen Anreize !in der Form des Unterhalts· 
geldes) für die Übernahme von Weiterbildungsansuengungen. 
Für die Weiterbildungsförderung ist dies eine neue Situation: 
Gehörten positive finanzielle Anreile bislang zum Standard· 
instrumentarium einer Weiterbildungsförderung, so sind diese in 
den letzten Jahren nicht nur teilweise oder sogar völlig wegge­
fallen, es haben sich vielmehr zum Teil erheblicl1e finanzielle 
Belastungen für Weiterbildungsteilnehmer ergeben. Es kommt 
hinlu, daß die Weiterbildungsteilnehmer immer weniger damit 
rechnen können, daß ihre Lernleistungen auf dem Arbeitsmarkt 
angemessen honoriert werden, sei es durch einen adäquaten Ar· 
beitsplatz oder durch ein höheres Einkommen. 

Zur Entwicklung der individuellen Förderung 

Die individuelle Förderung von beruflicher Fortbildung und 
Umschulung (FuU) umfaßt das Unterhaltsgeld (Uhg) sowie die 
Lehrgangskosten (eingeschlossen Kosten für Lernmittel, Arbeits· 

kleidung, Fahrten zur Bildungsstätte, Unterkunft und Verpfle· 
gung usw.). Von den gesamten finanziellen Aufwendungen der 
Bundesanstalt für Arbeit {BA) für Maßnahmen der beruflichen 
Weiterbildung sind die Ausgaben für das Uhg mit 1,7 Mrd (rund 
drei Fünftel der Gesamtausgaben für FuU 1984) die entschei· 
dende Größe, wobei jedoch die Uhg-Kosten fallende, die Lehr· 
gangskosten (nach § 45 AFG) dagegen steigende Tendenz auf· 
weisen (vgl. Tab. 1, S. 118). (1 J 

Im Förderungsrecht seit 1969 werden in bezug auf die Uhg·Lei· 
stungen folgende Trends deutlich: 

o Konzentration auf Beitragszahler: 

Die Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug von Uhgwerden 
immer närker am Versicherungsprinzip orientiert, d. h. 
Nicht·Beitragszahler, die zu Beginn des AFG noch voll an· 
spruchsberechtigt waren, sind heute nahezu voll5tändig vom 
Uhg·Bezug ausgeschlossen (Grundvoraussetzung ist eine min· 
destens 2jährige Beitragsleistung innerhalb der letzten drei 
Jahre; nur bei Arbeitslosen und Frauen mit Kinderbetreuungs­
zeiten kann diese Rahmenfrist von drei Jahren überschritten 
werden). [2] 
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Tabelle 1: Ausgaben in Mio DM für Unterhaltsgeld, Fortbildung, Umschulung und Einarbeitung sowie die Entwicklung der Eintritte in 
Maßnahmen der beruflichen Bildung 

Jahr Unterhalts­
"Id 

darunter 
Darlehen 

Fortbildung Umschulung Einarbeitungs- Ausgaben Eintritte in vor Eintritt 

1980 1.497.8 484.0 
1981 2.120.5 613.7 
1982 2.186.4 109.8 627.5 
1983 1.815.4 216.1- 671.7 
1984 1.784.2 229.2 806.5 

QLJeIk!: BundeJilnitalt für Arbeit 

o Senkung der leistungen tür den Lebensunterhalt: 

268.1 
374.9 
439.9 
432.5 
444.3 

Das Uhg wurde von 90 Prozent (1969) des letzten Nettoein­
kommens in Etappen, Haushaltsstrukturgesetz (1976), Ar­
beitsförderungskonsolidierungsgesetz (1982), Hausha Itsbe­
gleitgesetz (19841 auf heute 63 Prozent (für Teilnehmer mit 
Kindern 70 Prozent) für die Teilnahme an arbeitsmarktlich 
notwendigen Bildungsmaßnahmen (Anpassungsfortbildung, 
Umschulung) gesenkt_ Die Höhe des Uhg entspricht damit 
dem Arbeitslosengeldsatz, nur für Teilnehmer mit Kindern 
liegt das Uhg 2 Prozent iiber diesem Satz. Für die Teilnahme 
an arbeitsmarktlich ,nur' zweckmäßigen Bildungsmaßnahmen 
(Aufstiegsfortbildung) beträgt das Uhg 58 Prozent und kann 
ausschließlich als zinsloses Darlehen gewährt werden. 

A u s w i r k u n g e n  d e r  v e r m i n d e r t e n  
f i n a n z i e l l e n  Fö r d e r u n g: 
Diese förderungsrechtlichen Veränderungen haben im Zusam­
menhang mit den arbeitsmarktlichen Entwicklungen insbeson­
dere zu den folgenden Auswirkungen geführt: 

Stagnierende FuU-Ausgaben (vgl. Tab. 1), 
Senkung der Uhg-Leistungen (vgl. Tab. 2), 
Ausschluß von Nicht-Beitragszahlern (vgl. dazu die unten ge­
nannten Gruppen). 
Anstieg der arbeitslosen Teilnehmer (vgl. Tab. 1), 
Rückgang der Teilnehmer an Aufstiegsfortbildung (vgl. Tab.3). 

Tabelle 2: Entwicklung der monatlichen HÖhe der Uhg-Lei­
stung pro Empfänger (Leistungen je Empfänger/ 
Monat in DM) 

Jahr Leistung Gesamt, einschließlich Prozentuale 
Kranken- und Renten- Veränderung 

versicherung 

1980 1 059,46 1 699,32 + 4,0 
1981 1 103,39 1 815,20 + 6,8 
1982 1054,50· 1 769,36 2,5 
1983 1 035,26 1 517,34 - 14,3 
1984 997,30 1 454,48 - 4,1 

Quelle: Buod""'nstalt für Arbeit 

Zum Einfluß der verminderten finllnziellen Leistungen 
auf Bildungsbeteiligung und -bereiuchllft 
Welchen Einfluß die verminderten finanziellen Leistungen auf 
das Weiterbildungsverhalten der (potentiellen) Teilnehmer aus· 
geübt haben bzw. noch ausüben, läßt sich anhand der skizzierten 
globalen Auswirkungen nicht ausreichend verdeutlichen. Finan­
zielle Förderungsansprüche, Arbeitsmarktlage und Arbeitsmarkt-

luschuß insgesamt 

186.1 2.436.1 
161.1 3.270.3 

70.3 3.324.0 
115.1 3.034.7 
122.7 3.157.6 

Fortbildung, arbeitslos 
Umschulung 

und in % 
Einarbeitung 

inTsd. 

246 
279 
265 
306 
353 

43,3 
47,1 
55,0 
64,3 
66,0 

entwicklung dürften Entscheidungssituation ulld -prozeß hin­
sichtlich einer Weiterbildungsbeteiligung bei den (potentiellen) 
Teilnehmern sehr unterschiedlich prägen. 
Unter dem für die Weiterbildungsbereitschaft entscheidenden 
Aspekt des Anspruchs auf Unterhaltsgeld lassen sich insbeson­
dere drei Personengruppen unterscheiden: 
(1) Personen, die nach § 46 AFG keinen Anspruch auf Uhg 

haben, auch wenn sie arbeitslos sind und die Lehrgangs­
kosten (nach § 45 AFG) im Zusammenhang mit einer ar­
beitsmarktlich notwendigen Bildungsmaßnahme (Anpas­
sungs1ortbildung, UmSChulung) erhalten können; 

(2) nicht arbeitslose Personen, für die ,nur' eine arbeitsmarkt­
lich zweckmäßige Bildungsmaßnahme (Aufstiegsfortbil­
dung) in Frage kommt, für die ihnen ein Uhg-Darlehen zur 
Verfügung gesteUt werden kann; 

(3) Arbeitslose, für die eine Teilnahme an Bildungsmaßnahmen 
notwendig ist (Anpassungsfortbildung, Umschulung) und 
die zugleich einen Anspruch auf Uhg haben. 

Zu (1) Förderung von Personen ohne Uhg-Anspruch: 
Der Personen kreis, der aufgrund mangelnder Beitragszahlungen 
keinen Uhg·Anspruch besitzt, ist außerordentlich heterogen; 
betroffen sind insbesondere 

Frauen, die (z. B. nach der Phase der Kindererziehung) wieder 
eine Erwerbstätigkeit aufnehmen wollen oder dazu gezwungen· 
sind (z. B. nach einer Scheidung oder nach dem Tod des Ehe­
mannes), 
arbeitslose Hochschulabsolventen und Studienabbrecher , 
arbeitslose Jungfacharbeiter mit schulischer oder iiberbetrieb­
licher Berufsausbildung, 
ehemalige Selbställdige (z. B. Landwirte) nach Aufgabe ihres 
eigenen Betriebes, 
ehemalige Beamte und Zeitsoldaten, 
langfristig Arbeitslose (z. B. nach längerer Erkrankung, aner­
kannte Asylberechtigte, Sozialhilfeempfänger), 
Arbeitnehmer, deren kurzfristige Arbeitsverhältnisse nicht 
ausreichen, um die Voraussetzungen nach § 46 Abs. 1 AFG 
zu erfüllen (z. B. Saisonbeschäftigte). 

Diese Personengruppen stellen ein Ar'beiukräftepotential dar, 
das in vielen Fällen ohne Qualifizierungsmaßnahme nicht ange· 
messen beruflich eingegliedert werden kann (wie z. B. die Frau­
en). Auch quantitativ handelt es sich hier um einen großen Kreis 
von Weiterbildungsinteressierten. Bevor dieser Personenkreis 
durch das Arbeitsförderungskonsolidierungsgesetz (AFKG) vom 
Uhg-Bezug ausgeschlossen wurde, umfaßte er 12 Prozent der 
Uhg-Empfänger (13658 Personen im Dezember 1981). Unter 
den derzeitigen Arbeitsmarktbedingungen ist dieser Personen· 
kreis seither sicherlich noch angewachsen. 
Als besonders widersinnig erwiesen sich solche Fälle, in denen 
die Betroffenen bereits Leistungen des Arbeitsamtes (Arbeits-
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losengeld (Alg) oder Arbeitslosenhilfe (Alhi)) bezogen, zugleich 
aber (nach § 46 Abs. 1 AFG) von einer Uhg.Zahlung ausge· 
schlossen sind, wenn sie sich an einer Volizeit·Weiterbildungs· 
maßnahme beteiligen wollen [3]; da sie in diesem Falt für eine 
Arbeitsvermittlung nicht mehr zur Verfügung stehen, verlieren 
sie den Anspruch auf Aig bzw. Alhi ohne gleichzeitig eine andere 
Unterstützung für ihren Lebensunterhalt zu gewinnen. Auch 
eine Sozialhilfe wird in diesen Fällen von den Sozialämtern der 
Kommunen in der Regel verweigert. Den Betroffenen bleibt hier 
nur der Verzicht auf eine Weiterbildung. [4] Eine Unterhaltszah· 
lung wird von den Kommunen nicht zuletzt deshalb abgelehnt, 
weil hier eine ungerechtfertigte KostenübeJWälzung des Bundes 
gesehen wird. 

Zu (2) Förderung von Teilnehmern an Aufstiegsfortbildung: 
Bei den an einer Aufstiegsfortbildung Interessierten handelt es 
sich um einen Personenkreis, der in der Regel einen ersten Be· 
rufsabschluß und einen Arbeitsplatz besitzt. Typische Aufstiegs· 
maßnahmen haben einen anerkannten Abschluß (z. B. Meister, 
Techniker, Betriebswirt) und erfordern zum Teil einen erheb­
lichen Zeitaufwand (Fortbildung zum Techniker erfordert z. B. 
zwei Jahre Vollzeitunterricht). Eine leistungsorientierte, lang· 
fristig angelegte Weiterbi Idungsmotivation ist deshalb eine nahe­
zu zwingende Voraussetzung für die Teilnahme an einer Auf· 
stiegsfortbildung. Werden die angestrebten Berufsziele erreicht, 
wird in der Regel ein höheres Einkommen erzielt, die negative 
Arbeitsmarktlage hat jedoch in den letzten Jahren die Chancen 
vermindert, einen der Fortbildung adäquaten Arbeitsplatz zu 
erhalten. Gleichwohl handelt es sich bei den durch Aufstiegs· 
fortbildung zu realisierenden Arbeitsplätzen um die wiChtigen 
Positionen der unteren und mittleren betrieblichen Führungs· 
ebenen. 
Die finanzielle Förderung der Aufstiegsfortbildung wurde bereits 
mit dem ersten Haushaltsstrukturgesetz von 1976 eingeschränkt 
und damit die erforderliche stärkere Eigenbeteiligung derWeiter· 
bildungsteilnehmer hervorgehoben. Das bereits geringe Uhg in 
Höhe von 58 Prozent des letzten Nettoentgelts, das bis dahin für 
den Besuch von VolIzeitmaßnahmen gezahlt wurde, wird seit 
1982 nur noch als Darlehen gewährt, wenn der Antragsteller 
nicht an einer gleichwertigen berufsbegleitenden Maßnahme teil­
nehmen kann. Schließlich wurde 1984 der Rechtsanspruch auf 
ein Uhg·Darlehen in eine "Kann"·Leistung geändert, d. h., die 
Darlehensgewährung ist von den für die Aufstiegsfortbildung zur 
Verfügung gestellten Haushaltsmitteln abhängig, so daß der An· 
tragsteller � zumirKlest in der zweiten Jahreshälfte � nichtsicher 
sein kann, ein Uhg·Darlehen zu erhalten. Von der finanziellen 
Förderung (geringe Uhg·HÖhe, Verschuldung durch Darlehen, 
Vorrang von berufsbegleitenden Maßnahmen, kein Rechtsan­
spruch auf Uhg-Darlehen) gehen deshalb kaum noch positive 
Anreize für eine Teilnahme an der Aufstiegsfortbildung aus. 

Die reduzierte finanzielle Förderung der Aufstiegsfortbildung 
hat sich deutlich in einem Rückgang der Eintritte in VolIzeitmaß· 
nahmen niedergeschlagen {vgl. Tab. 3J. 
In der zum Teil erheblichen Zunahme der Teilzeitmaßnahmen 
spiegelt sich einerseits die starke Weiterbildungsmotivation der 
aufstiegsorientierten Teilnehmer wider; zum anderen wird deut· 
lieh, daß die Aufgabe des Arbeitsplatzes und die drohende Ver· 
schuldung durch das Uhg-Darlehen bei Eintritt in eine Vollzeit· 
maßnahme für die Betroffenen erhebliche Risiken darstellen, die 
sie bei der derzeitigen Arbeitsmarktsituation kaum eingehen 
können. Attraktiv sind besonders die kürzeren Meistervorberei­
tungslehrgänge, die schon immer einen hohen Teilzeitanteil auf· 
wiesen, sowie die Weiterbildung zum Techniker. Bei der geringen 
Steigerung der Teilzeitmaßnahmen zum Betriebswirt dürften 
sich insbesondere die verminderten Arbeltsmarktchancen in die· 
sem Beruf auswirken. 

Darüber hinaus darf nicht übersehen werden, daß sich bei den 
längerdauernden Maßnahmen zum Techniker oder zum Betriebs­
wirt die gesamte Lehrgangsdauer in der Teilzeitform auf ca. vier 
Jahre ausdehnt. Mit diesen langen Zeiträumen einer Doppelbe· 

Tabelle 3; Eintritte in Maßnahmen zur beruflichen Aufstiegs. 
fortbildung 1980-19B3 nach der Veranstaltungs. 
form (VZ" Vollzeit, TZ" Teilzeit, FU ., Fernunter­
richt) 

Industrie·, Hand· 
Jahr werks· und Techniker 

sonstige Meister 
absolut in% absolut in% 

1980 VZ 19449 56,4 8 000 72,5 
TZ 14 909 43,2 1 222 11,1 
FU 144 0,4 1 807 16,4 

1981 VZ 21 031 57,5 9 793 74,8 
TZ 15 377 42,0 1 233 9,4 
FU 191 0,5 2 066 15,8 

1982 VZ 17 052 50,S 6 345 62,6 
TZ 16 505 48,9 1 451 14,3 
FU '210 0,6 2 344 23,1 

1983 VZ 15328 46,2 5 003 58,8 
TZ 1 7 577 52,9 1 496 17,6 
FU 298 0,9 2 012 23.6 

Veränderungen 1983 gegenüber 1980 

VZ -4121 -21,2 -2997 -37,5 
TZ 2 668 17 ,9 274 22,4 
FU 154 106,9 205 11,3 

Betriebswirt 

absolut in% 

2 010 56,7 
1 294 36,5 

242 6,8 
2 350 61,6 
1 249 32,8 

213 5,6 
1 183 48,1 
1089 44,3 

187 7,6 
938 38,8 

1 332 55,2 
145 6,0 

-1072 -53,3 
38 2,9 

-97' -40,1 

�1 299 �3.B �2 518 �22,8 �1 131 -31,9 

Quell.: Bunde!lanstal� für Arb.i� 

lastung von Berufsarbeit und Lernen werden offensiChtlich auch 
bei vielen gut Motivierten die Grenzen der Belastbarkeit erreicht 
bzw. überSChritten. Neben diesen motivationalen Barrieren bei 
der Aufnahme solcher Langzeitmaßnahmen dürften sich bei 
dieser Lehrgangsdauer auch die Abbruchrisiken bzw. die tatsäch­
liche drop-Qut-Quote steigern. In diesem Zusammenhang ist dar· 
auf hinzuweisen, daß der aus finanziellen Gründen eingeführte 
Vorrang für die berufsbegleitenden Bildungsmaßnahmen sich 
keineswegs in jedem Falle gegenüber einer VolIzeitmaßnahme als 
kostengünstiger erweist. [5] 

Zu (3) Förderung von Arbeitslosen mit Uhg-Anspruch; 
Bei den für eine arbeitsmarktlich . notwendige Weiterbildung 
(Anpassungsfortbildung und UmSChulung) infrage kommenden 
Teilnehmern handelt es sich vor allem um ungelernte oder wenig 
qualifizierte Arbeitslose; aufgrund schulischer Defizite, negativer 
Lernerfahrungen, traditioneller Bildungsabstinenz und psycho' 
sozialer Folgen der Arbeitslosigkeit bei den Betroffenen ist die 
Bildungsbereitschaft dieser Gruppen wenig ausgeprägt. Obwohl 
der Anteil der zuvor Arbeitslosen unter den AFG-Geförderten in 
den letzten Jahren gestiegen ist, sind bestimmte Gruppen unter 
den Arbeitslosen (wie z. B. Frauen, Ältere, Ausländer, Personen 
ohne abgeschlossene Berufsausbildung sowie solche, die zuletzt 
als An· oder Ungelernte tätig waren) unterrepräsentiert. 
Eine Weiterbildungsteilnahme von (vorher) Arbeitslosen ist in 
der Regel mit einer Steigerung der Vermittlungschancen bzw. 
mit einer zeitlichen Verkürzung der Arbeitslosigkeit verbunden. 
Je nach Maßnahmeart, Berufsziel und Region haben die Absol· 
venten von Weiterbildung jedoch unterschiedliche Aussichten 
auf einen weiterbildungsadiquaten Arbeitsplatz. Von den (vor· 
her) arbeitslosen Teilnehmern, die im 3. Quartal 1984 eine Maß· 
nahme mit Erfolg abgeschlossen hatten, konnten z. B. nahezu 
drei Viertel bis zum 31.3.1985 eine Arbeit aufnehmen. [6] 

Dieser (individuelle) Abbau der Arbeitslosigkeit durch Weiter· 
bildung wird durch die finanzielle Förderung wenig unterstützt; 
Aufgrund der Angleichung von Alg· und Uhg-Sätzen besteht für 
einen Alg·Bezieher kein Anreiz für eine Weiterbildungsteilnahme. 
Nur bei Teilnehmern mit unbetreuten Kindern besteht ein gerin· 
ger Anreiz durch ein um 2 Prozent höheres Uhg. Ein etwas stär· 
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kerer finanzieller Vorteil ergibt sich erst, wenn der Alg-Anspruch 
erschöpft ist und der geringere Alhi-Satz wirksam wird. Ein 
weiterer finanzieller Anreiz liegt darin, daß durch Weiterbildungs­
teilnahme ein neuer Alg-Anspruch erworben werden kann. 

Finanzielle Belastungen während der Maßnahme: 

Aufgrund der Angleichung von Aig und Uhg ist die finanzielle 
Situation von Weiterbildungsteilnehmern und Arbeitslosen direkt 
V(!rgleichbar. Neuere Ergebnisse einer Län'gsschnittstudie zei­
gen [7]. daß 31 Prozent der befragten Arbeitslosen bzw. 44 Pro­
zent der Langzeitarbeitslosen im Zusammenhang mit ihrer Ar­
beitslosigkeit .,sehr große finanzielle SChwierigkeiten" haben. 
Für Weiterbildungsteilnehmer mit Uhg fallen noch zusätzliche 
finanzielle Einschränkungen ins Gewicht, $0 daß arbeitslose 
Weiterblldungsteilnehmer in der Regel über weniger finanzielle 
Mittel als vor ihrer Weiterbildungsteilnahme verfügen. Solche 
zusätzlichen finanziellen Belastungen ergeben sich u. a. daraus, 
d,' 

o die Anrechnung von Nebenverdienst auf das AIg/Alhi (§ 115 
AFG) günstiger ist als beim Uhg (§ 44 Abs. 4 AFG), 

o allein die tägliche Abwesenheit von zu Hause finanzielle Bela· 
stungen mit sich bringt (insbesondere bei auswärtiger Unter­
bringung), 

o Kosten, wie z. B. bestimmte Lehrbücher, die sich aus der 
Lehrgangsteilnahme ergeben, nicht oder nicht voll über die 
Kostenerstattung nach § 45 AFG gedeckt werden, 

o es bei Fehlzeiten, die vom Bildungsträger genau kontrolliert 
werden, zu Uhg-Abzügen kommen kann. 

Angesichts dieser zusätzlichen finanziellen Belastungen bzw. 
Risiken, die Weiterbildungsteilnehmer eingehen müssen, ist es 
kaum verwunderlich, daß rund drei Fünftel der befragten Teil· 
nehmer von Bildungsrnaßnahmen der Arbeitsverwaltung t,Äuf­
tragsmaßnahmen") im Rahmen einer Untersuchung des Bundes­
instituts für Berufsbildung (B IBB) [8] über finanzielle Schwierig­
keiten während des Lehrgangs berichteten. Dabei ist zu berück· 
sichtigen, daß es sich hierbei bereits um die finanziell Stärksten 
handeln dürfte, da diejenigen, die bereits vor Teilnahme finan­
ziell stark belastet erscheinen (z. B. durch Verschuldung) von 
den Arbeitsberatern in der Regel nicht mehr zugelassen werden. 

Finanz�elle Belastungen und Abbruch: 

Aufgrund der finanziellen Belastungen während der Maßnahme 
liegt es nahe, auch den vorzeitigen Abbruch unter diesem Aspekt 
zu sehen, zumal nahezu zwei Fünftel der befragten Teilnehmer 
(o. g. Untersuchung des BIBB) angaben, daß sie über die finan­
ziellen Leistungen des Arbeitsamtes während der Maßnahme nur 
unzulänglich informiert worden seien. Die FuU-Teilnehmersta­
tistik der BA wein zwar "finanzielle Schwierigkeiten" nicht als 
Abbruchgrund aus, aus der Befragung von Beratungsfachkräften 
und Lehrkräften im Rahmen der BIBB-Untersuchung geht jedoch 
hervor, daß der vorzeitige Abbruch der Endpunkt eines oft län­
geren Prozesses ist, in dem auch die finanzielle Belastung, neben 
privat/familiären Problemen oder Fehlzeiten ein zentrales Mo­
ment des gesamtan ,Abbruchsyndroms' darstallt. Auch der Ab­
bruchgrund "Arbeitsaufnahme" ist deshalb primär unter dem 
Aspekt finanzieller Engpässe bei den Betroffenen zu sehen. Daß 
wesentlich mehr vorzeitig Ausgeschiedene, als von den Arbeits· 
ämtern gemeldet, unmittelbar nach dem Abbruch einer Maß­
nahme wieder Arbeit aufnehmen, geht aus einer Untersuchung 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfonchung (lAB) [9] 
hervor. Es handelt sich hier nicht selten um Personen (insbeson­
dere Un- und Angelernte). die wegen der geringen Höhe des Uhg 
auf zum Teil kurzfristige BeSChäftigungsverhältnisse mit einem 
höheren Arbeitseinkommen ausweichen (müssen). 
Bei LeistungskürlUngen, die Teilnehmer in bereits laufenden 
Maßnahmen betrafen, konnten MaßnahmeabbTÜche von Arbeitr 
beratern und Bildungsträgern verhindert werden; den Betroffe-

nen mußte verdeutlicht werden, daß ihnen angesichts ihrer nega­
tiven Berufs- und Lel;lenssituation nur die Möglichkeit bleibt, die 
begonnene Maßnahme fortzusetzen. [tO]ln diesen Fällen wurde 
sehr deutlich gemacht, was aber auch für andere arbeitslose Wei­
terbildungsteilnehmer zutrifft, daß viele von ihnen gezwungen 
sind, Weiterbildung unter Hinnahme von finanziellen Belastungen 
als ihre letzte Chance wahrzunehmen. 

Enrscheidungsverhaften der Arbeitslosen: 

Nach den Erfahrungen der Arbeitsämter wird der Beratungsauf­
wand für die Gewinnung von Arbeitslosen zur Weiterbildungs' 
teilnahme immer größer. Ein Teil der Beratungsfachkräfte, die 
im Rahmen der BIBB-Untersuchung befragt wurden, führten 
dies direkt auf das dem Alg angeglichene Uhg zurück. Ein weite­
rer Grund wird in der wachsenden Skepsis potentieller T eilneh­
mer gesehen, nach der Maßnahme einen angemessenen Arbeits· 
platz zu finden. Wie stark die Zweifel selbst bei den Teilnehmern 
noch sind, zeigt ein Ergebnis aus der Teilnehmerbefragung dieser 
Untersuchung: Danach äußerten SB Prozent der insgesamt 431 
Befragten Zweifel, ob der Lehrgang ihre Zukunftsaussichten 
verbessere und der ganze Aufwand der Weiterbildung für sie 
lohne. 
Mangelnde finanzielle Anreize und zugleich Unsicherheiten hin· 
sichtlich der Verwertung der Weiterbildung führen zu einem sehr 
zögernden Entscheidungsverhalten bei den Arbeitslosen, ins­
besondere bei den Alleinverdienenden, die bereits ein geringes 
Arbeitseinkommen harten. Da das Uhg auf der Grundlage des 
letzten Nettoeinkommens berechnet wird, sind Geringverdiener 
auch während der Weiterbildung benachteiligt. Dies gilt ins­
besondere für die Frauen, deren Einkommensniveau allgemein 
unter dem der Männer liegt. Nach den Erfahrungen der Arbeits­
berater wirkt sich in diesen Fällen die geringe finanzielle Förde­
rung als unüberwindliches Weiterbildungshindernis aus. In 
anderen Fällen weichen die Betroffenen auf eine -kurzfristige 
Maßnahme aus, auch wenn eine berufsqualifizierende Langzeit­
maßnahme, wie z. B. eine Umschulung in einen anerkannten 
Ausbildungsberuf, dringend erforderlich wäre. Denn: Das 
Risiko einer länQBrfristigen finanziellen Belastung ist für viele 
kaum zu übersehen, insbesondere dann, wenn zu Maßnahme­
beginn bereits Verschuldungen bestehen. Für einen anderen 
Teil der Arbeitslosen ist die berufliche Weiterbildung erst dann 
eine akzeptable Alternative, wenn der um einiges niedrigere 
Alhi-Satz wirksam wird. 

Für beide Entscheidungsstrategien - kurzfristige Maßnahme 
und/oder Verzögerung der Weiterbildungsaufnahme - liefert die 
F u U-T ei Inehmerstatisti k Anhaltspu nkte: 

In den letzten Jahren hat sich die Maßnahmestruktur stark 
zugunsten der Kurzzeitmaßnahrnen (bis 6 Monate Dauer) ver­
schoben. 
Seit 1982 erhöht sich der Anteil derjenigen, die erst nach 
sechs bzw. zwölf Monaten in eine Maßnahme eintreten. 

Auch in diesen Trends schlägt sich nieder, daß sich Weiterbil­
dungsteilnehmer eher zu einer Teilnahme gedrängt sehen als daß 
sie positiv motiviert werden. Daß die:. von einem Teil der Weiter· 
bildungsteilnehmer so erlebt wird, geht auch aus Befragungser· 
gebnissen der BI BB-Untersuchung hervor. N ur gut die Hälfte der 
Befragten hatte beim Arbeitsamt von :.ich aus Interesse an einer 
Bildungsmaßnahme bekundet. Bei knapp einem weiteren Drittel 
!latte das Arbeitsamt den Betroffenen die Bildungsmaßnahme 
direkt vorgeschlagen, und 13 Prozent der Teilnehmer gaben an, 
daß ihre Teilnahme nur mit Nachdruck, d. h. mit der Androhung 
von Leistungsentzug, seitens des Arbeitsamtes erzwungen werden 
konnte. Die Einschränkungen der Freiwil\igkeit der Teilnahme 
konzentrierten sich zwar auf Kurzzeitmaßnahmen (insbesondere 
41 oll-Maßnahmen), doch zeigt der manifeste Druck auch, daß die 
finanziellen Anreize insgesamt zu schwach sind, um die Weiter­
bildungshindernisse (z. B. individuelle Motivationsschwächen 
und/oder Risiken bei der Qualifikationsverwertung) zu überwin­
den. 
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Folgerungen und Forderungen für die finanzielle Förderung 
Unter dem Aspekt einer effizienten beruflichen Weiterbildung 
führt die skizzierte individuelle finanzielle Förderung unter den 
derzeitigen Rahmenbedingungen (negative Beschäftigungslage, 
Kürzungen von Haushaltsmineln) zu teilweise unerwünschten 
Auswirkungen: 
o Die Förderung ist auf den ,Schadensfall', d. h. die Arbeits· 

losen und die von Arbeitslosigkeit unmittelbar Bedrohten 
abgestellt: Die erwachsenenpädagogische Arbeit steht vor 
der schwierigen Aufgabe - ohne ausreichenden Bezug zur 
betrieblichen Praxis - die psycho-sozialen Folgen der Ar· 
beitslosigkeit aufzufangen und die Betroffenen zugleich be· 
rufsfachlich für eine erfolgreiche Wiedereingliederung zu 
qualifizieren. 

o Durch die mangelnden finanziellen Anreize kommt es zu 
weiteren erheblichen Verzögerungen bei der Weiterbildungs· 
aufnahme, die den Motivierungsaufwand durch Beratung und 
spezielle 41a·Maßnahmen noch vergrößern. 

o Die unter angespannten finanziellen Belastungen fallenden 
Entscheidungen für Kurzzeitmaßnahmen gehen zum Teil auf 
Kosten der in vielen Fällen erforderlichen berufsfachlich an· 
spruchsvollen Qualifizierung durch Langzeitmaßnahmen. 

o Eine durch (administrativen) Druck veranlaßte Weiterbildungs· 
teilnahme -zeitigt in der Regel keine positive Lernleistung, 
stört in vielen Fällen das Lernklima der Gruppe und läßt das 
Abbruchrisiko steigen. 

o Die Lernleistung wird nicht als Arbeitsleistung honoriert. 
Diese Einschätzung der Weiterbildung führt zu einem falschen 
Förderungsansatz von seiten der Arbeitsverwaltung und be· 
einträchtigt die Motivation der Weiterbildungsteilnehmer. 

o Bildungswillige, für deren berufliche Wiedereingliederung eine 
Weiterbildung dringend geboten ist, können sich wegen man· 
gelnder Leistungen zum Lebensunterhalt nicht an Qualifizie· 
rungsmaßnahmen beteiligen. 

o Der Vorrang von berufsbegleitenden Teilzeitmaßnahmen im 
Rahmen der Aufstiegsfortbildung führt zu langfristigen Dop· 
pelbelastungen und erhöht das Abbruchrisiko für die Teil· 
nehmer. 

o Die Limitierung von Haushaltsmitteln für die Uhg-Darlehens· 
leistungen in der Aufstiegsfortbildung hat einen sachlich 
nicht gerechtfertigten Verteilungsmodus der Mittel zur Folge 
("Wi nd hundrennen "). 

Bei der Festlegung und Dimensionierung von finanziellen Anrei· 
zen für die Weiterbildungsteilnehmer sollten deshalb folgende 
Gesichtspunkte berücksichtigt werden: 
o Für bildungsungewohnte Teilnehmer ist die übernahme von 

Bildungsanstrengungen in der Regel belastender als Arbeit. 
Gegenüber dem Alg und Alhi sollte das Uhg deshalb stärker 
als bisher den Charakter einer echten Lohnersatzleistung er· 
halten. Das bedeutet, daß die Höhe des Uhg eindeutig über 
der des Alg liegen soUte; auf keinen Fall sollte der ,Nur· 
Arbeitslose' gegenüber dem Weiterbildungsteilnehmer finan· 
ziell besser gestellt sein. 

o Bei der Bemessung der Höhe des Uhg sollte neben dem letz· 
ten Nettoeinkommen auch die Weiterbildungsleistung (Dauer 
der Maßnahme, Niveau der AbschlußprÜfung) Berücksichti· 
gung finden, so daß auch Personen mit zuvor geringem Ein· 
kommen (insbesondere Frauen) die Chance einer berufsquali· 
fizierenden Langzeitmaßnahme nutzen können (Mindesthöhe 
für Uhg). 

o Die Zahlung von Uhg sollte nicht allein von vorheriger Bei· 
tragsleistung, d. h. von versicherungsrechtlichen Gesichts· 
punkten abhängen, sondern vor allem von den individuellen 
Voraussetzungen der Weiterbildungsinteressenten und deren 
Arbeitsmarktsituation bestimmt werden. Dies würde bedeu· 
ten, daß die derzeit von Uhg·Leistungen ausgeschlossenen 
Personengruppen in die Förderung einbezogen werden könn· 

ten, insbesondere dann, wenn sie arbeitslos sind und sogar 
Leistungen des Arbeitsamtes erhalten. [11 J 

o Die Höhe des Uhg sollte so bemessen sein, daß finanzielle 
Gründe prinzipiell kein Weiterbildungshindernis sein können 
und eine langfristig stabile Motivation sich auf einer freiwilli· 
gen Teilnahme entwickeln kann; Reduzierungen der Uhg· 
Leistung während einer .Maßnahme sollten deshalb ausge· 
schlossen sein. Dies bedeutet, daß die Teilnehmer an arbeits· 
marktlieh notwendigen Maßnahmen grundsätzlich eine Voll· 
finanzierung erhalten sollten. Für die Teilnehmer an der Auf· 
stiegsfortbildung kann eine Teilfinanzierung als ausreichend 
angesehen werden; für die Höhe der Eigenleistung sollten je· 
doch Obergrenzen eingeführt werden, um die Verschuldung 
für die Betroffenen in kalkulierbaren Grenzen zu halten. 

Ausblick: 

Entwicklung der präventiven Aufgaben der Weiterbildung 
Das AFG hat die berufliche Weiterbildung von Anfang an als 
ein Instrument zur vorausschauenden Bewältigung des wirt· 
schaftlich·technischen Strukturwandels angesehen. So bestimmt 
z. B. § 47 Abs.3 AFG, daß eine Umschulung "so früh wie mög­
lich durchzuführen" ist, wenn dadurch die Arbeitslosigkeit be­
schäftigter Arbeitsuchender vermieden werden kann. Diese Aus· 
sage des Gesetzes ist kaum mit der später eingeführten Formu­
lierung zu vereinbaren, daß Uhg erst bei "unmittelbar" drohen· 
der Arbeitslosigkeit gewährt wird (§ 44 Abs. 2 AFG). 
Alle finanziellen Anstrengungen sollten deshalb darauf ausge· 
richtet werden, daß die berufliche Weiterbildung die ihr ur· 
sprünglich aufgegebenen präventiven Funktionen wieder erfüllen 
kann. Denn je mehr berufliche Weiterbildung zu einem Instru· 
ment für die Qualifizierung von bereits Arbeitslosen wird, desto 
stärker muß sie auch sozialpädagogische bzw. sozialintegrative 
Aufgaben wahrnehmen, die immer mehr Kräfte und finanzielle 
Mittel in Anspruch nehmen. 
Eine Möglichkeit, die präventiven Aufgaben der Weiterbildung 
zurilckzugewinnen, liegt in der stärkeren Einbeziehung der Be· 
triebe als Trager und Lernorte von Weiterbildung, bevor Arbeit· 
nehmet arbeitslos geworden sind. Für eine Realisierung dieses 
Weges reichen die derzeitigen Finanzierungsinstrumente nicht 
aus. Es sollten deshalb Modelle entwickelt und erprobt werden, 
die den Einsatz der beruflichen Weiterbildung als· präventives 

. Instrument finanziell absichern. Anzuknüpfen wäre hier nicht 
nur an Ergebnisse und Erfahrungen mit der betrieblichen Quali· 
fizierung von Uno und Angelernten im Rahmen des arbeitsmarkt· 
politischen Programms der Bundesregierung, sondern vor allem 
an Entwicklungen in anderen Ländern, die im Zusammenhang 
mit der Einführung neuer Technologien vor vergleichbaren Pro· 
blemen in der Weiterbildung stehen. [12J 

Anmerkungen 

[1] Oie ste�enden Lehrgang.kosten sind dabei zum Ttoil auf die nur 
mittelbar Ilhrgang�bezogenen Kosten, wie �. 6. die Erhöhung der 
V,rklhrnarife, 2uriickzumhrln. Zum Teil wirkt sieh aus, dall der 
Personenkreil, der nur Anspruch auf Erstattung der Lehrgangs· 
kOlten hat, stiirker wiichlt als der, dar zugleich auch einen UhU· 
Anspruch hat. 

[2J Durch d ... BeschäftigungSförderung'!lesetz (BeschFGI wurde die 
Anrlchnung von Kinderbetreuungsz,iten inzwiSchen verbessert. 

[3] "Wer lernt, soll hungern'·, Stern Nr. 52/84,5. 122. 

[4] Vereinzelt ist die Zahlung von Sozi,lhilfe von bstroffenen Weiter· 
bildunglteilnehml!rn auch Ichon geriChtliCh durChgesetzt worden: 

"UmSChüler Mben Ansprucll auf 5Qzialhilfe", Frankfurter Rund· 
schau vom 14.9.82 und vom 16.7.85, S. 12. 

[5] Berufsbegleitende Lehrgänge sind nur denn kO$tengünstiger als 
Volllllitmallnahmen, wenn untITrtlllt wird, dell der 6esuch von 
Vollzeitmallnahmen zu keinerlei Entl'llu� des Arbeitsmarktes 
führt. In der Regel wird aber ein T&il dir Arbeitsplätze, d;e von 
dln Teilnehmern an Vollzeitmallnahmln auf�eben werden, mit 
Arblitslosen besetzt, so dill über nlchl verausgabte Alg· und Alhl· 
Leinu�en Einsp�rungen erfolgen können. 

[6] Vgl. dazu die vom Institut für Arbeitsmukt· und Berufsfoflchung 
vi'rteljijhrlich herau'9Il!ll!benen statistischen Informationen �ber 
den Vlrbleib von Weiterbildungsabsolventen (Projekt 3·200 0). 
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111 v�.: Brinkmann,Ch.: Die indi'tiduelltn Fo�n langfristiger AT· 
t>eitllOl'igk,it. Eryebniu!t .. n .... re:ptiHMatl .... n Unguchnin"'\I!f' 
.��hl109' Jn: MiuAB .fIM, S. <154 ...... 13. 

[BI 01. Ergebnisse di� im R.h,..,.n de, BI BEI-P'<>jeku "Qualität und 
Wlrudlaftljchkeit berufli�h ... Weiterbildung" durchgeführten Un­
terlUdHKlg lind noch nicht wröfftntlic;ht; bflfragt wurden Mitor. 
bt;t/lr IIOn Arbtitsämtlrn und Bildungseinrichtungen, die Auftragl­
mdnahmm durchführen, sowie T,lInehmer, die diese Bildung.­
.... ß ... hmen besucht habfil. 

[91 V9l.: HofbilUfl'. H., Otodzio, W.; Berufliche W�wbiklun.g für Ar­
btitlloM. In: MinAB 2184,S. 189. 

[10[ "'gI. eIIl" ,in,n Bericht d .... Bundttlnst,lt fiit Arbeil iibc. die A..,. 
wirk"." des AFKG und des H'utll,II$btgI'ilgillelzel 19&4. 

Rolf Dobischat 

[ 1 1 [  I m  RlIhmoo ein.,.. dri"'9'l"d .<fOrdtrllc:hen Obe<arbeitung de1 ge_ 
""mten Förderu�tI wndi, EI"f�rul'lg .. i ...... Uhg für diesen 
Penooeok"';& bnond ...... drlngillch, :rurn.1 auch hier die hirtll'Stotll 
Kün;ungen durch dn AFKO erfolgten (\'gI. dazu Blmofski, U.: 
Weiterbildung heute. In; 8um.telarbelnblau I/B5,S. 12-1B. 

[12] Vgl. Die berufliche Weiterblldu"II in F,ankreich. Schweden, USA 
und Jlpan. OECD SYMP DOK e f(jr das Internationale Symposium 
"Nlue Technologiln und I:ntwicklullll und I:insatz von Humln· 
ressourcen" vom 1 1 .-13.3.815 in W()!flburg. Hier in luch auf du 
.. Grundi�U" 111 ..er<MriMn. nach dam Betrieb und Bundes· 
a ... latt l(jr Arbeit die Umschulung tij, von ArbeiulOligkin Bedrohte 
�flUlm finonzieren 1"Vi. Itlfo,metiOMdienn Weitlrbildu,,!! dea 
OIHT NI. 618&. 8. 6). 

Zum aktuellen Diskussionsstand der 

Weiterbildung von Arbeitslosen durch Maßnahmen 
nach § 41a AFG 
Eine Zwischenbilanz 

Vorbemerkung 
Ange,[chU steigender MassenarbeiUlosigkelt in den 5iebziger 
Jahr.n, dl. zudem mit massiven Strukturieru ngsprozessen unter 
den Arbeitslosen verbunden war und unterschiedliche Risiko· 
belastungen und Betroffenheitsquoten von spezifischen Per· 
lontngruppen am Arbeitsmarkt verdeutlichte, wurden mit der 
Verab-.::hildung des Haushaltsstrukturgestt!es im Jahre 1975 
erstm.1s in erheblichem Umfang die fötderungsrec:htlichm 
Rallmenbedingungen für die Teilnahme an der beruflichen 
Weiterbildung tieferg.-eifend verändert. Mit dem Arbeiuförde­
rungskon501idierungsgesetz (1982) ul"lCl dem HauÜlalubeglelt· 
gewn (1984) sind weitere Einschnitte in die öffentliche 8il· 
du fllJSförderung vollzogen worden. ZIelrIchtung dieser Verände· 
n .. lOgen war es u. a ... Arbeitlilose .... e"tärkt in die öffentlich 
geförderte berufliche Weiterbildung einzubeziehen. Als wesent· 
licher Markierungspunkt dieser EntwiCklung gilt die 5. Novellie· 
rung des AFG im Jahre 1979, mit der ein neUM zielgruppenbezo­
genes Bildungsinstrument geschaffen wurde. Waren im Jahr 1 978 
noch etwa 43 Prozent der Personen In Lehrgängen nach dem 
AFG 'tOt MaBnllhmebeginn .... beiulos .. so stieg der Anteil 
die-ser Gruppe unter den Lehrgilflgsteilne!"wnern in den folgenden 
Jahren kontinuierlich an und elTelchte im Jahr 1984 eine 
Quote von 66 Prozent. (1) Gleichfalls mit dieser KOllZ1!ntrltior15' 
blIwtgUng nahmen die Bildungunaßnahmen im Auftrag der 
Arbeitsämter (Auftr<tg�ßnahmen für Arbeitslose) zu. So 
befanden sieh im Jahr 19S2 etwa 113 000 Teilnehmer in der· 
artigen Lehrgängen. Dies entspricht 5Chätzungsweise einem 
Anteil von 45 Prozent an den Gesamteintritten inAFG·Bildungs· 
maßnahmen. [2} 
Mit den Auftragsmaßnahmen steht der Arbeitsverwaltung 
mittlerweile ein breites Spektrum verschiedener funktion� 
typischer MaBnahmearten zur Verfügung, wobei sich eine 
zunehmende Hierarchisierung und Polarisierung der Maßnahme· 
arten und des T eilrtehmerkreises abzeichnet. Dieses Maßnahme· 
spektrum erstreckt sich dabei auf eine Skala .. die von Lehr· 
!liingen und KurlOO mit sozialer Akzentuierung und Stabili­
sierunglifunktion (I nformations· und Orientierungslehrgänge, 
Vorförderungskutse .. Trainingimaßnahmen) bis hin zu Maß· 
nahmen mit .. klassischer" beruhfachlicher Ausrichtung 
reicht. (3] Mit der zunehmenden Ausdifferenzierung der Lehr· 
gangsarten im Kontext mit der SchwerpUnktverlagerung auf 
Auftragsmaßnilhmen im Hinblick auf die Schaffung zielgruppen­
spezifischer Lehrgänge. soll den beliO!"lderen Problem lagen eines 

großen Teill der Arbeitslosen be9lt9net werden, da es sich bei 
diesam Personenkreis um Ungelernte (ohne Beruf�sbildung) 
und Bildungsungewohnte (schlechto schulische Ausbildung, 
geringe WeiterbiJdungserfahrungcn) handelt. 

In den folgenden Ausführungen $Oll eine Bestandsaufnahme zu 
den Lehrgängen nach § 41 a AFG clurchgeführt werden. Diese 
LehrOilngsform mit einer maximalen L1iIufzeit von secm Wochen 
wurde im Zuge der S. Novellierung des AFG (1979) unter der 
Bezeichnung "Informations- und Moti .... ationsk\Jß8 für Arbeits-
10M" al, zielgnoppempezifitclws Inltrument mit deutlicher 
sozialpolitischer Komponente neu eingefügt. 

Zialgruppen d&i- Lehrgänge nllCh § 41a AFG sind längerfristige 
Arbeiulose, Arbeitslose ohne anerkannten Berufsabschluß und 
solche mit nachhaltig nicht (mehrl verwertbaren Qualifikatio· 
nen. Sei diesem Personenkreis handllt al sich im Kern um jene 
Problemgruppen unter den Arbeitslosen, deren Wiederbeschäf· 
tigungsehanc:en in das Erwerbsleben sich erheblich verschlech· 
tert haben und die zudem (insbesondere die IängerfrinigArbeits· 
losen) in beruflichen Bildungsmaßnahmen deutlich unter· 
repräsentiert sind. [4} 

Ober die bisherige Durchführungspraxil liegen eine Reihe von 
Erfahrungsberichten und Fonchungsergtt>ni55en vor (5). eine 
umfauende wissenschaftliche Aufarbeitung jedoch noch nicht, 
so daß aufgrund des ge<]l!nwärtigen FOlXhungsstandes nur 
partielle Einschätzungen geg&bln werden können. Als grund· 
Ätzliches Re5Ümee bleibt jedoch feSUustellen, daß mit den 
bisherigen Erfahrungen dieser Lehrgangsart überwiegend positive 
Einschätzungen verbunden $ind. zumindest dann, wenn zentrale 
erwachsenen' und sozialpädagogische Grundsätze bei der inhalt· 
lichen Gestaltung Berücksichtigung finden. 

ZiIiMtzung und iOOaltJiche Gestaltung der Maßnahmen 

In § 41 a AFG heißt 8$: "Dill Bundesanna1t rur Arbeit fördert 
di. Teilnahme von Arbeitslosen an Maßnahmen zur Verbene' 
rung Ihrer Vermittlungsaussichten, um insbesondere 

1) über Fragen der Wahl der Arbeitsplätze und die Möglichkei· 
ten der beruflichen Bildung zu unterrichten oder 

21 zur Erhaltung oder Verbesserung der Fähigkeit beizutragen, 
Arbeit aufzunehmen oder an Bildungsmaßnahmen teil· 
zunehmen." 
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Die gesetzlich vorgenommene Zielbeschreibung weist zwei unter­
schiedliche Aspekte auf. Danach ist es Aufgabe des Lehrgangs, 
zu einer Verbesserung der Vermittlungsfähigkeit in Arbeit bei­
zutragen oder zu einer weiter(führend)en Bildungsmaßnahme 
anzuregen. Entsprechend dieser Formulierung stehen "Ver­
mittlungs- und Bildungskomponente" als gleichrangige Ziele 
nebeneinander. [6] Deutlich wird aber auch, daß sich diese 
Maßnahmeform als verlällQ8rte Form der Arbeitsberatung ver­
steht, da die Arbeitsverwaltung mit der Vergabe derartiger 
Lehrgänge einen Teil ihrer originären Aufgaben an externe 
Institutionen delegiert. Für das Beratungspersonal indenÄmtern 
bedeutet dies eine teilweise Arbeitsentlastung, da die massive 
Zunahme ratsuchender Arbeitsloser mit Interesse an beruflicher 
Weiterbildungsförderung sowie allgemeinem Beratungsbedarf 
mit den vorhandenen Personalkapazitäten nicht mehr zu bewäl­
tigen war. [7] Die Zielambivalenz im Hinblick auf die Einord­
nung dieses Instruments in den Maßnahmenkatalog des AFG 
zeigt auch die 'Diskussion um die Entstehungsgeschichte der 
5. Novellierung. So war es ursprünglich geplant, einen § 53a 
- mit gleicher Zielsetzung - im Bereich "Förderung der Ar­
beitsaufnahme" mit der Bezeichnung ,.Trainingskurse zur Ver­
mittlung von Konkurrenzfähigkeit auf dem Arbeitsamt" anzu· 
siedeln. lB) Den gewerkschaftlichen Forderungen entsprechend, 
wurde der Lehrgangstyp jedoch im Bereich "Förderung der 
beruflichen Bildung" eingefügt, wodurch die "Bildungskompo· 
nente" besonders unterstrichen wird. 

Durch den Diennblatt-Runderlaß (200/79) (9) aus dem 
Jahr 1979 wurden die Ziele und Aufgaben der Kurse nach 
§ 41 a AFG von der Bundesanstalt für Arbeit näher umrissen. 
Demnach sollen die Teilnehmer über die Situation am Arbeits­
markt und über Möglichkeiten beruflicher Bildungsmaßnahmen 
informiert werden; ihnen soUen praktische und betufsfeld­
orientierte Erfahrungen vermittelt und sie sollen dazu angeregt 
werden, sich mit ihrer individuellen. durch Arbeitslosigkeit 
geprägten Situation auseinandel""lusetzen, damit sie zu plan­
vollem Vorgehen beim Bemühen um berufliche Wiedereinglie­
derung veranlaßt werden. 

Den Zielvorgaben der Bundesanstalt folgend, wurde in der 
LehrganQskonzeption des bfw des DGB das Maßnahmeziel wie 
folgt formuliert: [10] 
,,Arbeitslose Arbeitnehmer . . .  sollen eine Möglichkeit erhalten, 
freiwillig und ohne drohende Sanktionen neue Berufsfelder und 
Berufsbildungsmaßnahmen kennenzulernen. Ziel ist es, durch 
Informationen und Orientierungen über einzelne Berufe und 
Berufsfelder sowie Bildungs· und Beschäftigungsmöglichkeiten 
bei den Teilnehmern eine Motivation zur Teilnahme anBildungs­
veranstaltungen zu fördern (ggf. MÖglichkeiten einer sofortigen 
Arbeitsaufnahme aufzuzeigen)." 

Die Umsetzung dieser Ziele erstreckt sich auf drei Teilbereiche, 
und zwar: einen berufsqualifizierenden Teil in unterschied­
lichen Berufsfeldern, einen allgemeinqualifizierenden Bereich 
mit breiten Informationsanteilen über Förderungsbedingungen, 
regionale Arbeitsmarktsituation und über das Bitdungs- und 
Beschäftigungssystem sowie einem sozialpädagogischen Betreu­
ungsteil, der der besonderen Situation der Teilnehmer bei der 
Lösung ihrer individuellen Probleme Rechnung trägt. 
Die Funktion und der besondere Stellenwert dieser Maßnahme 
können folglich auf nachstehende Aspekte konzentriert werden: 
Es handelt sich um eine zielgruppenspezifische Lehrgangsform 
mit starker inhaltlicher Teilnehmerzentrierung in den Bereichen 
berufsbezogene Orientierung mit hohem Informations· und 
Beratungsaufwand und der sozialpädagogischen Betreuung im 
Hinblick auf individuelle Stabilisierung, um Folgeprobleme von 
Arbeitslosigkeit an$CItzweise aufzuarbeiten und gleichzeitig 
Orientierungshilfen und Perspektiven bei der Entwicklung 
individueller Strategien zu eröffnen und Eigeninitiative zu 
fördern. Durch diese Funktionszuschreibung grenzen sich die 
41 a-Lehrgänge weitgehend von den anderen Bildungsmaßnah­
men nach dem AFG ab. 

Arbeitsberater, die nach dem Erfolg der Maßnahme befragt 
wurden, schätzten die soziale Funktion höher ein als die arbeits­
marktpolitische Bedeutung. Die Kontaktaufnahme mit anderen 
Arbeitslosen, die Orientierungs- und Informationsbausteine, die 
verstärkende Wirkung für das eigeninitiative Handeln, die Auf­
brechung der Isolation der Teilnehmer als Folge von Arbeits­
losigkeit wurden als wesentliche Funktion dieses Lehr98ngstyps 
bezeichnet. Anderseits wird aber auch die Disziplinierungs- und 
Kontrollfunktion im Hinblick auf die Arbeitswilligkeit mittels 
dieses Lehrgangs betont. Entgegen anderen Auftragsmaßnahmen 
wird dem § 41a eine besonders ausgeprägte Distanz entgegen­
gebracht, wobei sich die konkreten Kritikpunkte auf die Wirk­
samkeit des Instruments, in bezug auf die Erhöhung der Ver· 
mittlungsfähigkeit, angelichts der dttsolaten Arbeitsmarkt· 
situation gerade für diese Personengruppen beziehen. [ 11 ]  
In diesem Kontext entzündet sich ein weiterer Kritikpunkt an 
diesen Lehrgängen. So besitzt der 418 die latente Gefahr, als 
Selektionsinstrument seitens der Arbeitsverwaltung wie auch der 
Weiterbildungsträger funktionalisiert zu werden, indem während 
der Laufzeit der Maßnahme die "Ieistungsfähigen- und weiter­
bildungsmotivierten" Personen von den "reinen Leistungs­
empfängern" getrennt werden. Insofern haben die Kurse den 

"
instrumentellen Charakter" als "selektiver Rekrutierungs· 

kanal" hinsichtlich der Integration besonders "bildungsmoti­
vierter Teilnehmer" In weiterführende (berufsfachliche) Bil­
dungsmaßnahmen zu wirken. [12] Angesichts der enger wer­
denden finanziellen Spielräume in der öffentlichen Bildungs­
förderung wächst der Druck der Selektion erheblich. Erkennbare 

"Problemfälle" können somit im Netz der sozialen/informie­
renden und trainierenden Maßnahmen hängenbleiben, während , 
den ,.als fachlich qualifiziert erkannten. bildungsmotivierten 
und leistungsfähigen (im Sinne eines Durchstehens wttiter· 
führend.er Bildungsangebote) Arbeitslosen" die Chance gegeben 
wird. [13J Damit würde ein harter Kern der Problemgruppen, 
die zunehmend als Opfer der betrieblichen Personal- und Ein­
stellungspolitik am Arbeitsmarkt ausgesondert werden, selbst 
durch die öffentliche Bi ldungsförderung benachteiligt (obwohl 
sie programmatisch im Zentrum der Förderung stehen), da 
ihnen zumindest der Zugang zu berufsqualifizierenden Maß­
nahmen verschlossen blieb, zumal diese am ehesten eine Wieder­
eingliederung sicher5tellen würden. Durch den gesetzlichen 
Auftrag der "Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit" als Kosten­
kriterien bei der Maßnahmedurchführung (AFKG von 19B2) 
rückt der Maßnahmeerfolg in der Wirkungsforschung (geringe 
Abbrecherquoten bei hohem Zielerreichungsgrad des erfolg­
reichen Maßnahmeabschlusses) insbesondere für längerfristige 
beruflich qualifizierende Lehrgänge ins Blickfeld der Teil­
nehmerrekrutierung (Arbeitsamt und Weiterbildungsträger). so 
daß die harten Problemfälle mit erheblichen individuellen 
Defiziten dureh das Sieb fallen könnten. [14) 
Ein weiterer Aspekt, auf den sich die Kritik an den Lehrgängen 
bezieht, liegt in den überhöhten AnsprUchen an die Leistungs­
fähigkeit des Kurses. Die überfrachteten Anspruchserwart\lngen 
zeigen sich insbesondere dort, wo diese Lehrgänge als psycho­
soziale Therapie- und Diagnosemaßnahme eingesetzt werden. In 
einem derartigen Selbstverständnis erscheinen die vielfältigen 
Folgeprobleme von Dauerarbeitslosigkeit in relativ kurzer Zeit 
bearbeitbar und partiell lösbar. Die spezifische So�ialisations· 
leistung der Kurse besteht folglich darin, durch massives korri­
gierendes Einwirken auf individuelle Verhaltensmuster scheinbar 
vermittlungshemmende Persönl ichkeitsmerkmale abzubauen. 
Oie ökonomischen Ursachen der Arbeitslosigkeit werden hier­
durch auf die Ebene der individuellen Psyche verlagert. [15J 
Zwar beziehen die Lehrgänge ihren besonderen Stellenwert aus 
der Notwendigkeit einer sozialpädagogischen Betreuung der 
Teilnehmer, die durch vielfältige Interventionsstrategien Problem­
und 8elastungspunkte vermindern, PeTSÖnlichkeitssrorungen 
mildem, soziale Kompetenz aufrechterhalten und damit generell 
zur Erhaltung des ArbeitsvermÖQens beitragen helfen, jedoch 
können sozialpädagogische nur in Verbindung mit berufs-
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pädagogischen Ansätzen unter Herstellung einer berufsbezoge­
nen Qualifizierung die Grundlage einer Bildungsarbeit mit 
Arbeitslosen hentelJen. Isoliert betriebene Maßnahmen mit dem 
Ziel eines "

psychischen Verarbeitungstrainings
" 

greifen zu kurz 
und sind nur als TeHlösungen aufzufassen, die aber zugleich die 
Notwendigkeit eines breiten Konzeptes für die Weiterbildung 
von Arbeitslosen unterstreichen. [16] Erste Ansätze einer 
organisatorischen und curricularen Integration dieser Lehrgänge 
!"Vorschaltkurse", "Vorförderungsbereich") in andere Bil­
dungsmaßnahmen sind bereits feststellbar. [17] 

Teilnehmerstruktur und Erfolg der Maßnahmen 

Nach der Verabschiedung der 5. Novellierung sind die Teil· 
nehmerzahlen an Lehrgängen nach § 41 a AFG bis 1981 sprung· 
haft angestiegen. In den Jahren 1982 und 1983 konsolidierten 
sich die Zahlen etwas unterhalb des Niveaus des Jahres 1981. 
Mit 30470 Teilnehmern im Jahr 1984 erreichten die Teil­
nehmerzahlen (Eintritte) einen bisher höchsten Stand. Bezogen 
auf die Zahl der Ei ntritte in Maßnahmen der beruflichen Fort­
bildung insgesamt, bewegten sich die Eintritte in 4 1 3  in einem 
Umfang von etwa 10 Prozent. [18] 

Im Spektrum der Teilnehmer an Auftragsmaßnahmen im 
Jahr 1982 konzentrierten sich etwa 14 Prozent der Eintritte 
auf derartige Lehrgänge. [19J Dabei wird dieser Lehrgangstyp 
besonders in Regionen mit hoher Arbeitslosenquote einge­
setzt. [20] 

Eintritte in Maßnahmen nach § 41 a AFG 

Teil- Männer Frauen 
Prozent-Anteil Frauen 

Jllhre an allen Eintritten 
nehmer i n %  i n %  

in 8i1dungsmaßnahmen 

1980 1 4 104 62,7 37,3 32,5 
1981 24 504 58,9 41,1 32,6 
1982 23324 58,2 41,8 31,9 
1983 23880 59,7 40,3 31,9 
1984 30470 61,3 38,7 32,6 

Quelle: Bund�sannalt für Arbeit JHrsg.): Förderung der beruflich"" 
Bildung. Ergebnisiil'l der Statinik über die Teilnlhmer an Maß­
nahmen zur beruflichln Fortt>ildung. Umschulung und betrieb­
lichen Einarbeitun\l, Nürnberg. für die angegebenen Jahre. 

Vergleicht man die geschlechtsspezifische Zusammensetzung der 
Teilnehmer, so zeigt sich, daß die Frauen in den 41 a-Maßnahmen 
( 1 984: 38,7%) im Verhältnis zu ihrem Anteil an den Gesamt­
eintritten in berufliche Bildungsrnaßnahmen überrepräsentiert 
sind (1984: 32,6%). I n  den Jahren 1981 und 1982 fiel dieses 
Verhältnis für die F rauen sogar noch deutlicher aus. 

Erste umfassendere Ergebnisse zur Wirksamkeit der Lehrgänge 
wurden durch das lAB im Jahr 1982 vorgelegt. [21] Im Hin­
blick auf die zielgruppenspezifische Ausrichtung zeigten die 
empirischen Befunde im Vergleich der Teilnehmer zu den 
Arbeitsl�en nach vergleichbaren Strukturmerkmalen, daß 

arbeitslose Frauen - wie auch in anderen Bildungsmaß­
nahmen - in Lehrgängen nach § 41 a AFG unterrepräsentiert 
sind; 

Hilfsarbeiter - gemessen an ihrem Anteil unter den Arbeits­
losen - deutlich stärker in den Lehrgängen vertreten sind; 

der Anteil der Personen ohne berufliche Ausbildung in den 
Lehrgängen nur gering vom Anteil dieser Personengruppe 
unter den Arbeitslosen abweicht; 

längerfristige Arbeitslose unter den Lehrgangsteilnehmern 
überrepräsentiert sind. [22] 

Trotz dieser positiv zu bewertenden Befunde im Hinblick auf 
eine zielgruppenorientierte Ansprache mittels dieses Lehr­
gangstyps können die Ergebnisse nicht dariiber hinwegtäuschen, 
daß trotz der verstärkten Konzentration der Bildungsförderung 
nach dem AFG auf Arbeitslose nach wie vor die besonderen 
arbeitsmark tpoli tischen Zielgruppen (F rauen, Geringqualifizierte 

mit ehemals niedrigen Statuspositionen, ältere Arbeitnehmer 
usw.) in beruflichen Bildungsrnaßnahmen unterrepräsentiert 
sind. [23] Dementsprechend kann die öffentliche Bildungs­
förderung kaum vorgelagerte Bildungsbenachteiligungen kom­
pensieren und "Polarisierungstendenzen" in der Weiterbildungs­
beteiligung (8ildungskumulationsthese) entgegenwirken, viel· 
mehr besteht sogar die Gefahr einer verstärkten selektiven 
Wirkung. Unbestritten ist, daß sich auf individueller Ebene 
durchaus Erfolge der beruflichen Weiterbildung nach dem AFG 
einstellen und eine Wiedereingliederung ins EJWerbsleben 
gelingt. Die Verbesserung individueller Qualifikationen liefert in 
Anbetracht des globalen Arbeitsplatzdefizites keinen Ersatz 
für eine arbeitsplatzbeschaffende Beschäftigu ngspolitik; zudem 
stehen individualisierte Sichtweisen unter dem Verdacht, die 
ökonomischen Ursachen von Arbeitslosigkeit zu verdecken und 
die "Opfer des Arbeitsmarktes" zum eigentlich zu bearbeiten­
den Problem zu deklarieren. 

Grundsätzlich stellt sich die Frage nach den Beurteilungskrlte­
rien für die Wirksamkeit von Lehrgängen nach § 4 1 a  AFG. 
Entsprechend den beiden Ziel richtungen "Vermittlungskompo­
nente" und "Bildungskomponente" können die Bewertungs­
kriterien in Form von "Vermittlungsquoten" bzw. "Übergangs­
quoten in weiterführende Bildungsrnaßnahmen" empirisch über­
prüft werden. Andererseits kann der Erfolg auch am Innen­
verhältnis, d. h., was passiert mit den Teilnehmern während der 
Maßnahme und wie beurteilen z. B. die Teilnehmer den Lehrgang 
im Hinblick auf Entwicklung von Wiedereingliederungs- bzw. 
Bildungsstrategien, eingeschätzt werden. 

In der lAB-Untersuchung wurde ferner der Berufsverlauf der 
Teilnehmer nach Maßnahmeab5Chluß überprüft. Im Zeitraum 
von sechs Monaten zwischen Beendigung des Lehrgangs und der 
Befragung haben 27 Prozent eine Arbeit aufgenommen, 6 Pro­
zent waren i n  einer Arbeitsbeschaffungsmaßnahme beschäftigt, 
21 Prozent nahmen eine berufliche Weiterbildung auf und 
46 Prozent waren ständig arbeitslos. [24] 

I m  Rahmen der Wirkungsforschung überprüft das lAB laufend 
den Verbleib von Teilnehmern in VolIzeitmaßnahmen der beruf­
lichen Bildung nach Meßnahmeabschluß. [25] So standen von 
den 4453 Personen, die im ersten Quartal 19B3 einen 41 a·Lehr­
gang beendeten, 37 Prozent zum Stichtag 30.09.1 983 noch im 
Leistungsbezug (arbeitslos). Im Vergleich zum Jahr 1984 
( 1 .  Quartal: 5427 T eilnehmerl lag der Prozentwert zum gleichen 
Stichtag (30.09.1984) bei 36 Prozent. 

Vergleicht man diese Werte nun mit anderen Maßnahmearten 
(Anpassungsfortbildung, Aufstiegsfortbildung, Umschul ung usw) 
so wird deutlich, daß der Maßnahmeerfolg - im Hinblick 
auf die Wiedereingliederung (Verbleib zum Stichtag 30.09. der 
beiden verglichenen Jahre) - von 41a geringer zu bewerten 
ist. Während lediglich die ehemaligen Teilnehmer an einem 
gewerblichen übungstraining (übungswerkstatt) Prozentwerte 
oberhalb der 41 a-Quote aufweisen, liegen die Verbleibsquoten 
(im Leistungsbezug) für die anderen Maßnahmearten erheblich 
unter diesem Niveau (Handwerks- und Industriemeister liegen 
z. B. unter 10 Prozent). 
Diese Zahlen verdeutlichen, daß die 413- Lehrgänge hinsichtlich 
des Erfolgs einer unmittelbaren Reintegration ins EJWerbsleben 
zuerst einmal negativer zu beurteilen sind, als Maßnahmen mit 
berufsfachlicher Ausrichtung und berufsqualifizierenden Inhal­
ten. Andererseits weist dieser Befund auf den besonderen Stellen­
wert von 41 a als Vorförderungsmaßnahme für weiterführende 
und qualifizierende Bildungsmaßnatvnen hin, deren Erfolgs­
quoten für eine Wiedeteingliederung deutlich höher liegen. 
Somit riickt die "BlIdungskomponente" ins besondere Augen­
merk der Wirkungs- und Erfolgsbeurteilung. Neben den 
21 Prozent, die zum Befragungszeitpunkt i n  der IAB-'Analyse 
eine berufliche Weiterbildung aufgenommen hatten, planten 
weitere 7 Prozent dies. 

Ähnlich hohe Übergangsquoten präsentiert das bfw des DGB 
und das 8FZ Essen. [261 Zu berücksichtigen bleibt jedoch hier-
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bei, daß sich die Ergebnisse auf Befragungen von Teilnehmern in 
Modelleinrichtungen der beruflichen Weiterbildung beziehen 
und die Kurse zumeist als Vorschaltkurse von anderen Maßnah­
men eingesetzt sind, so daß sich die "Bildungsperspektive" u. a. 
schon aus der organisatorisch-funktionalen Einbindung der 
Lehrgänge ableiten ließe. Grundsätzlich ist jedoch zu vermuten, 
daß das Bildungsinteresse von Arbeitslosen noch nicht ausge­
schöpft ist [27] und daß 41 a-Maßnahmen eine deutliche Ver­
stärkerfunktio n für die tatsächliche Teilnahme erfüllen. So 
haben nur 4 Prozent aller Arbeitslosen innerhalb eines Jahres 
eine Weiterbildung aufgenommen [28]. während 73 Prozent 
derjenigen, die nach Abschluß einer 41 a-Maßnahme in eine 
weitere Bildungsmaßnahme eingetreten waren, angaben, daß 
sie die Teilnahme an der 41& zur weiteren 8ildungsteilnahme 
angeregt habe; zudem befanden sich unter diesen Teilnehmern 
Personen mit schulischen und beruflichen Defiziten, also beides 
Indikatoren, die ansonsten für bildungsferne Schichten spre­

chen. [29] 
Soll die Forderung nach höheren Teilnahmechancen von bi 1-
dungsfernen Schichten an institutionalisierten Prozessen der 
beruflichen Weiterbildung, deren Zugangswege bisher mit 
Selektionen verbunden sind, keine leere H ülse bleiben, so müs­
sen rechtliche, finanzielle, organisatorische und curriculare 
Rahmenbedingungen geschaffen werden, die den besonderen 
Problemlagen dieser Gruppen Rechnung tragen. Die Ursachen 
für die vielzitierte "Bildungsabstinenz" bestimmter Sozial­
gruppen an der Weiterbildung sind durch eine Vielzahl bil­
dungs- und industriesoziologischer Studien hinreichend analy­
siert und empirisch belegt worden. Strategien mit dem Ziel, 
das Weiterbildungsinteresse von bildungs- und arbeitsmarkt­
politisch benachteiligten Gruppen zu stärken, um damit deren 
Teilnahmequoten an der beruflichen Weiterbildung zu erhöhen, 
müssen u. a. flankiert werden von weiterreichenclen Beratungs­
angeboten durch neue Anspracheformen, einer finanziellen 
BessersteIlung während der Bildungsteilnahme, sowie einer 
verstärkten zielgruppenspezifischen öffentlichen Förderung der 
betrieblichen Weiterbildung (gebunden an qualitative Standards) . 

Abschließend soll noch kurz auf die soziale Komponente dieses 
Lehrgangstyps im Urteil der Teilnehmer hingewiesen werden. So 
äußerte der überwiegende Teil der Teilnehmer, daß die lehr­
gangsdauer zu kurz gewesen sei, und daß weitere Lehrgänge 
dieser Art erforderlich wären. [30] Hinsichtlich der Motive für 
die Teilnahme steht die Kontaktaufnahme zu anderen Arbeits­
losen an erster Stelle. Faßt man die Erfahrungsberichte über 
die Durchführung von 41 a-L ehrgängen zusammen, so wird 
deutlich, daß die Aspekte der Persönlichkeitsstabilisierung, der 
Erhaltung kommunikativer Kompetenzen und die ·Förderung 
der Eigeninitiative im Urteil der Teilnehmer eine zentrale 
Bedeutung zukommt, und daß diese Maßnahmeform erste 
Ansätze liefert, die Isolation als Folge der Arbei tslosigkeit 
aufzubrechen. Somit können Kurse nach 418 als wesentlicher 
Bestandteil einer Politik für die zunehmende Zahl resignierter, 
passiv gewordener Arbeitsloser bezeichnet werden_ Damit sind 
sie in der gegenwärtigen Arbeitsmarktlage unverzichtbar. 

Empfehlungen und Perspektiven 
Für die weitere Entwicklung und Ausgestaltung der Maßnahmen 
können folgende Empfehlungen genannt werden: 

Freiwilligkeit der Teilnahme als Abschwächung der beste­
henden Gefahr einer selektiven Trennung der Teilnehmer 
nach Beendigung des Lehrgangs (Abbau der Kontrollfunktion 
hinsichtlich der Feststellung der generellen Leistungsfähig­
keit des einzelnen Teilnehmers, Verminderung des lern­
drucks usw,); 
stärkere Betonung der "Bildungskomponente durch die 
Integration der Kurse in weiterführende Maßnahmen" 
(z. B. Umschulung); 
Konzentration auf berufsinformierende und insbesondere 
allgemeinbildende Inhalte im Sinne einer Vorförderung 

(Defizitausgleich in bezug auf Anschlußrnaßnahmen) sowie 
Sicherstellung einer sozialpädagogischen Betreuung; 
Maßnahmevergabe an Bildungsträger mit weiterführendem 
Angebot {lernortkontinuitätl; bei unzureichender regionaler 
Bildungsinfrastruktur durch die Initiierung eines Weiter­
bildungs-Lernort-Verbundes (Träger der Erwachsenenbildung, 
Berufsschulen, Betriebe, überbetriebliche Ausbildungsstätten 
usw.) herbeiführbar. 

Durch derartige Lehrgänge ist es möglich, eine regionale Nach­
frage nach Weiterbildung zu schaffen. über die Steuerungs­
möglichkeiten mittels der verstärkten Vergabe von Auftrags­
maßnahmen könnten somit auch erhebliche Defizite in der 
regionalen Weiterbildungsversorgung ausgeglichen werden (z. B. 
Anwerbung von Bildungsträgern) . Gerade schlechte Versorgungs­
lage n mit Bildungsangeboten (insbesondere für die Zielgruppe 
des 41 a) in ländlich -peripheren Regionen wirken als zusätzliche 
Barrieren einer Bildungsteilnahme dieser Gruppe. Eine Stimu· 
lierung regionaler Nachfrage kann jedoch nur dann in eine 
tatsächliche Teilnahm e einmünden, wenn entsprechende An­
gebote unterbreitet werden (ansonsten verpufft ein geweck tes 
Bildungsinteresse relativ schnell). 

In Anbetrach t einer wohl noch steigenden Arbeitslosigkeit wird 
die Erwachsenenbildung zukünftig noch mehr mit dem Problem 
einer Bildungsarbeit mit Arbeitslosen konfrontiert sein. Diese 
Herausforderung muß aber auch zwangsläufig zum Überdenken 
der Tragfähigkeit bisheriger Bildungskonzepte und beruf· 
licher Weiterbildungscurricula führen. Erste Versucha einer 
Neubestimmung sind mit dem Konzept einer "arbeitsorientier­
ten ElWschsenenbildung" erkennbar. Ihr Gege nstandsbezug ist 
nicht nur auf die vorfindlichen Arbeitsplätze mit entsprechen­
den Qualifikationsanforderungen beschränkt, sondern schließt 
die Perspektive der Zukunft der Arbeit ein. Die Vermittlung 
kognitiver und motorischer Fähigkeiten muß einhergehen mit 
der Berücksichtigung der emotionalen und motivationalen 
Teilnehmervoraussetzungen. Ein derartiges Konzept geht von 
der Interessenorientierung und der Arbeitstätigkeit aus, schließt 
die Erfahrungen der Arbeitslosigk eit ein, ist durch den Bezug 
zum Produktionsprozeß arbeitsorientiert und themenbezogen 
(z. B. Projektmethode) und folgt dem Prinzip der Teilnahmer­
orientierung. [31] 
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Uwe Grau I K1aus-Dieler Hahn I Hans-Joachim Scheller 

Ziele, Methoden und Ergebnisse von Maßnahmen 
nach § 41 a AFG 

Fonna[er Rahmen der Kurse 
Die im vorliegenden Artike[ erörterten Problemstellungen sind 
zum einen aus der Durchsicht der literatur zu den Erfahrungen 
verschiedener Träger, zum anderen aus eigenen mehrjährigen 
Erfahrungen in einem sozialtherapeutischen Praxisfeld entstan· 
den. Den Rahmen der Tätigkeit bilden gesetzliche Maßnahmen 
nach § 41a des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG). Solche Maß­
nahmen werden von den einzelnen Arbeitsämtern organisiert 
und zur Durchführung öffentlichen oder privaten Trägern über· 
geben. Sie saUen insbesondere 
,,1) über Fragen der Wahl von Arbeitsplätzen und die Möglich­

keiten der beruflichen Bi[dung unterrichten oder 

2) zur Erhaltung ooer Verbesserung der Fähigkeit beitragen, 
Arbeit aufzunehmen oder an beruflichen Bi(dungsmaßnah­
men teilzunehmen" (§ 41a AFGl. 

Seit dem 1.1.1985 müssen vom Arbeitsvermitt(er ausgewählte 
Arbeitslose an diesen Maßnahmen teilnehmen, wenn sie nicht 
das Risiko eingehen wollen, daß die ihnen zustehenden Ge[d­
(eistungen für 12 Wochen gesperrt werden. Die Maßnahmen 
können nach den Ausführungsbestimmungen der Bundesansta(t 
für Arbeit drei bis sechs Wochen dauern (It Rd. Erl. 200). 
Die Zusammenstellung der Gruppen erfolgt in der Regel durch 
den Arbeitsberater nach verschiedenen Kriterien. Dabei werden 
besonders bei kleineren Trägern, wenn zu den Verhand(ungs-
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partnern auch die Dozenten der Maßnahme gehören, deren Er­
fahrungen und Vorstellungen berücksichtigt. Es werden Gruppen 
nach Kriterien wie Alter, Geschlecht, Berufsausbildung und Aus­
maß der Minderung der Erwerbsfähigkeit ausgewählt, z. B. 
Gruppen von Jugendlichen zwischen 16 und 21 Jahren, Frauen­
gruppen, ungelernte gewerbliche Arbeitnehmer, Schwerbehin­
derte. 
Gemeinsam ist den Teilnehmern in der Regel, daß in absehbarer 
Zeit weder eine Vermittlung in Arbeit noch in eine sonstige 
Maßnahme der beruflichen Bildung zu erwarten ist und ihre 
Chancen auf dem Arbeitsmarkt von den Arbeitsvermittlern als 
sehr gering eingeschätzt werden. Eine Streuung innerhalb der 
Gruppen bezüglich Alter, Geschlecht und intellektueller Lei­
stungsfähigkeit erscheint günstig. Manchmal findet in Vorge­
spräehen mit dem zuständigen Arbeitsberater ein Meinungs­
austausch über gruppenspezifische Ziele und I nhalte der ge­
planten Maßnahmen statt. Nach dieser grundsätzlichen Verstän­
digung über die durchzuführende Maßnahme werden entweder 
vom Arbeitsberater oder von einem Vermittler Arbeitslose aus 
der Kartei herausgesucht. 
Auf Befragen gaben z. B. Vermittler aus Schleswig-Holstein 
an [11, daß sie Personen auswählen 

die von sich aus den Wunsch äußern, an einem 4 1  a-Kurs teil­
zunehmen, 
die der Vermittler als vereinsamt und isoliert erlebt, 
die längere Zeit (mindestens 1/2 Jahr) arbeitslos sind und 
wieder "auf Schwung ge�racht" werden sollen, 
die vermutlich schwierige persönliche Probleme haben, 
die aufgefallen sind durch Schwarzarbeit oder "aufsässiges" 
Verhalten im Amt und die ,,4 Wochen lang mal was tun" 
sollen. 

Die Auswahl von Teilnehmern wird dann schriftlich zu einer Ar­
beitsberatung eingeladen. Dieser Einladung müssen die ausge­
wählten Arbeitslosen nachkommen wie jeder anderen Aufforde· 
rung zur Meldung beim Arbeitsamt. Unentschuldigtes Fehlen 
kann unter Umständen eine zweiwöchige Sperrung der Geld· 
leistung nach sich ziehen. Diese "Arbeitsberatung" kann in 
Form eines Gespräches lwischen Arbeitsberater und Arbeitslosen 
oder in Form einer Gruppeninformation mit den Dozenten des 
Lehrgangs durchgeführt werden. 

Allgemeine Kursziele 
Die nachfolgende Liste von Kurszielen dient einem Überblick 
über die von verschiedenen Trägern angestrebten Globalziele. 
A) Umgestaltung des Lebensstils. 
B) Einstellungs- und Motivationsbeeinflussung. 
C) Aufarbeitung von Sozialisationsdefiziten. 
D) Schulung von SChlüsselqualifikationen. 
E) Erkennen der sozialen Bedingtheit der Lebenssituation 

respektive der Arbeitslosigkeit. 
F) Folgeprobleme der Arbeitslosigkeit bearbeiten. 
G) Real istische Selbsteinschätzung fördern. 
H) Arbeitsmotivation erhöhen. 
11 

KI 
Auseinandersetzung mit Anforderungen desArbeitsmarktH. 
Berufsbilder erarbeiten. 

L) Bewerbungstraining. 
M) Persönliche Probleme, die die Arbeitsaufnahme behindern, 

lösen. 
N) Motivation zur örtlichen und beruflichen Mobilltäterhöhen. 
0) Verhältnis Arbeitsamt - Arbeitslose verbessern. 
P) Selbstsicherer werden, sich selbst behaupten. 
Die Konzeptionen, in denen diese Ziele in unterschiedlicher 
Kombination zu finden sind, werden dem Arbeitsamt, das einen 
41 a-Kurs organisieren möchte, als Teil eines Angebots eingereicht. 
Es ist verständlich, daß sich die Träger bei der Planung der Maß· 
nahmen hauptsächlich an den verwaltungsrechtlichen Bestim· 

mungen orientieren. So enthalten die Konzepte fast ausschließ­
lich Umschreibungen der im Runderlaß 200 der Bundesanstalt 
für Arbeit festgehaltenen Ausführungsbestimmungen zum § 41a 
des AFG. Daher sind die verschiedenen Konzepte ähnlich und 
die Ziele sehr allgemein formuliert. 
Für die praktische Arbeit im Kurs bleibt es Aufgabe der Dozen­
ten, aus den konzeptionellen Obenielen realisierbare Zwischen­
und Teilziele abzuleiten, die die Arbeit im Kurs strukturieren 
helfen. 
Diese Aufgabe der Dozenten wird erschwert durch 

die Zeitbegrenzung auf vier Wochen, 
institutionelle Hindernisse (vgl. Abschnitt, "Institutionelle 
Hemmnisse . . .  ", S. 129), 
unterschiedliche Bedürfnisse der Teilnehmer, 
untersch iedliche Ziele für einzelne Teilnehmer. 

Unterschiedliche Kurstypen 
Die konkrete Gewichtung der einzelnen Kursziele ist zwar be­
grenzt durch den theoretischen Hintergrund und die berufliche 
und zwischenmenschliche Kompetenz der Dozenten, wird aber 
entscheidend· bestimmt vom Typ des jeweiligen Kurses. Die von 
den Arbeitsämtern zur Zeit durchgeführten Maßnahmen lassen 
sich im wesentlichen in drei Kategorien einteilen: 
1 )  Maßnahmen zur beruflichen Orientierung mit Ausrichtung 

auf eine anschließende Vermittlung i n  Arbeit. Gute Bewer­
bungsunterlagen und Trainieren des Vorstellungsgesprächs, 
umfassende Information üher zukunftsorientierte Berufsfelder 
sind hier Schwerpunkte. I n  einigen Maßnahmen liegt das 
Gewicht auf einer beruflichen Neuorientierung, insbesondere 
für Arbeitslose mit abgeschlossener Ausbildung. 

2) Maßnahmen mit sozialtherapeutischem Schwerpunkt. Hier 
geht es um die Verarbeitung von Ursachen und Folgen der 
Arbeitslosigkeit für den einzelnen Arbeitslosen und die Le­
bensgestaltung unter der Perspektive anhaltender Arbeits­
losigkeit auch nach dem Kurs. Die präventive Absicht dieses 
Kurstyps ist es, die negativen Folgen langanhaltender Arbeits­
losigkeit zu begrenzen. 

3) Maßnahmen, die einer Umschulung vorgeschaltet sind. Hier 
sollen Lern- und Arbeitstechniken vermittelt und unter dem 
Motto "Das Lernen lernen" der Einstieg in eine AUSbildung 
erleichtert werden. Zudem besteht oft die Möglichkeit, den 
angestrebten Beruf näher kennenzulernen. 

Methoden 
Im folgenden soll der methocllsche Rahmen von 13 Seminaren 
verschiedener Träger aufgezeichnet werden. Am Ende eines 
jeden Abschnittes erfolgt jeweils eine kurze Bewertung aus der 
Sicht der Autoren. 
Eine Untersuchung von HOFBAUER u. DADZIO (21 über Maß· 
nahmen nach § 41a AFG enthält Angaben über die prozentuale 
Häufigkeit des Auftretens von sechs Methoden in den unter· 
suchten Maßnahmen. Diese Zahlen werden jeweils am Ende des 
entsprechenden Abschnittes mitgeteilt. 

a) Arbeits· und Unterrichtsformen 
I n allen 13 beschriebenen Maßnahmen gab es eine Kombination 
aus Frontalunterricht, Diskussionen im Plenum und konkreter 
aufgabenbezogener Kleingruppenarbeit. Die Kleingruppen wur­
den in Abhängigkeit von der Anzahl der Dozenten und der 
Komplexität und Abstraktheit des Themas entweder von ihnen 
angeleitet oder abwechselnd betreut. 
Manche Teilgruppen erhielten Einzelaufträge, die außerhalb der 
Gruppenräume zu erfüllen waren, wie z. B. Organisation von 
Terminen, Beschaffung von Informationen oder Interviews von 
Passanten auf der Straße. 
HOFBAUER u. DADZIO [2J berichten, daß Vorträge in 90 Pro­
zent, Diskussionen in 98 Prozent und Gruppenarbeiten in 90 
Prozent der von ihnen untersuchten § 41 a-Maßnahmen als Me­
thoden eingesetzt wurden. 
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b) Technische H ilfsmittel 
In allen Seminaren wurde eine Tafel oder ein Tafelersatz (flip 
chart) eingesetzt, in sechs Kursen zusätzlich ein Tageslicht­
schreiber. Eine Videoanla9!1 kam in acht Kursen mitunterschied­
lieher Häufigkeit und Zielsetzung zum Einsatz. Außerdem wur· 
den in fünf yon dreizehn Seminaren Filme als Diskussionsanre­
gung oder Informationsvermittlung gezeigt. 

e) Rollenspiele und gruppendynamische übungen 
In acht Seminaren wurden Rollenspiele angeregt und zum Teil 
mit einer Videoanlage aufgezeichnet. Dabei dienten sie entweder 
konkreten Verhaltensübungen oder auch einer psychodynamisch 
wirksamen unmittelbaren Darstellung von Konfliktsituationen. 
Gruppendynamische übungen, um insbesondere Rückmeldungs­
prozesse innerhalb der Gruppe zu unterstützen und die Kommu­
nikation zu öffnen, kamen in fünf Seminaren zur Anwendung. 
Rollenspiele wurden in 78 Prozent der von HOFBAUER u. 
DADZIO [2] untersuchten § 41 a-Maßnahmen eingesetzt. 

d) Exkursionen und Betriebsbesichtigungen 
In zehn Seminaren wurden drei bis vier Betriebe besichtigt. 
Dabei sollten die Teilnehmer einerseits Produktionsabläufe, 
Arbeitsplätze und Arbeitsbedingungen kennenlernen, anderer­
seits gab es häufig Gelegenheit zu einem Gespräch mit dem Be· 
triebsleiter oder Inhaber über Fragen des Arbeitsmarktes und 
Erfahrungen mit Arbeitslosen. 
Außerdem wurden im Rahmen der Behandlung arbeitsrechtlicher 
Fragen Arbeitsgerichtsprozesse besucht (6 Seminare). 
Betriebsbesichtigungen wurden in 78 Prozent der von 
HOFBAUER u. DADZIO {2] untersuchten § 41a·Maßnahmen 
durchgeführt. 

el Gastreferenten 
In sieben Seminaren wurden bis zu viermal Referenten verschie­
dener Institutionen eingeladen, die jeweils w ihrem Bereich 
konkrete Informationen und Auskünfte erteilten (z. B. Renten­
versicherung, Berufsgenossentchaft, Krankenkasse, Sozialamt) . 
Außerdem kamen in jedem Kurs zwei- bis dreimal Vertreter der 
Arbeit5ämter, die ebenfalls detaillierte Informationen aus ihrem 
Bereich (Leistungsrecht, Aufbau des Arbeitsamtes, Fortbildung 
und Umschulung, Förderung der Arbeitsaufnahme) in die Gruppe 
trugen. Es wurden Vertreter des Arbeitgeberverbandes eingela­
den, und in vier Kursen nahmen Rechtsvertreter der Gewerk­
schaften zu arbeitsrechtlichen Fragen Stellung. 

f) Betriebspraktikum, Werken, Projektarbeit 
In drei Kursen fand ein Praktikum in Form von verschiedenen 
handwerklichen und kunstgewerblichen Tätigkeiten statt. Über 
sieben bis zehn Tage machten die Teilnehmer Erfahrungen mit 
Holz, Metall, Ton und Gips, wobei vOlWiegend Techniken ver­
wendet wurden, die die Teilnehmer auch in ihrem Alltag wieder 
anwenden können. In zwei Kursen absolvierten die Teilnehmer 
ein mehrwöchiges Betriebspraktikum. In mehreren anderen 
Kursen enttchlossen sich die Teilnehmer, in dem mit gewerbli­
chen Arbeitnehmern obligatorischen Praxisteil gemeinnützige 
Arbeiten zu leisten: Dabei ging es um Restaurierungsarbeiten 
auf einem alten Dllmpfschiff, Renovierungsarbeiten in einem 
Jugendzentrum oder die Erstellung von Holzbriicken für einen 
Lehrwanderweg. 
Praktische übungen hatten die Teilnehmer in 63 Prozent der 
von HOFBAUER u. DADZIO [2] untersuchten § 41a-Maßnah­
men ausführen können. 

Ergebnisse 
E i n s c h ä t z u n g  d e r  K u r s e  d u r c h  
d i e  T e i l n e h m e r  
Die im folgenden verarbeiteten eigenen Ergebnisse entstammen 
der Auswertung von Gruppendiskussionen in 21  Seminaren mit 
insgesamt über 300 Teilnehmern. Unsere eigenen Erhebungen 
und die Berichte aus der Literatur zur Beurteilung der Kurse 

durch die Teilnehmer selbst tassen sich wie folgt zusammen· 
fassen ([2]. (3], [4], [5], [6], [7], [8]): überwiegend positiv wur· 
den von den Teilnehmern 

K teingruppenarbeit, 
Rollenspiele, 
Praktische Übungen und 
Betriebsbesichtigungen 

beurteilt. 
Fo!gende Kursinha!te fanden bei den Teilnehmern ebenfalls 
überwiegend Zustimmung: I nformationen des Arbeitsamtes, des 
Sozialamtes, der Rentenversicherung, Referate anderer externer 
Fachleute, Informationen zum Arbeitsrecht und Bewerbungs­
training. 
Positive Wirkungen der Maßnahmen sahen die Teilnehmer für 
sich im Abbau ihrer Isolation als Folge der Arbeitslosigkeit, in 
der Wiederherstellung eines geregelten Tagesablaufes und damit 
in der Förderung von Aktivität und Eigeninitiative, in der Mög­
lichkeit des Gedankenaustausches mit anderen Arbeitslosen, in 
der Reflexion ihrer eigenen Situation und der Entwicklung von 
beruflichen Perspektiven. 
Oie von HOFBAUER u. DADZIO [2] befragten Teilnehmer 
kritisieren am häufigsten, daß die Kurse zu kurz seien (vgl. auch 
[3]), daß das Arbeitsamt verSpätet zahlte und nicht ausreichend 
über die finanzielle Förderung informierte und daß der Lehrgang 
schlecht organisiert oder die Unterrichtsmethoden unzureichend 
waren. 

E i n s c h ä t z u n g  d e r  K u r s e  d u r c h  d i e  L e i t e r  
Im folgenden beschreiben wir unsere subjektiven Einschätzungen 
über die Wirkungen der Kurse auf die Teilnehmer. Es wurden 
Veränderungen im Bereich der instrumentellen Kompetenzen 
und im Bereich individueller und sozialer Kompetenzen beobach­
tet (vgl. Lehrzielkatalog in SOMMER (9]). 
Unter dem Aspekt der Vermittlung instrumenteller Kompetenzen 
wurden Teilnehmer mit geringer Schulbildung und/oder ohne 
Berufsausbildung mit intellektuellen Anforderungen konfron­
tiert, denen einzelne zunächst nicht gewachsen waren. Viele 
Teilnehmer beherrschten die Kulturtechniken, insbesondere 
Rechtschreibung, Textverständnis und Ausdrucksfähigkeit nur 
unzureichend. Die Kenntnisse wurden in den Kursen aufge­
frischt, und bei einigen entstand die Motivation, eine schulische 
Ausbildung nachzuholen (z. B. Anmeldung zur Abendschule) . 
Einzelne Teilnehmer, die durchweg sehr geringe Kennmisse 
besaßen, wichen den Anforderungen jedoch beständig aus und 
nahmen auch Hilfestellungen nicht in Anspruch. Bei dieser 
Teilgruppe gelang es nicht, die Angst und Unlust soweit zu ver· 
ringern, daß sie bereit war, Bildungsmängel durch geeignete 
Maßnahmen auszugleichen. 
Teilnehmer, die eine Umschulung anstrebten, übten mit gutem 
Erfolg Rechenverfahren, die in der Ausbildung verlangt wurden. 
So erlernte ein Kursteilnehmer in zwei Tagen den Symbolge­
brauch in den Grundrechenarten und den Umgang mit dem 
Taschenrechner, nachdem er tagelang der Beschäftigung mit 
dem Gerät ausgewichen war. 
Technisch-naturwissenschaftliches Grundwissen erwarben viele 
Teilnehmer in der Praxisphase, in der sie es lernten, mit einfa­
chen Werkzeugen und verschiedenen Materialien umzugehen 
(z. B. ElektroanschlÜ$se, Stecker, Schalter, Holzverbindungen) .. 
Teilnehmer aus entsprechenden Berufsbereichen überprüften 
und verbesserten ihre Fertigkeiten in Steno und Maschinen· 
schrift. Durch die Besuche der Gastreferenten lernten einige 
Teilnehmer Strategien der Informationssammlung und -verar­
beitung (eigene Interessen durchsetzen, Informationen hinter­
fragen) und veränderten ihre Einstellung gegenüber Behörden. 
Aggressive und ängstliche Reaktionen wichen einem stärker 
interessenorientierten und selbstbewußten Verhalten. 
Die Veränderungen im Bereich individueller und sozialer Kom­
petenzen sollen ebenfall5 durch einige Beispiele verdeutlicht 



BWP 4/85 U. Grau/K.·D. Hahn/H.·J. Scheller; Ziele, Methoden und Ergebnisse 129 

werden. In  einem Gruppengespräch über den Kur5verlauf ver· 
suchte ein Teilnehmer offen über seine Gefühle zu sprechen 
und erhielt danach Unterstützung und Anerkennung aus der 
Gruppe. Ein anderer Teilnehmer berichtete in der dritten 
Woche, daß er im Laufe seiner Arbeitslosigkeit sich immer stär· 
ker in eine selbstgewählte Distanz und Isolation anderen gegen· 
über zuruckgezogen habe. Auch im Kurs habe er diese Distanz 
und sein Mißtrauen anderen Menschen gegenüber aufrechterhal· 
ten wollen. Dies sei ihm jedoch nicht gelungen; er sei inzwischen 
gerne in der Gruppe und froh, sich anderen wieder zuwenden zu 
können. 

Selbstkonfrontation anhand von Videoaufzeichnungen bei 
Rollenspielen trugen dazu bei, das e�ene Verhalten realistischer 
einzuschätzen und andere Verhaltensweisen zu erproben. Beson· 
ders, wenn Konflikte im Betrieb nachgespielt wurden, erkannten 
einige Teilnehmer ihren eigenen Beitrag zu deren Eskalation und 
übten, ihre Interessen angemessener zu vertreten . .  

Mehrere Teilnehmer berichteten über Schwierigkeiten, regel· 
mäßig fruh aufzustehen, waren aber dann froh, wenn sie sich 
erfolgreich auf die neue Anforderungs· und Zeitstruktur einge· 
stellt hatten. Außerdem war für viele offensichtlich das Gefühl 
wichtig, wieder Kollegen zu haben, mit denen sie ein Stück Iden· 
tität und ein Arbeitszusammenhang - wenn auch befristet -
verband. Die Solidarität und Unterstützung, die die Arbeitslosen 
in der Gruppe erfuhren, verminderte in vielen Fällen Gefühle des 
Ver5agens und der Wertlosigkeit. 

Wirtschafts· und geselischaftspolitische Informationen und nach· 
folgende Diskussionen konnten einer starken Internalisierung 
der Ursachen eigener Arbeitslosigkeit entgegenwirken. 

Jeder Kurs beinhaltete eine Vielzahl von Kontaktmöglichkeiten. 
Insbesondere die Kleingruppenarbeit - mit vier bis sechs Teil· 
nehmern - diente dem Aufbau von Vertrauen und Nähe. Bereits 
während des Kurses besuchten sich ein�e Teilnehmer auch zu 
Hause. Diese auf die Freizeit ausgedehnten Kontakte wurden 
während des Kurses aufrechterhalten, aber nur in wenigen Fällen 
ergaben sich längerfristige soziale Bindungen zwischen ehemaligen 
Kursteilnehmern. Ohne die Grundlage der täglichen Treffen und 
der gemeinsamen Tätigkeiten gelang es den meisten Teilnehmern 
nicht, die Kontakte zu organisieren und für sie befriedigend zu 
gestalten. Hier wiederholte sich im Grunde der Vorgang, der im 
Anschluß an den Verlust des Arbeitsplatzes zu beobachten ist. 

Nach unserer Einschätzung profitieren Personen, die Ursachen 
der Arbeitslosigkeit stark internal attribuieren, über gute soziale 
Fähigkeiten verfügen, aber mit dem Arbeitsplatz auch ihre sozia· 
len Kontakte verloren, am meisten von der Gruppe. 
Bei Nachbereitungstreffen, zu denen jeweils ca. die Hälfte der 
ehemaligen Teilnehmer kamen und in Gesprächen mit Vermitt· 
lern ließen sich bei vielen Teilnehmern gesteigerte Aktivitäten 
feststellen: Um einen Arbeitsplatz zu finden, wurden täglich die 
Stellenanzeigen in der Lokalpresse durchgesehen, im Branchen· 
verzeichnis Firmen herausgesucht und angerufen, oder die Ar· 
beitslosen fragten persönlich bei Firmen nach Arbeitsmöglich. 
keiten. Auch das Arbeitsamt wurde häufiger aufgesucht. Auf· 
grund des derzeitigen Stellenmangels und der Auswahlpraxis 
nahmen diese Aktivitäten jedoch nach vier bis sechs Wochen 
erfolglosen Bemühens ab und schlugen um in Enttäuschung 
und Resignation. Einige kümmerten sich intensiver um Vorha· 
ben, die sie schon länger vorhatten, z. B. Umschulung, Schulaus· 
bildung oder den Schritt in die Selbständigkeit. Diese Bemü· 
hungen waren wesentlich häufiger erfolgreich. 

E i n s c h ä t z u n g  d e r  K u r s e  d u r c h  
a n d e r e F a c h l e u t e  

Die Ansprechpartner der Arbeitslosen im Arbeitsamt, die Ver· 
mittler berichteten uns, daß die Teilnehmer nach dem Kurs 
selbstbewußter und kooperativer auftraten. Der Kontakt mit 
den ehemaligen Kur�teilnehmern sei offen, direkt und im allge· 
meinen angenehmer als vorher. Manche Arbeitslosen suchten 
nach dem Kurs das Gespräch und den Rat des Vermittlers auch 

in persönlichen Angelegenheiten. Andere, die vorher nur sehr 
widerwi llig ihrer Meldepflicht nachgekommen waren, hatten 
ihre Angst vor der Behörde verloren und kamen auch ohne Auf· 
forderung ins Arbeitsamt. Die erhöhte Aktivität wurde auch von 
den Vermittlern beobachtet. 

Die Aussagen der Vermittler entsprechen den Erfahrungen mit 
41a·Kursen, die der zuständige Referent in der Bundesanstalt für 
Arbeit zusammengefaßt hat. (10j Dort wird berichtet, daß die 
Landesarbeitsämter auf folgende positive Effekte hinweisen: 
Viele Arbeitslose traten anschließend freier und selbstbewußter 
auf, zeigten mehr Eigeninitiative bei der Arbeitsplatzsuche, waren 
besser informiert und verhielten sich gegenüber den Ratschlägen 
der Arbeitsberater aufgeschlossener. 

Dem in § 41 a AFG formulierten Ziel, die Vermittlungsaussichten 
zu verbessern und infolgedessen die Chance, wieder Arbeit zu 
finden zu erhöhen, lassen sich unter Vorbehalt statistische Zah· 
len gegenüberstellen. 

Vom 1.8.1979 bis 31 .8.1980 haben im Bundesgebiet insgesamt 
7083 Arbeitslose an 41 a·Maßnahmen teilgenommen. Davon 
schieden 59 Prozent bis 31.8.1 980 aus der Arbeitslosenstatistik 
aus. 28 Prozent nahmen eine Arbeit auf. 15 Prozent traten in 
eine berufliche Bildungsmaßnahme und 5 Prozent in eine Ar· 
beitsbeschaffungsmaßnahme ein und 1 1  Prozent schieden aU5 
unbekannten Grunden aus. 41 Prozent waren weiterhin arbeits­
los (übliche Vermittlungsquote). 

Eine zweite umfangreiche Untersuchung zum Verbleib der Teil· 
nehmer erbrachte folgende Ergebnisse (2): 

Ein halbes Jahr nach Lehrgangsende waren 

27 Prozent in Arbeit, 

21 Prozent in Fortbildung und Umschulung (FuU), 

6 Prozent in AB·Maßnahmen, 

46 Prozent weiterhin arbeitslo5. 

Die im Vergleich zu SCHNEIDER [10] etwas höhere Zahl für 
FuU erklärt sich möglicherweise aus dem gestiegenen Angebot 
an Umschulungsmaßnahmen, in  die Teilnehmer an 41a-Kursen 
vorzugsweise vermittelt werden. Die Zahl der weiterhin Arbeits· 
losen liegt ebenfalls höher als bei SCHNEIDER, ist jedoch nicht 
wie dort bereinigt von den aus sonstigen Grunden (z. B. Krank· 
heit, Rente usw.) aus der Arbeitslosigkeit ausgeschiedenen ehe· 
maligen Teilnehmern. über die reinen Verbleibzahlen hinaus 
berichten HOFBAUER u. DADZIO [2] als Erfolg der Maßnahme, 
daß zwei Drittel der Teilnehmer sich nach Lehrgangsende noch 
regelmäßig oder gelegentlich trafen. BARKAU u. RiPKEN [3] 
berichten als Erfolg der Maßnahme die Verbesserung der sozialen 
und finanziellen Situation der Arbeitslosen. 

Bei keiner Untersuchung wurde berücksichtigt, welchen Einfluß 
die Auswahl der Teilnehmer und die Bedingungen auf dem je· 
weiligen Arbeitsmarkt auf die "Wirkungen" der Maßnahmen , 
haben. Außerdem ist der Ansatz der Kurse im wesentlichen indio 
vidualisierend und kann allenfalls Vermittlungshemmnisse auf 
seiten der Arbeitslosen oder des Arbeitsamtes (Aufhebung des 
Stigmas für Einzelne) abbauen, nicht jedoch Arbeitsplätze 
schaffen. 

Institutionelle Hemmnisse für die Praxis 

Im folgenden werden Schwierigkeiten dargelegt, die sich häufig 
aus leistungsrechtlichen Vorschriften und verwaltungstechni· 
schen Abläufen ergeben. 

1) Arbeitslose erhalten eine Einladung des Arbeitsamtes zu einer 
"Arbeitsberatung" auf einem Formblatt ohne weitere Erläu· 
terungen, d. h., sie erwarten eine Information über einen 
freien Arbeitsplatz. Sie werden aber mit einer ihnen völlig 
unbekannten Maßnahme konfrontiert. 

2) Aufgrund der Lehrgangsteilnahme werden manche Arbeits· 
losen bezüglich ihrer Bemessungsgrundlage neu eingestuft und 
erhalten dann während des Kurses weniger Geld als vorher. 

31 Eine geplante schrittweise Einbindung von Betrieben in eine 
Schwerbehindertenmaßnahme kann wegen institutionell be· 
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dingter Verzögerun g nicht stattfinden (verspätet erlassene 
Ausführungsbestimmungen) • 

4) Die Zwangsteilnahme bel(lstet die Arbeitsatmosphäre und 
erschwert die Möglichkeit, ohne Gesichtsverlust eigene Inter­
essen einzubringen und persönliche Probleme zu besprechen. 

5) Die Berechnung der Fahrgelder nach veralteten Tabellen 
ergibt Beträge, die unter den tatsächlichen Kosten liegen. wo­
bei eine Verzögerung der Auszahlung die Inanspruchnahme 
günstiger Tarife (Monatskarte) zusätzlich erschwert. 

6) Der Auftrag, kurzfristig (in 4-8 Wochen) genügend Teilneh­
mer für einen Kurs zu gewinnen, führt dazu, daß die Vermitt­
ler Arbeitslose oft mit sanftem Druck zur T ailnahme über­
reden. 

7) Da die Teilnehmer während eines Seminares in der R egel 
einen Anspruch auf Unterhaltsgeld (UHG) haben, muß ihre 
bisher empfangene Leistung (Alg, Alhi) durch Bescheid auf­
gehoben, das UHG bewilligt und am Ende des Seminares wie­
der aufgehoben sowie die alte Leistungsart erneut bewilligt 
werden. Die dadurch bedingte Zustellung von vier Bescheiden, 
die nicht selten in umgekehrter Reihenfolge eintreffen und 
irreführende Formulierungen beinhalten, stiftet erhebliche 
VelWirrung und Unmut. 

Bewertung und Perspektive 
Die Maßnahmen nach § 41a AFG haben sich unserer Überzeu­
gung nach grundsätzliCh bewährt und führen dann zu guten Er­
gebnissen, wenn Dozenten, Träger, Teilnehmer und Ver treter 
des Arbeitsamtes eng zusammenarbeiten. 

Die einer Umschulung vorausgehenden lehrgänge sind als Vor­
bereitung für gering vorgebildete, lernentwöhnte Erwachsene gut 
geeignet und bieten zudem die Möglichkeit, die Entscheidung 
für die Ausbildung nochmals zu überprüfen. 
41a-Maßnahmen zur beruflichen Orientierung sollten unter der 
derzeit angespannten Arbeitsmarktlage keine unspezifischen Mo­
tivationskurse sein, sondern abzielen auf die Interessen und 
Arbeitsmarktchancen der einzelnen Teilnehmer. In struktur­
schwachen Gebieten wird die präventive sozialth erapeutische 
Komponente daher stärkeres Gewicht gewinnen, da z. B. für un­
gelernte Arbeitnehmer aus dem gewerblichen Bereich die Ver-
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mittlungsaussichten dort äußerst gering sind. Eine Motivation. 
die ins Leere zielt, richtet mehr Schaden als Nutzen an und ver­
stärkt die Enttäuschung und Resignation vieler Arbeitsloser. Dies 
hat dazu geführt, daß 41a-Maßnahmen dort, wo die Arbeitsver­
waltung sie unter einem reinen Vermittlungsaspekt sieht, kaum 
mehr durchgeführt werden. Dort wo dieses arbeitsmarktpoliti­
sehe Instrument noch genutzt wird, werden sich angesichts 
steigender Zahlen von längerfristig Arbeitslosen, auch unter den 
jüngeren Arbeitslosen mit abgeschlossener Ausbildung, konzep­
tionelle Mischformen durchsetzen, die einerseits eine berufliche 
Neuorientierung fördern und andererseits den schädlichen 
Wirkungen langfristiger Arbeitslosigkeit entgegenwirken. 
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Wiedereingliederung von Frauen in den Arbeitsmarkt 
durch neue Formen der Weiterbildung? Merkmale und 
Notwendigkeit von Veränderungen der Weiterbildung 
von Frauen 

Einlaitung 

"Weiterbildung von Freuen" als Schwerpunktbereich der Weiter­
bildungstorschun g ist relati� neu: angesichts einer, gegenüber 
den Männern überproportional hohen Frauenarbeitslosigkeit, 
setzten erst Ende der siebziger Jahre Bemühungen ein, Frauen 
verstärkt für Weiterbildung zu aktivieren. Es stellte sich jedoch 
sehr bald heraus, daß sich das Weiterbildungsverhalten von 
Frauen nicht entsprechend einer gewünschten höheren Beteili­
gung an berufsfördernden Maßnahmen verändern ließ. 

Untersuchungen [lI, die gezielt Weiterbildungseinstellung und 
-verhalten von Frauen erforschten, kamen zu Ergebnissen, die 
vor allem auf eine 

geschlechtsspezifisehe Orientierung der Frauen auf "typiSCh 
weibliche" Angebote der Erwachsenenbildung hinweisen und 

aufzeigen, daß bildungsbenachteiligte Frauen noch weniger 
als Männer mit vergleichbaren Voraussetzungen an Weiterbil­
dung teilnehmen. 

Als weitere Einflußgröße auf das Weitarbildungsverhalten von 
Frauen wurden die erhöhten Anforderungen an Frauen durch 
familiäre Aufgeben festgestellt, die zu einer "Doppelbelastung" 

führen und deshalb die Weiterbildungsbereitschaft einschränken. 
Aus diesen Untersuchungsergebnissen zum Weiterbildungsver­
halten von Frauen ging noch nicht hervor, wie Frauen im Falle 
von Arbeitslosigkeit Weiterbildung einschätzen. Weiterhin bezo­
gen sich die zum damaligen Zeitpunkt vorliegenden Erkenntnisse 
auf alle Angebote der Erwachsenenbildung, also auch auf die 
nicht-beruhorientierten lehrgänge. [2] 
Im folgenden sollen Weiterbildungskonzepte vorgestellt werden, 
die das Verhalten und die Einstellung arbeitsloser Frauen zur 
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beruflichen Weiterbildung im Rahmen ihrer tatsächlichen Mög­
lichkeiten herausstellen. Dies wiederum kann nur im Zusammen­
hang mit der Analyse der Angebotsstruktur verschiedener, 'für 
einen weiblichen Adressatenkreis geeigneter Maßnahmen ge­
schehen. Dazu gehören die 50genannten "Motivationskurse" [3], 
die nach § 41a AFG gefördert werden und die Modellversuche 
zur Umschulung von Frauen in gewerblich-technische Berufe. 

Motivationsfördernde Weiterbildungsangebote für Frauen 
A l l g e m e i n e  V o r a u s s e t z u n g e n  
Erwachsene lernen unter anderen lebensgeschichtlichen Bedin­
gungen als Jugendliche. Ihre Lebens- und Berufserfahrungen 
haben ihre Persönlichkeit und ihre Verhaltensweisen geprägt. 
Die Erlahrung mit Arbeitslosigkeit übt zusätzlichen negativen 
Einfluß auf die persönliche Situation der Betroffenen aus. [4] 
Die Einstellung zum lernen ist al50 auch abhängig von der aktu­
ellen lage, in der sich ein Erwachsener befindet. Erwachsene, die 
aufgrund ihrer Sozial- und Bildungsbiographie den sogenann­
ten bildungsfernen, gering qualifizierten Personengruppen zuge­
ordnet werden, haben erschwerten Zugang zur Weiterbildung. 
Dies gilt für Männer und Frauen gleichermaßen. Für Frauen 
kommen dann eine Reihe weiterer Einschränkungen hinzu, vor 
allem die auf nur wenige Branchen und Berufsbereiche gerich­
tete berufliche Herkunft, geringe bzw. einseitige Qualifikationen 
und die häufig durch familiäre Anforderungen eingeschränkte 
Verfügbarkeit auf dem Arbeitsmarkt (Teilzeitbeschäftigung bzw. 
Unterbrechung der Berufstätigkeit) . 
Aufgrund dieser Voraussetzungen bzw. Einschränkungen haben 
die Betroffenen Vorbehalte gegenüber der Teilnahme an Weiter­
bildung. Der Gesetzgeber hat angesichts der erkennbaren Barrie­
ren gegenüber Weiterbildung, insbesondere bei Arbeitslosen, 
durch die Schaffung dei § 413 AFG die Möglichkeit eröffnet, 
durch Kurzmaßnahmen [5J u. a. die Motivation zur Weiterbil­
dung von benachteiligten Personengruppen zu fördern. 

Z i e l s e t z u n g  u n d  E r g e b n i s s e  
v o n  M o t i v a t i o n s l e h r g ä n g e n  
Wesentliches Ziel bei allen Maßnahmen ist die ,,stabilisierung 
der Teilnehmerinnen zur Wiederaufnahme von Arbeit oder zur 
Beteiligung an Weiterbildung". 
Herausgestellt hat sich, daß die im Gesetz verankerte Zielsetzung, 
"die Vermittlungsfähigkeit auf dem Arbeitsmarkt zu steigern" 
durch kurzfristige Maßnahmen nicht erreicht werden konnte, 
weil keine formale Qualifikation durch die lehrgänge zu erwer­
ben war. [6J Eine Steigerung der Vermittlungsaussichten von 
arbeitslosen Frauen konnte bei der Sekundäranalyse einer Längs­
schnittuntersuchung ebenfalls nicht festgestellt werden. [7J 

Als günstig hat sich gezeigt, daß Motivationslehrgänge, die auf 
konkrete Folgemaßnahmen vorbereiten, tatsächlich eine Min­
derung von lernängsten und die Anhebung der Weiterbildungs­
bereitschaft bewirkten. längerlristige, also drei- bis sechsmona­
tige Kurse erzielten unter dem oben genannten Aspekt höhere 
Erfolge als die kürzeren, sechswöchigen lehrgänge. 
Im Vergleich zu gemischten lehrgängen, an denen Frauen und 
Männer teilnahmen, bestand bei reinen Frauenmaßnahmen ein 
besseres lernklima, größere leistungsbereitschaft und eine 
höhere Bereitschaft zur Weiterbildung im Anschluß an den Moti­
vationslehrgang. 

lehrgänge, die berufskundliche und -erkundende Angebote 
machen konnten, förderten die Entscheidungsfindung bei den' 
Frauen für Weiterbildung in sogenannte "Männerberufe" . Moti-. 
vationskurse, die ohne berufsorientierende Angebote liefen, 
boten den Teilnehmerinnen zwar die MögliChkeit, vorübergehend 
aus ihrer Isolation als ArbeitsloS!! herauszukommen, erzeugten 
andererseits aber auch neue Probleme bei den Betroffenen. 
Ohne Aussicht auf "Verwertbarkeit" der im lehrgang erworbe­
nen Kenntnisse stand die Frage nach dem Sinn einer solchen 
Maßnahme im Vordergrund. [8J 

Schließlich ist zu vermerken, daß nach Aussage aller Beteiligten, 
Lehrpersonal, Teilnehmerinnen und Sozialpädagogen, die Not­
wendigkeit von vorbereitenden Motivationskursen vor Umschu­
lungsmaßnahmen mit Frauen herausgestellt worden ist. [9J 

Die Aufgaben von Sozialpädagogen in den "Motivationslehr­
gängen" sind aufgrund ihrer erkennbar positiven Wirkung auf 
das Lern- und Leistungsverhalten von Frauen inzwischen auch 
auf Umschulungsmaßnahmen ausgeweitet worden. Da die So­
zialpädagogen eine Schlüsselposition im Lehrgangsgeschehen ein­
nehmen, wurde der Einfluß ihrer Arbeit auf das Weiterbildungs­
geschehen in die Untersuchungen mit einbezogen und auf die 
Bedeutung für die lernsituation hin überprüft. 

Umschulung von Frauen in gewerblich-tllChnische Berufe 
B i  I d u n g s p o  I i t i  s c h e  V o r a u  s ü  b e r l  e g u  n g e n  
Frauen iiind stärker als Männer von Arbeitslosigkeit betroffen. 
Die Rückkehr von arbeitslosen Frauen in eine Beschäftigung und 
von Frauen, die nach der "Familien pause" ins Arbeitslebenwieder 
eintreten wollen, stellt sich zunehmend schwieriger dar, weil 
u. a. durch die enge Berufsorientierung von Frauen ihnen nicht 
mehr genügend Arbeitsplätze offenstehen. [10] 

Ein Weg zur Erhöhung der Beschäftigungschancen vo� Frauen 
wird deshalb in der Erweiterung des BerufHpektrums für weib­
liche Arbeitnehmer gesehen. Im gewerblich-technischen Bereich 
gibt es kaum Frauen mit abgeschlossener Berufsausbildung auf 
dem Facharbeiterniveau, sondern nur auf der Ebene von Un­
und Angelernten finden Frauen bisher in diesem Bereich Be­
schäftigung. 
Um den Anteil von Facharbeiterinnen in den verschiedenen 
Branchen des gewerblich-technischen Bereichs zu erhöhen, müs­
sen jedoch zunächst eine Reihe von Vorbehalten sowohl auf 
seiten der Frauen selbst, bei den Betrieberr uncl letztlich auch 
auf breiter gesellschaftlicher Ebene abgebaut werden. 
Einen Beitrag zur Erprobung und Überprüfung neuartiger Wege 
der beruflichen Bildung liefern Modellversuche, die im Zusam­
menhang mit der "Umschulung von Frauen in gewerblich­
technische Berufe" von verschiedenen Trägern und Einrichtun­
gen mit diesem Ziel durchgeführt werden. 

T e i l n e h m e r i n n e n  a n  M o d e l l v e r s u c h e n  
Weiterbi Idungseinstellung; 
Bei Eintritt in die Maßnahmen stand bei den Frauen die Absicht 
im Vordergrund, durch den Erwerb neuer Qualifikationen bessere 
Chancen auf dem Arbeitiimarkt zu erhalten. Dieses individuelle 
Ziel iiberdeckte teilweise eine notwendige, anforderungsbezogene 
Einschätzung der lernsituation und eine Auseinandersetzung 
mit den Berufsinhalten. Durch vorbereitende Motivationsphasen 
konnten zwar die Hauptschwierigkeiten im allgemeinbildenden 
lernbereich abgebaut werden, weitere Wissenslücken mußten je­
doch sukzessive während des laufenden Unterrichts ausgeglichen 
werden. 
T y p i s c h e  P r o b l e m e  b e i  d e r  
T e i l n a h m e  v o n  F r a u e n  
Als wesentliche Behinderung der Lernsituation stellte sich die fi­
nanzielle lage vieler Frauen und bei den Müttern zu�tzlich die 
Versorgungsprobleme der Kinder heraus. 
Durch die Umschulung entstanden für die Frauen nicht nur zu­
sätzliche Kosten, die nicht durch das Unterhaltsgeld gedeckt 
werden, sondern aufgrund des ganztägigen Unterrichts entfällt 
Zeit, die zu einer kosten!;jinstigen Haushaltsführung notwendig 
ist. Im Krankheitsfall der Kinder oder deren Betreuungsperson, 
während der Ferien oder bei vorübergehender Schließung von 
Kindergärten (z. B. wenn ansteckende Krankheiten auftreten), 
wird die Teilnahme von Frauen gefährdet. [1 1J 

Finanzielle Notsituationen und die Betreuungspflicht gegenüber 
den Kindern führten zu Unterbrechungen, zum Teil sogar zum 
Abbrechen der Maßnahme bei einzelnen Frauen. Die meist 
schwierigen Bemühungen, diese Probleme zu lösen, beeinträch­
tigte nicht nur die Lernsituation einzelner Frauen, sondern das 
Lernklima innerhalb der Gruppe. 
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L e r n v e r h a l t e n  u n d  L. e r n e r f o l g  v o n  
F r a u e n  b e i  n e u e n  A n f o r d e r u n g e n  i m  
g e w e r b l i c h · t e c h n i s c h e n  B e r e i c h  

Das Letnvemalten \/on Frauen unte�idet $ich voodem männ­
licher Teilnehmer in vergleichbaren UJmChulungsmaßnahmen 
vor allern durch 

ein IUrtces Nac:hholbedürfnis bei technischen und matherna­
tiiChM lerninhalten und 
größeren Gruppenzusammenhall und einern d8fllus erwachse­
nem Anfcrderungsdruck auf das Weiterbildungspersonal. 

Aufgrund Ihrer geringen Vorerf;lhrungen mit technischen Anfor­
derungen brauchen ,ie zu Beginn einer MaßnClhme Z\J diesen 
lernanforderungen eine breitgefaßte, über den üblichen Stoff 
hinausgehende Aufklärung technilCher Zusammenhänge. Dies 
hat Rückwirkungen auf die Lemgeschwindigkeit, die sich dadurch 
anfangs langsamer als üblich gestaltet, im Verlauf des Lehrgangs 
jedoch auszugleichen ist. 

Traditionellen Unterrichtsmethoden (F rontalunterricht, Lei­
stungsdruck durch Zeitllorgabe, Einzelbewertungen u. a.) stehen 
Frauen lÜ!er kritisch gegenüber als Männer. Es hat sich heraus­
gestellt, daß sie kooper.tille Lernformen einfordern. Als Ergebnis 
konnte festgestellt werd.n, daß in Maßnahmen, in denen ein 
starker Gruppenzusammenh.ng bestand, leistungsschwächere 
Teilnehmerinnen bessere Leistungen erreichen konnten, während 
bei geringem GruppenluSimmenhalt es häufiger zu AbbfUchen 
gekommen ist. 

Bei den praktischen AnfO«leruogen !jbt es zwar im ErgebniS 
keine wesentlichen Unterscheidungen beim Lernerfolg, hinsicht· 
lich des Erwerbs der Kenntnil5e und Fihi9<eitan zeigt"Sich das 
Lernbedürfnis der F rauen jedoch ,uldeu als � \leTgleichbaren 
männlichen Lerngruppen. Fehlellde Vorerfahrungen führen zu 
erhöhtem FragElllerl\a1ten, sozialisationsbedingte Verhaltens­
normen bedlngen sehr hohe SeIb!Unsprüche bei der Präzision 
der zu enteilenden Werkstücke. Beides ruhrt zu Beginn einer 
Maßnahme zu zeitllctwn Verzögeruogen, die aber im Verlauf des 
Lehrgangs ausgleichbar sind. 

P r o b l e m e  d e r  L e h r ·  u n d  L e r n $ i t u a t i o n  
Fehlende erwachMnenpidagogla:he Erfahrungen beim Weiter­
bildungspersonal führen in Um5Chulungsmaßnahmen mit Frauen 
zu erhebl1chen Spannungen in der Lernsituation. Die Frauen 
fühlen sich bel Ihren Lernb,mühungen vom Weiterbildungsper· 
sonal nicht ernstgenommen. Die Ausbilder und Fachdozenten 
ihrerseits sehen Schwierigkeiten, die Methoden und Inhalte an 
den LernbedUrfnlssen der Frauen zu orientieren und gleichzeitig 
termingerecht die Lernziele zu erreichen. Erst im Verlauf einer 
Maßnahme kommt es zum Abbau von SpanntJngen und zur Ver­
benerunll des Lernkllmes: Bei einer gezielten Vorbereitung, bei 
kontinuierlicher Kooperation des Weiterbildung$per5Ollals unter­
einander und durch eine enge ZU$lWTlmenarbeit mit den Sozial­
pädagogen können diese Schwierigkeiterl, die fal1W1lise sogar 
Abbruche bei den T eUnehmerinnen verursachen, abgebaut 
-""". 

Ansäue zur """I1VUng und Ausbltri: 
Eine Reihe von Probkmen resultieren jedoch wen;ger aus der 
Tatsache, daß es $ich bei der Umschulung in gewerblich-tech­
nische Berufe um weibliche Teilnehmer handelte, sondern lassen 
Schwachstellen erkennen, die Nr die Umschulung insgesamt von 
BedeUtunll sind: 

Es fehlt meist an einer inhaltlichen Überarbeitung der Lehr­
gangsmaterlalien unter dem Aspekt einer erwachsenengerech· 
ten Vermittlung bei vorkürzter Ausbildungszeit bei der Um­
schulung. 

Aufgrund mangelnder orwachsenenpädagogischer Kenntnisse 
beim Welterbildungsporsonal und deren geringeVorbereitung 
auf die speziellen Probleme bei bildungsbenachteiligten Per­
sonenllruppen entstehen Leistungsprobleme uod Konflikte. 
Die TeIlnehmerinnen wünschen Berücksichtigung ihrer Be­
dürfniwt hinsichtlich der L.erngeschwindigkeit, des inhaltli-

cntf'l Aufbaus und der �hlogischen Verstäl1dlichkeit der 
einzelnen Fächer lUeinllndef. OlWiibef hinaus l�nen sie schul­
ähnliche Unterrichtsmethoden ab und fordern kooperative 
Lern· und Arbeiut04"men. 

Dem Bedürfnis IIOn Teillll!hmern nach einer betrieblichen Er­
probung der neuerworbenen Kenntniue kann in außerbetri� 
liehen Umschulungsmaßnahmen nicht immer gefolgt werden. 
Praxiserlahrungen In Betrieben ist für Umschüler/innen, die 
aus anderen Berufsbereichen und BrlInc:hen kommen, wichti­
ger Ausbildungsbestandteil zur Erweiterung ihrer Erfahrungen 
im angestrebten Beruf. 
Sinkende VerwertungaU1sichten auf dem Arbeiumarktdurch 
den zunehmenden Anstieg an Arbeitslosen wirkt beeinträch· 
tigend auf die Letnlituation. Viele Einrichtungen lIon Weiter· 
bildung orientieren sich in ihren Angeboten nicht an den Ent­
wicklungen des Arbeitsmarktes. Um die Aussichten der Ver· 
wertung von durch Um5Chulung erworbenen Qualifikationen 
zu neigern, soUen lIemärkt Angebote in ausbaufähigen Beru­
fen gemacht werden. 
Durch das AFKG wurde die Höhe des Unterhaltsgeldes redu­
ziert {vgl. § 44 AFGl. Nicht nur Frauen, sondern auch bei 
Männern mit geringem, vorangegangenen Lohn entsteht die 
Notwendigkeit, zusätzliche Sozialhilfe zu beantragen. Finan­
zielle Unllcherheit hindert gerade besonden föroeruflg$be­
dürftige Personcngruppen an der Teilnahme oder fjjhrt wäh­
rend des Lehrglfl9S lUm lIOrllIitigen Abbructl. Beispielswei5e 
kann durch beschleunigte Be.beitung der Anträge von Um· 
5Chülern lIor Beginn der Maßnahme dazu beigerragen weroen, 
daß die Teilnehmer/innen finanziell disponieren können und 
sich nicht während des Lehrgangs mit diesen Problemen 
luseinanderseuen müssen. 
Psycho·sozWiIe Beeinträchtigungen wie eingeschränktes Selbst· 
beowußtSf!ln, Plychotomatische Störungen, aber auch fin.,... 

zielle Notlagen, sind Insbesondere bei längerfristigen Arbeits­
losen vorhanden. Zur Bewältigung der \lt!rschiedenen Pro­
blemstellungen ist die sozialpädagogische Begleitung in Wei­
terbildungslehrg.iingen fortzusetzen. 
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Thomas ClauB I Rudolt Werner 

Entwicklung des Beschäftigungssystems und 
Berufschancen der ausgebildeten JugendliChen 

Rund zwei Drittel eines Altersjahrgangs durchlaufen derzeit eine 
Ausbildung im dualen System. Dieser praxisbezogene Ausbil· 
dungsgang ist damit Hauptträger bei der Versorgung der gebur· 
tenstarken Jahrgänge. 
Das öffentliche I nteresse richtet sich zumeist auf die unversorg· 
ten Bewerber, die zum Beginn eines Ausbildungsjahres keine 
Lehrstelle bekommen haben. Ein weiteres Problemfeld ist jedoch 
der Übergang der ausgebildeten Jugendlichen in den Beruf nach 
Abschluß der Lehre. Dabei ist es schwierig, eine direkte Ein· 
schätzung der Verwertungschancen für Absolventen eines einzel· 
nen Beruh zu geben, da die Beziehungen zwischen Ausbildung 
und Beschäftigung sehr vielschichtig und die Entwicklungen im 
Beschät"tigungssystem nicht vorhersehbar sind. Zum Beispiel 
können Veränderungen in der güterwirtschaftlichen Nachfrage 
die traditionellen Handwerksberufe wieder aufleben lassen, etwa 
im Bereich von Wohnungseinrichtungen. Viele technische und 
Fertigungsberufe, aber auch die Büroberufe sind von der Anwen­
dung der Mikroelektronik betroffen, ohne daß abgesehen werden 
kann, wie groß ihr Anpassungspotential und damit ihre Zu· 
kunftschancen sind. Auch Veränderungen am Weltmarkt führen 
zu Produktionsverlagerungen und damit zu Verschiebungen in 
der erforderlichen Berufsstruktur. 
Es können jedoch einige Indikatoren gebildet werden, die Hin· 
weise auf offensichtliche, zumindest in der nächsten Zeit beste· 
hende Übergangsprobleme der Jugendlichen geben. Zum einen 
ist dies die Arbeitslosigkeit nach Abschluß der Lehre. Eine 
Reihe von Untersuchungen haben die Entwicklungen bereits 
dargestellt. (11 In der vorliegenden Analyse werden die Tenden· 
zen bei den entsprechenden Erwerbsberufen mit einbezogen, so 
daß strukturelle Aussagen möglich sind, die nicht nur auf der 
derzeitigen Arbeitslosigkeit beruhen. Zum anderen kann die 
Nachwuchssituation in den einzelnen Berufen dargestellt wer· 
den, indem die Quoten der Auszubildenden zu den jeweiligen 
Erwerbstätigen gebildet .werden. Wenn beide Indikatoren für 
einen Beruf ungünstige Werte aufweisen und auch die Beschäf· 
tigtenentwicklung stagniert oder sogar zurückgeht, läßt dies auf 
erhebliche Übergangsprobleme der Ausgebildeten schließen. 
Zunächst werden die Entwicklungen im Beschäftigungssystem 
untersucht, um dann Übergangsprobleme und die Nachwuchs· 
situation darzustellen und zu vergleichen. 

Entwicklung der Beschäftigtenzahlen von 1978 bis 1983 
Im gleichen Zeitraum, in dem das Ausbildungssystem expan­
dierte, war das Beschäftigungssystem erheblichenSchwankungan 
und Strukturverschiebungen unterworfen. Die Zahl der sozial· 
versicherungspflichtig Beschäftigten verringerte sich nach einem 
Aufschwung Ende der 70er Jahre zwischen 1980 und 1983 um 
über 800 000 Personen. [2] 

Schaubild 1 :  Entwicklung der Bestandszahlen abhängig Erwerbs· 
tätiger von 1978 bis 1983 

Beschäftigte 
in Tausend 
Personen 

21 000 

20 500 

20 000 

20 954 

20 146 

1978 1979 1 980 1981 1982 1983 
Tabelle 1: Abhängig Erwerbstätige - Vergleich 1978 bis 1983 nach Beschäftigtengruppen 

1978 1980 1983 Veränderungen 

BesChäftigtengruppen � Tsd. - - Tsd. - - Tsd. - % 
78-80 80-ß3 78-83 

% % - Tsd. - % 

Erwerbstätige 20 088 20954 20146 100 4,3 -3,9 58 0.3 insgesamt 

Männer 1 2 470 12 856 12 244 61 3,0 -4,8 -226 -1,8 
Frauen 7 618 8 098 7 902 3. 6,3 -2,4 284 3,7 

Nichtfacharbeiter 6 738 6 864 6 066 30 1,6 -11,6 -672 -10,0 
Facharbeiter, Meister 4 684 4 739 4 635 23 1,1 -2,2 -4. -1 ,0 
Angestellte 8 666 9 351 9 445 47 7,' 1,0 77' 9,0 

Auszubildende 1 501 1 674 1 656 6 11,5 -1,1 155 10,3 
Übrige Erwerbstätige 18 587 19 280 18 490 92 3,7 -4,1 -97 -0,5 

Ollelle: Bundesanitalt für Arbeit. Sozielversicherungspflichtig BSlchäftigti zum 30.6.1978/1980/1983; eigene Berechnunglffi. 
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Der generelle Trend rückläufiger Beschäftigtenzahlen stellt sich 
für einzelne Arbeitnehmergruppen sehr verschieden dar. So wur­
den die Arbeitsplätze für Angestellte in erheblichem Umfange 
vermehrt (von 1978 bis 1983: +779 000). während Arbeits­
plätze für Arbeiter - insbesondere für ungelernte Kräfte - in 
ähnlichem Umfange verloren gingen (Tabelle 1 ) .  

Ähnliches gilt auch bei männlichen und weiblichen Arbeitneh­
mern: während im genannten Zeitraum 284000 Frauenarbeits­
plätze (ÜbelWiegend Teilzeitarbeitsplätzel mehr nachgewiesen 
sind, haben sich Arbeitsplätze für Männer um 226 OOOverringert. 
Ein zeitlicher Vergleich der Entwicklungsverläufe zeigt aller­
dings, daß - mit Ausnahme der Angestellten - alte Beschäftig­
tengruppen in den BDer Jahren einen Rückgang der Arbeitsplätze 
hinnehmen mußten. 

Schaubild 2: Entwicklung der Bestandszahlen abhängig Erwerbs­
tätiger nach Personengruppen von 1978 bis 1983 

18 19 80 81 82 BJ 

18 I� 00 81 Bl 13 

8110 

, ' 

Eine Besonderheit findet sich bei den Bestandszahlen der Aus· 
bildungsverhältnisse in der Beschäftigtenstatistik. Bis 1982 folgt 
die Entwicklung dem Konjunkturverlauf der Beschäftigungsent­
wicklung (Anstieg Ende der 70er Jahre, Rückgang in den BOer 
Jahren), Seither ist die Zahl der Ausbildungsverhältnisse aller­
dings im Unterschied zu den übrigen Beschäftigtenzahlen be­
trächtlich angestiegen (Schaubild 3). 

Eine wesentliche Ursache für die Zunahme der Ausbildungsver· 
hältnisse dürfte in den allgemeinen Mobilisierungsbemühungen 
bei den Ausbildungsbetrieben zu suchen sein, wodurch sich 
allerdings auch die Zahl der Arbeitslosen nach lehrabschluß in 
einer Vielzahl von Berufen erheblich gesteigert hat. [3J 
Von besonderer Bedeutung sind differenzierende Betrachtungen 
nach Berufen. Die zahlenmäßige Entwicklung der Erwerbsberufe 
ist - neben Angaben zur Arbeitslosigkeit [4J - ein wesentliches 
Merkmal für die Beurteilung von Berufschancen und damit zen· 
trales Kriterium für Berufswahlentscheidungen. 

Schaubild 3: Entwicklung der Ausbildungsverhältnisse von 
1978 bis 1983 

- Tsd. -

Auszubildende 
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1 548 
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Ein Vergleich der Bestandsentwicklung der Berufe erbrachte, 
daß es ungeachtet konjunktureller Schwankungen Berufsgruppen 
gibt, die auch in den BOer Jahren unvermindert expandierten, 
Aber es gibt auch Berufe, die seit 1978 kontinuierlich in ihrer 
zahlenmäßigen Bedeutung zurückgegangen sind, 
Diese Prozesse für Einzelberufe darzustellen, erscheint wenig 
sinnvoll. Es wurde daher eine Gruppenbildung der Berufe vorge­
nommen, welcher die Entwicklung von 197B bis 1983 als pro­
zentuale Veränderung zum Basisjahr 1978 zugrunde liegt. 
Berufe mit ähnlichen Veränderungsraten wurden hierbei mit 
Hilfe clusteranalytischer Verfahren zu einer Gruppe zusammen­
gefaßt (Schaubild 4). 

Neue Arbeitsplätze entstanden insbesondere im Bereich der so­
zial pflegerischen- und Heilhi lfsberufe (Sprechstundenhelfer, 
Masseure, Sozialarbeiter u. Sozialpädagogen) sowie für Floristen 
(Gruppe 1 ,  Gesamtanteil: 3%, Zunahme seit 1978: 37,8%), 
Ebenfalls stark gestiegen sind die Beschäftigtenzahlen in Inge­
nieurberufen (einschließlich der EDV-Berufe), bei Ärzten und 
lehrern sowie im Gastgewerbe und in ausgewählten Handwerks­
berufen (F lach- und Tiefdrucker, Zahntechniker, Augenoptiker 
und Dachdecker) (Gruppe 2, 6%, + 21,3%). 

Auch in der 3. Gruppe (Gesamtanteil: 21 %, Zunahme: 9,7%) 
finden sich noch technisch.ingenieurwissenschaftliche Berufe 
(Fertigungsingenieure, Chemieingenieure, Maschinenbau· und 
Bergbautechniker und Technische Zeichner), pädagogische und 
pflegerische Berufe (Apotheker und -helfer, Gymnasiallehrer, 
Krankenpflegehelfer , Med izinallaboranten, Kindergärtnerinnen) 
neben einigen weiteren gewerblichen Berufen (Tierpfleget, Gärt­
ner, Bergleute, Feinblechner, Fernmeldehandwerker, Kondito­
ren, lsolierer, Glaser, Bäcker). 
Schwerpunkt bilden hier allerdings qualifizierte kaufmännisch­
verwaltende Berufe wie Bürofachkräfte, Bankfachleute, Makler 
und Vermieter. Diese Gruppe besitzt mit rund 362 000 zusätz­
lichen Arbeitsplätzen die höchste absolute Steigerung ('o'gl. 
Tabelle 2, S. 136). 
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Schijubild 4: Entwicklung der BestandsZijh!en abhängig Erwerbstätiger von 1978 bis '.983 - gruppiert nach acht typischen Verlaufs­
mustern und deren wichtigste Berufe 

1 5  

1 0  
Gruppe 3 

5 /-__ ,Gruppe 4 
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Gruppe 1 
Florister'l 

(3%) 

Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
Masseure, Krankengymnaiiten u.a. 
Sprechstur'ldenhelfer {·innen 
Sozialarbe iter, Sozialpfleger 
H.imleiter, Sozialpädagogen 

Gruppe 2 (6 %) 
Zahntachniker 
Dachdecker 
Elektro· und Maschineningenieure 
Fremdenverkeh,.,fachleute 
Postverteiler 
Datenwrarbeitungsfllchleute 
Ärzte 
Krankenschwestern, ·pfleger 
Hebemmen 
Hochschullehtllr 
Fachsehul·, Berufsschul·, 
Werklehrer 
Gastwirte, Hotelie,., 

Gruppe 3 (21 %) 
Glirtner, Gartenarbeit.r 
Bergleute 
Feinblechner 
Fern meldemonteure, ·handwerker 
Elektrogerätebauer 
Backwarenhersteller 
Konditoren 
Meschinenbautech niker 
Technische Zeichner 
Apothekenhelfer 
Bankfachleute 
Bürofachkräfte 
K rankenpflegehelfllr 
Medizinallaboranten 
Kindergärtneri nnen 
Hauswi rucheftsvIlWllter 

Gruppe 4 (32 %) 
Landarbeitskräfte 
Rohrinitallateure 
Masch inenschloSSllr 
Betriebsschlosser 
Kraftfahrzeugi nltandsetzer 
Machaniker 
Werkzeugmacher 
Elektroinstallateure, ·monteure 
Köche 
Zimmerer 

Tischler 
Maler, Lackierer 
Warenmaler, ·Iackierer 
Architekten, Bauingllnillunl 
Elektrotechniker 
Bautechniker 
Sonltige Techniker 
Industriemeister 
Groß· und EmZlllh!ll1dellkai.<fleute 
Verkäufer 
Lllbens· und Sachversicherungs­
fachleute 

Speditionsk.aufleute 
Unternehmer, Geschäftsführer 
Kassierer 
Datentypisten 
Bürohilfskräfte 
Pförtner, Hauswarte 
Friseurll 
Kellner, Stewards 
Sonstig!! Gänebetreuer 
Straßenreinigar 

Gruppe 5 (13%) 
Kunststoffverarblliter 
Fräser 
Bauschlossllr 
Stahlbauschlos5e r, Ei$llnschiffbauer 
Landmaschineninnandsetzer 
Fleischer 
Stukkateure, Gipier, Verputzer 
Handelsvertnlter, Reisend!! 
Telefonisten 
K raftfahrzeugführe( 
Stenographen, Stenotypistinnen 
Rool-, Volks·, Sonderschullehrer 
Raum· und Hausratsreiniger 

Gruppe 6 115 'l6) 
Chemiebetriebswerker , -Iaborwerl<er 
Dnlher 
Bohrer 
Metallschleifer 
SchweIßer, Brennschneider 
Elektromotoren, 
·transformatotllnbauer 
Maurer 
Betonbauer 
Straßenbauer 
Warenprüfer , ·sortierer (ander-
weitig nicht gllnannd 
Warenaufmacher, Versandfllrtigmacher 
Lagerverwalter, Magaziner 
lager-, Transportarbeiter 
Buchhalter 
Hau$wirtschaftliche Betreuer 

Gruppe 7 (8 %) 
Gummiherstelhtr, ·verarbeiter 
Holzaufbereit.r 
Blech PnlSSlll", ·zieher, ·stanzer 
Stahlschmied!! 
Elektrogeräte·, Elektrotellemonteur 
Metallarbeiter (ohnll nähere Angabe) 
Schu hwatlln hllrstelJer 
Sonstige Tiefbauer 
Ba uhi Ifsarbeiter 
Sonitige Hilfsarbeiter 
Wäscher, Plätter 

Grupp. 8 12 %) 
Spinner, Spinnvorbereiter 
Weber 
OberbllkJei dungsn äher 
Wäscheschneider, -näher 
Näher (anderweitig nichtgerlannt) 

Die 4. und 5. Gruppe blieb in ihren Bestandsveränderungen unter 
5 Prozent. Ihr Anteil am Beschäftigtenbestand betrug 19B3 
45 Prozent. Die zahlenmäßig bedeutsamsten Berufe dieser 
Gruppen sind die Verkäufer(·innen), Kraftfahrzeugführer, 
StenograpllenlStenotypistin nen, Reinigungskräfte, Unterneh· 
mer/Geschäftsführer, Groß· und Einz.lhandelskaufleute, Elektro· 
installateure, ·monteure, Schlosser und Kraftfahrzeugmechaniker, 
Köche und Tischler. 

Unter 10 Prozent lag der Beschäftigtenrückgang in Gruppe 6 
(Gesamtanteil 15%) . Hierunter fallen insbesondere einta'chere 
kaufmännisch·verwaltende Berufe (Warenprüfer, und ·sortierer, 
Warenaufmacher, Lagerverwalter, Leger· und Transportarbeiter 
oder hauswirtschaftliehe Betreuer) sowie aus der Gruppe der 
qualifizierten kaufmännisch·verwaltenden Berufen die Buchhal· 
ter. Zu den bedeutsameren gewerblichen Berufen dieser Gruppe 
gehören Chemiearbeiter, Papierhersteller und ·verarbeiter, 
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Schriftsetzer, Dreher, Bohrer, Schleifer und Schweißer, Maurer, 
Beton- und Straßenbauer, Fliesenleger und Polsterer. 
Ebenfalls stark verloren (-15,6%.8% Gruppe 7) gingen Arbeits­
pläue in Anlern- und Hilfsberufen (Elektrogerätemontierer. 
Metallarbeiter ohne nähere Angaben, Bau- und sonstige Hilfsar­
beiter, Wäscher, Plätter, Fahrzeug- und Mascl1inenreinigerl. Aber 
auch Qualifizierte Berufe wie Baustoff- und Gummiher$leller, 
Buchdrucker und Holzautbereiter. Metallerzeuger, MetalIverfor­
met, lötet und Schmiede, Schuster und Schneider gingen \/on 
1918 bis 1983 um knapp ein Sechstel ihres Bestandes zurück. 
In besonders drastisdlem Umfang (-24,9% seit 1978, Gesamt­
anteil 2% Gruppe 8) gingen Arbeiupläue für textit-, leder- und 
feliverarbeitencle Berufe verloren (Spinner, Spuler, Weber, Näher, 
Färber usw-l. Auch Polierer, Uhrmacher, Fischer und Fischver­
arbeiter sind von fortdauerndem Arbeitsplatzverlust betroffen. 
Die Analyse zeigt einige klare Entwicklungslinien. Eine Reihe 
von Berufen stagniert oder geht branchenbedingt zurück; dies 
gilt für arbeitsintensive Bereiche; bei denen Produktionsverlage­
rungen oder Rationalisierungen stattgefunden haben, z. B. bei 
Textil, Leder und Bekleidung. Auch die Berufe, die an soge­
nannte ,,schornsteinindustrien" gebunden sind (Metallerzeuger, 
Schmelzer, Stahl-, Schiffbauer) haben Rückgänge zu verzeich· 
nen. Diese Branchen sind, bedingt auch durch die Verhältnisse 
auf dem Weltmaritt, durch erhebliche Absatzschwierigkeiten 
gekennzeichnet. 
Die technologische Entwicklung wirkt sich in Berufen wie 
Schriftsetzer aus. Durch die Einführung neuer Arbeitsmethoden 
gehen hier die Beschäftigtenzahlen stark zurUck. 
Relativ gleichbleibende Zahlen weisen viele Berufe des Hand­
werks auf (Kraftfahrzeugmechaniker, Elektroinsteileteure, Fri· 
seure). Dies dürfte mit der relativ konstant bleibenden Nachfra· 
gestruktur zusammenhängen. 
Die quantitative Entwicklung der Berufe spiegelt auch die sekto­
rale Verschiebung zu den Dienstleistungsbranchen wieder. Be­
rufe in den Bereichen Gesundheit, Rechtspflege, Banken und 
Versicherungen und Hotel-/Gaststitten haben die höchsten Stei­
gerungsraten aufzuweisen. Bedeutsam ist auch die Zunahme bei 
den Bürofachkräften, die sich allerdings in den lenten Jahren 
abgeflacht hat. 
Wie die Tabelle 2 zeigt, besitzen die Berufsgruppen der Arbeiu­
platzgewinnef (Gruppe 1 bis 3) durchweg überdurchschnittliche 
Frauananteile, während die ,Verlierer' hohe Arbeiteranteile auf­
weisen und hierunter wiederum besonders viele Nichtfacherbei­
ter zu finden sind (Gruppe6 bisB). 

In den.gebilcteten Gruppen sind auch Auszubildende enthalten. 
Für die Zahl der Ausbildungsverhältnisse liegen in der differen­
zierten Form nur Daten bis 1981 vor. Diese weisen allerdings 
darauf hin, daß die Ausbildungsanteile bei den Beschäftigten­
gruppen, die in den letzten Jahren Arbeitsplätze zugewonnen 
haben, erheblich über dem Durchschnitt liegen. Oder anders 
ausgedruckt: 83 Prozent der Auszubildenden fanden sich 1981 
in Berufen mit steigenden Beschäftigtenzahlen (Beschäftigten­
anteil 1981 : 59%1. 17 Prozent in Berufen, die bereiu 1981 rüctc:­
läufige Beschäftigtenzahlen aufwiesen (BeschäftigtenanteiI41%). 

BelChäftigtenentwicklung und 
Arbeitslosigkeit nach Lehrabschluß 
Die Entwicklung der Beschäftigtenzahlen ist allerdings nur ein 
unzulänglicher Indikator für die Beurteilung von Berufschancen 
und BesChäftigungsmöglichkeiten, 
Einerseits können auch Auszubildende in Berufen mit steigen­
den Beschäftigtenzahlen nach der Lehre arbeitslos sein. Dies 
dürfte insbesondere dann der Fall sein, wenn die Zahl der Aus· 
bildungsab$Olventen über den Zusatzbedarf des entsprechenden 
Berufes liegt; oder aber der Zusatzbedarf über die Rekrutierung 
berufserfahrener Arbeitskräfte gedeckt wird. 
Umgekehrt finden auch in Berufen mit sinkenden Beschäftigten­
zahlen Auszubildende zum Teil problemlos eine Anstellung nach 
ihrem lehrabschluß. Dies kann sowohl eine Folge von angepaß­
ten Ausbildungsplanzahlen sein als auch Ausdruclc einer Erset­
zung älterer oder ungelernter Arbeitskräfte durch jüngere Fach­
kräfte. 
Jedenfalls erscheint es für die Beurteilung von Berufschancen 
sinnvol l, neben der Entwicklung der Beschäftigtenzahlen in ein­
zelnen Berufen auch die unmittelbar mit dem Eintritt in das Be· 
rufsleben verbundenen Probleme mit zu berücksichtigen. 
Leider existieren für die Betrachtung des Übergangs von der 
Ausbildung in die Beschäftigung berufsübergreifende Zahlen nur 
zu dem Aspekt der Arbeiulosigkeit nach Lehrabschluß. Andere 
Obergangsprobleme wie eine unterwertige Beschäftigung, Ver­
zicht auf Beschäftigung im erlernten Beruf, Zeit- oder Teilzeit­
arbeitsverträge bleiben dabei unberücksichtigt. 
Fiir die folgende Betrachtung wurden die Berufe zu Gruppen 
mit steigenden, stagnierenden und fallenden Be5Chäftigtenzahlen 
zusammengefaßt. Die Arbeitslosenzahlen wurden auf die erfolg­
reichen Prüfungsteilnehmer des Jahrganges 1983 bezogen und 
hieraus die entsprechenden Arbeitslosenquoten gebildet. [5] 

Tabelle 2: Abhängig Erwerbstätige gruppiert nach Entwicklung der Beschäftigtenzahlen von 1976 bis 1983 

Prozeotanteil 19B3 

Bestandszahlen Veränderung Fach· Uo- Ao- Auszu· Gruppen 
zum 30.06.1983 gegenüber 1978 Männer Frauen arbei· 00' ,,- bildende 

- Tsd. - % - Tsd. - % , .. I A",,- stellte 1981 
Mei· lernte 
ster 

1. Gruppe 622 3 170 37ß 22 78 3 3 94 18 
2. Gruppe 1 212 6 213 21,3 57 43 21 10 79 10 
3. Gruppe 4 1 13 21 362 9,7 45 55 9 7 84 10 
4. Gruppe 6 381 32 250 4� 69 31 31 21 48 1 1  

5. Gruppe 2 642 13 -73 -2,7 58 42 25 45 30 4 
6. Gruppe 3 120 15 �294 -... 73 27 34 50 16 3 
7. Gruppe 1 546 8 -286 -15,6 7. 26 20 76 4 2 
8. Gruppe 430 2 -172 -24,9 34 66 33 60 7 5 

Insgesamt-) 20 146 1 00  58 0,3 61 39 23 30 47 8 

�) Da Berufe mit Ände.unlllln in dem Erhebungsverfeh.en zwischen 1978 und 1983 Iz. B. SeeISO'IIIIrI bei der G,uPPl""bildung nicht beriickllch1igt wurden, 
fehl.n bei der Summenbildung über die B Gruppen .tMI 80 000 Belchäftigte. 
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Insgesamt stieg def Anteil der Arbeitslosen an den AusbildU0Q5-
absolventen von 7,4 Prozent (19821 auf 10.6 Prozent (1983) itfl. 

Berufe mit steigenden Beschäftigtenzahlen 
(Gruppe 1. 2 und 3); 

Größtenteils tinden siell hier Berufe mit stark expandierenden 
Absol .... ntenzahlen. die allerdings trotz der Expansion des Be· 
sclläftigungssystems niellt alle auf entsprechende Arbeitsplätze 
vermittelt werden konnten. Berufsst8l'tprobleme er-gaben siell 
insbesondere bei so bedeutsamen Berufen wie 

Sprechstundenhelferinnen (Absolventen 1983: 27 116; Arbeits­
I05enQuote: 14,2%) 
Bickern (7615; 14,2%), 
Gärtnern, Gtrtenarbeitern (7125; 18,3%1-
Geringere Obergangsprobleme hatten: 
Bürofachkrätte (75 675; 8,3%), 
Benkfachleute (19 748; 1,5%), 
Elektrogerlitebauer (9380; 4,3%). 
Erhöhte Arbeitslosenanteile nlteh Lehrabschluß finden sich 
besonders häufig in arbeitsintensiven 8ereichen mit kosten9in­
sdger Ausbildungspiatzausstattung (Sproclmundenhelferi nfKIfl. 
Bäcker. Gärtner). Eine Ausbildung über den betrieblichen Bedarf 
- und damit verbundenen BerufS$urtprob�men - durfte in 
die5en Berufen besonden!lalle liegon. Au6etdem handelt es sich 
gegenüber den Berufen mit llIfing&m ArbeiuJosenanteii nach 
Lef'lrabschluß um arbeirsphltznalle Berufe. d. h .• eine produktive 
Mitarbeit Im Betrieb ist bereits nad'! kurzer Einarbeitung möglich. 
Eine Substitution von Fachkräften durch Lehrlingsarbeit dürfte 
den Berutseintritt für die Ausgebildllum in diesen Berufen noch 
zusätzlich erschweren. 

Berufe mit stagnierenden Best:hiftigtentahlllf1 
(Gruppe 4 und 5) 
Unter den Berufen mit stagnierenden Buchiftigtenzahlenweisen 
insbesondere Absolventen mit Lehril»Chluß als 
Groß· und EinzelhandeW<aufleute (A�venten 1983: 41 169; 
AL.Quote: 8,1%', 
Elektroinstallateure und -monteure (31 159; 4.9%), 
Rohrinstallateure (15 244; 7,9%), 
Maschinenschlosser (14 095; 6,6%). 
Meier und Lackierer (11  547; 8,9%); 
unterdurchschnittliche Arbeitslosenzahlen nach Lehrabschluß 
auf. während wiederum arbeitspletznahe Berufa wie 

Verkäufer (56 442; 11 ,3%). 
Krlttflhrzeuginstandsetzer (28 738; 24,0%1. 
Friseure (18 120; 23,9%), 
Tischler (18 199; 1 1,9%). 
teilweise in Nheblichem Umfange von Arbeitslosi�eit betrofun 
waren. 

Berufe mit .inkenden Beschättigtentahlen 
(Gruppe 6, 7 und 8) 
In den Berufen mit sinkenden Beschäftigtenzahlen wurde die 
AUSbildung bereits in der Vergangenheit offenbar weitgehend 
der verringerten Nachfrage nach Arbeitskräften angepaßt. Zwar 
finden ,ich hier eine Vielzahl von Splitterberufen mit uberwie­
gend niedrigen AbsoIventMuhlen, die al""dings luch nur ge­
ringfügig VOll Arbeitslosigkeit ll8Ch Lehrlbschluß betroffen 
waten. Oie bedeutsameren 8efufe dieser" Kategorie sind; 

Maurer (Absolveflterl 1983: 15 013; Al"behslosefIQuo�; 3,7%', 
Oberbekleidungsnäher ( 8462; 5.0%1, 
Dreher (4276; 5,7%1, 
Fliesenleger (1979; 5,9%1, 
Chemiebetriebswerker (1828; 4,6%). 
Buchdrucker (1645; 2.3%). 
Besonders ungünstige Berufschaocen, d. h. hohe Arbeitslosigkeit 
beim übergang von der Ausbildung In das Beschiftigungssystem 
und sinkende Beschäftigtenzahlen finden sich fur 

Scttn&ider (3353; 10.9%). 
Schriftsetzer I t 173; , 1 ,4%) 
Tankwarte (895; 23,2%) 

und weitere 16 meist sehr gering bentzte Berufe. 

Angesichts sinkender Beschäftigtenzahlen ist zu erwarten. daß 
lieh die Arbeitsmöglichkeiten in diesen Berufen noch weiter ver· 
ringllrn. Eine Überprüfung der Ausbildung für diese Berufe sowie 
eine Anpassung des Ausbildungsplatzangehotes en den Bedarf 
erSCheint hier besonde" dringend geboten. 

Nachwuehsquoten nach Berufen 
Einige weitere Informationen vermittelt die Gegeoübentel1ung 
der Zahl der Auszubildenden zu den derzait ElWefbstätigen des 
jeweiligen BlM"ufs. Wenn ein Beruf eine weit über dem Ersatz· 
bedarf liegende Nlchwuch$quote aufweist, so sindArbeitsmark.t· 
schwierigkeiten der Ausgebildeten zu erwarten. Es müssen jedoch 
bei diesem direkten Vergleich einige Einschränkungen beachtet 
werden. In vielen Frauenberufon i$t die Fluktuation (Unter· 
brechung wegen Heirat, Kindererziehung) sehr hoch, $0 daß 
höhere Quoten erforderlich sind. In manchen körperlich an­
spruchsvollen Berufen ist die Berufstät9c:eit in höherem Alter 
nicht mehr üblich, so dall in andere B.,e'che gewechwlt wird 
(2. B. gilt djes rur die Bauberufe). Auch In den Fertigungsberufen 
wefden haufiq ältere Mitarbeiter in Bereiche wie Lager oder 
Verwaltung ubernommen. Trotzdem ergehefl diese Quoten zu· 
"mmen mit den ArbeitslosenQuoten nach Lehrabschluß des 
vorigen Kapitels einige Aufschlülse. 
Im Durchschnitt kamen 1982 10,2 AUSlubildende auf 100 Er· 
werbstätige. Gegenüber 1976 ist der Wert um 1,5 Prozentpunkte 
gestiegen. Darin kommt die erhöhte AusbIldungsintensität in· 
folge der geburtenstarken Jahrgänge zum Ausdruck. Für Männer 
beträgt der Wert 9,4, fur Frauen 11 ,8. Geht man von 35 Berufs· 
jahren und durchschnittlich drei Ausbildungsjahren aus. so 
.,recnnet sich eine theoretische Ersaubedarhquote von 8,5. (6) 
Infolge der" unterschiedlichl!ß Verhiltnisse in den Berufen kann 
di8$e jedoch nur einetl AnhaltspuiW.t ergeben. Insbe50ndere in 
Frauenberufen ist ein höherer Wert gerechtfertigt. 

Oie Befute der Tabelle3 liegen in der Regel weit uber den durch· 
schnittlichen Werten. Dazu gehören auch solche, die einen ho· 
hen Arbeitslosenanteil nach Lehrabschluß aufweisen wie Gärt· 
ner, Böcker, Konditor [71, ApOthekenhelferin und Sprechltun· 
denhelferin. Zwar sind die 8eschäftigtenzahlen dieser Berufe 
.teigend (vgl. Schiubild 4: Gruppe 1 bis 3) und durch Phasen· 
elVlerbstäti9<eit in den Frauenberufon ist eine höhere Quote er· 
forderlich; die Werte sind jedoch so hoch, daß BeschiftigullQ$"" 
tchwlertgk.eiten für die Ausgebildeten zu erwarten "00, zu­
mindest in den erlernten Berufen (Tab. 3, S. 138). 

Sehr hohe Ausbildungsquoten wei5en auch Kraftfahrzeugin· 
standsetzer. Rohrill5tallateure und Friseure auf. Die BeW'iif· 
ti9tenzahlen 5tagnieren (vgl. Schaubild 4; Gruppe 4 und 5) und 
es gibt relativ viele arbeitslose Ausgebildete nlch der Lehre. FÜr 
Kraftfahrzeuginstandsetzer gibt es sicher einige Ausweichmög. 
lichkeiten, z. B. als Kraftfahrer. Rohrinstallateure. zu denen 
Gas· und Wasserinstallateure und Zontralheizungs- und Lüftungs· 
bauer gehören. wechseln häufig in die Industrie in einen anderen 
Meullberuf. Für die Friseurinnen ist das Berufsspektrum jedoch 
sehr eng und ein Beruf:swechsel. wenn nid'!t Arbeitslosigkeit. 
häufige Folge. 

In dan Berufen mit rüct.läufigen BeschiftigtOflzaMen (vgl. Sdlau­
bild 4: Gruppe 6 bis 8) sind nur relativ gering besetzte Ausbil· 
crungsberufe vertreten (in Tab. 3 nicht enthalten). Zu erwähnen 
ist Jedoch der Beruf Tankwllrt, der ebenfalls eine hohe AusbiI· 
dungsquote von 20.2 Prozent hat. 

In den gewerblichen Berufen haI die Zahl der weiblichen Auslu· 
bildanden in den letzten Jahren zugenommen. Da in diesen 
Berufen noch wenig Frauen erwerbstätig sind. liegen die Nach­
wuchsquoten sehr hoch. Zum Beispiel stehen den 765 jungen 
Frauen, die einen Fernmeldeberuf erlernen, nur 1500 erwerbs-
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Tabelle 3; Erwerbstätige mit praxisbezogener Beruhausbildung und Auszubildende sowie Ausbildungsquoten nach Berufsbereichen, 
ausgewählten Berufsgruppen/-ordnungen und Geschlecht 1982 

Nummer Berufsbereich, Erwerbstätige mit 
Berufs- -gruppe praxisbezogener Auszubildende Ausbildungsquote 

systematik -ordnung Berufsausbildung 
männ- weib- in5ge- männ- weib- insge- männ- weib- insge-

Iich lieh "mt lich lieh "mt lieh lieh "mt 
- in Tausend - - in Tausend -

01-06 Pflanzenbaue!', 364,7 164,1 529,0 33ß 16,6 50,4 9,3 10,1 9,5 
Tierzüchter 

051 Gärtner 76,3 11,9 88,4 12,1 6,B 18,9 16,4 56,8 21,4 
053 Floristen 3,2 16,9 19,4 0,4 B,3 B,7 13,5 51,6 45,0 

10-54 Fertigunllsberufe 4741,3 550,9 5292,2 783,7 63,5 847,2 16,5 11,5 16,0 
221 Dreher 116,1 1,9 118,1 11,9 0,4 12,3 10,2 22,4 10,4 
262 Rohrinstallateure 155,3 1,1 156,4 52,4 0,3 52,7 33,8 24,5 , 33,7 
273 Masch inenschlosser 187,9 1,3 189,2 54,1 0,6 54,7 28,8 46ß 28,9 
2B1 Kraftfahrzeuginstandsetzer 245,2 0,6 245,9 86,1 0,8 86,9 ' 35,1 ./. ./. 

312 Fernmeldemonteure-, 55,2 1,5 56,7 15,5 O,B 16,3 28,2 51,0 28,7 
-handwerker 

39 Bäcker, Konditoren 86,2 5,9 92,2 31,1 7,1 38,2 36,1 120,1 41,4 
401 Fleischer 97,4 1,3 98,9 21,3 0,5 21,8 21,8 41,3 22,0 
4 1 1  Köche 57,5 55,6 1 13,1 18,0 4,5 22,S 31,3 8,2 19,9 

52 Warenprüfer, 96,4 56,9 153,3 1,4 0,3 1,7 1,4 0,6 1,1 
Versandfertigmacher 

60-<03 Technische Berufe 853,0 1 15,3 968,9 22,9 23,5 46,4 ./. . /. ./ . 
635 Technische Zeichner 42,7 42,4 85,1 13ß 16,4 29,9 31,8 38,6 35,2 

68-93 Dienstleistungsbwufe 4751,0 4630,9 9381,9 171,3 550,5 721,8 3,6 1 1,9 7,7 

683 Verlagskaufleute, 6,6 9,0 15,6 1,1  3,8 4,9 16,5 42,8 31,7 
Buchhändler 

685 Apothekenhelferinnen 0,8 24,1 25,1 - 10,1 10,1 ./. 41,9 ./. 
714 Kraftfahrzeugfüh rer 447,5 10,7 458,5 ./. ./. . /. ./. ./ . ./. 
B56 Sprechstundenhelferinnen 1,0 180,1 181,1 0,1 68,0 68,0 6,0 37,8 37,S 
901 Friseure 32,7 1 1 1,0 143,8 3,1 61,4 64ß 9,6 55,3 44,9 

01-99 Alle Berufe 10 848,5 5519,5 16 368,0 1021,8 654,0 1675,8 9,4 1 1 ,8 10,2 
Zum Vergleich: 1976 

01-99 Alle Berufe 1 0 355,6 , 4697,5 15 053,1 842,1 474,9 1317,0 8,0 10,0 B,7 

Anmer!<ungen: pra"isbezoglnl Serufiaulbi ldung: Absch luß liner Lehre, Anlemaulbildung oder gleichwertiger Serufsfachschulablchlult berufliches Prakti­
kum, Meister-, Teehnl!<"r· oder gleichwertiger Fechschulabschluß; 

Quel lI: Statistisches Bundisamt, Mi!<rolenlus 19B2 und 1976; Fachserie BerufliChe Bildung 1982; ligene Berechnungen 

tätige Frauen dieser Berufsgruppe gegenüber, so daß die Quote 
51 Prozent beträgt, Ähnlich liegen die Verhältnisse bei den 
Maschinenschlosserinnen (46,8%1. Infolge der geringen Zahlen 
kann jedoch nicht daraus geschlossen ..verden, daß die Absol­
ventinnen Berufsprobleme haben. 

In einigen , B erufen gibt es relativ viele Ausgebildete, jedoch 
keine oder sehr wenige Auszubildende. Dies gilt z. B. für die 

"
Warenprüfer/Versandfertigmacher" , "Maschinisten" und 

"
Kraftfahrzeugführer". Diese Bereiche bieten alw eine gewisse 

Aufnahmemäglichkeit für Ausgebildete aus anderen Sparten mit 
hohen Quoten. Die Verwertung der erworbenen Qualifikation 
wird jedoch nicht immer gewährleistet sein. 
I n  den Dienstleistungsberufen ist die Nachwuchsquote für Män· 
ner mit 3,6 sehr gering. Wie ausgeführt, erfolgt der Wechsel in 
diese Berufe häufig erst in höherem Alter. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß eine Übereinstimmung 
zwischen Ausbildungs- und Beschäftigungssystem in erster Linie 
im "Negativbereich" besteht. Berufe, die im Beschäftigungs­
system zurückgehen, meist 1nfolge von Branchenkrisen oder auf­
grund von technologischen Entwicklungen, gehen auch im Aus­
bildungssystem zurück (Schneider, Weber, Näher usw.I _ l n  ande­
ren, meist weniger lehrintensiven Bereichen sind jedoch erheb­
liche Steigerungen der Auszubildendenzahlen zu beobachten, 
die keine Entsprechungen im Beschäftigungssystem haben (z. B. 

Gärtner, Bäcker, Konditoren, Sprechstundenhi!lferinnen1. In der 
Regel ist dann auch die Rate der nach Lehrabschluß arbeitslosen 
Jugendlichen hoch. Gewisse Chancen können sich ergeben, wenn 
die Beschäftigtenzahlen zumindest langfristig steigen. Dies ist je­
doch nicht immer der Fall. 
Einige dieser Berufe haben ein sehr engesQualifikationsspektrum 
und damit geringe TranSferqualitäten. Ein Berufswechsel ohne 
Verwertung der Qualifikationen oder Arbeitslosigkeit sind dann 
wahrscheinlich. Für viele im Handwerk Ausgebildete wird der 
Wechsel in andere 8ereiche, insbesondere der Industrie, wie 
auch schon früher unvermeidlich sein. Nur ein Teil davon wird 
seine Qualifikationen voll einsetzen können. 
Auch wenn in Anbetracht der demographischen Situation eine 
erhöhte Nachwuchsquote ( .. Vorratsausbildung"l in Kauf genom­
men werden muß, so weisen einige Extremwerte doch auf erheb­
liche; zum Teil wachsende Diskrepanzen nvischen Ausbildungs­
und Beschäftigungssystem hin, die ungünstige Entwicklungen für 
die Jugendlichen mit sich bringen. Höhere Quoten wären eher 
in lehrintensiven Bereichen mit breiter Grundbildung vertretbar. 

Anm.rkuroten 
11] Vgl.: Angaben im BerufsbildungSber;cht 1985. Kap 3.2.1. 

[2] Nur abhängig Beschiiftigtl; Selbständige bzw. Beamte weis.n einen 
n�hezu unveränderten Bestand auf. 
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Verp:ackun�mittelmechaniker: 

Neuordnung der 
Berufsausbildung 
steht bevor 
Im Bundesinstitut für Berufsbil­
dung wurde die 

'
Berufsausbil­

dung zum VerpackungsmitteI­
mechaniker auf ihre Aktualität in 
bezug auf die derzeitigen betrieb­
lichen Anforderungen in der 
Praxis hin untersucht. Das Er­
gebnis wurde in einem Konzep­
tionsvorschlag für die Neuord­
nung des Ausbildungsberufes 
Verpackungsmittelmechaniker 
zusammengefaßt. In Gesprächen 
mit den Sozialpartnern konnte 
rasch Einigkeit über die Eck­
werte der Berufsausbildung 
erzielt werden. Durch das An­
tragsgespräch im Bundesministe­
rium für Wirtschaft wurden sie 
für die Neuordnung festgelegt. 
Besonders herauszuheben ist, 
daß in der künftigen Ausbil­
dungsordnung auf Spezialisie­
rungen (bisher 5 Fachrichtun­
gen) verzichtet werden kann, da 
die Inhalte handlungsbezogen 
und aufgabenorientiert formu­
liert werden sollen. Somit besteht 
die Möglichkeit, weiteren Bran­
chen, z. B. Briefumschlagindu­
strie, Etiketten- und Siegelmar­
kenfertigung, Hartpapierwaren­
und Rundgefäßindustrie, die 
Ausbildungsmöglichkeit zu er­
schließen. Weiterhin bedeutsam 
ist, daß der Anteil der metalltech­
nischen Ausbildung den heutigen 
Erfordernissen der betrieblichen 

Fortsetzung Seite 3 

Trotz schlechter Erfahrungen: 

Positive Einstellung der 
Jugendlichen zu 
Ausbildung und Beruf 
Klare und durchweg positive Ein­
stellungen haben Jugendliche 
zum Beruf und zur Berufsausbil­
dung. Ihre Vorstellungen lassen 
sich dabei vor allem unter zwei 
Aspekte gruppieren: 

• die Arbeit soll "Spaß machen". 
Gewünscht werden Arbeits­
inhalte und Tätigkeiten, die gei­
stig, körperlich, seelisch und 
nervlich weder über- noch unter­
fordern. Das Betriebsklima soll 
gut sein, die Arbeit abwechs­
lungsreich und Freiräume für 
eigene Entscheidungen lassen. 

• Arbeit und Leben sollen im 
Einklang stehen. Es wird eine 
Arbeit gewünscht, die nicht im 
Widerspruch zu anderen Lebens­
bereichen steht und noch Zeit 
und Energien übrig läßt. Der Stel­
lenwert der Freizeit und des Pri­
vatlebens wird gegenüber der 
Arbeit für zumindest gleichran­
gig, wenn nicht sogar für wichti­
ger gehalten. 

Dies zeigen Vorstudien zu dem 
Forschungs-Projekt "Jugend, 
Ausbildung und Beruf", das vom 
Bundesinstitut für Berufsbil­
dung durchgeführt wird. 

Alle Befragten - Jugendliche wie 
Erwachsene, mit oder ohne Aus-

bildung bewerten den 
Abschluß einer Berufsausbil­
dung als Zugangsvoraussetzung 
für eine inhaltlich und materiell 
befriedigende Arbeit. Diese Ein­
schätzung wird durch Engpässe 
auf dem Ausbildungsstellen- und 
Arbeitsmarkt eher noch ver­
stärkt. Die Befragten kommen zu 
der Einstellung, daß "irgend eine" 
Ausbildung immer noch besser 
als "gar keine" sei. 

Für die Vorstudie wurden die 
befragten Jugendlichen nach 

Oft nur Ausbildungsberuf 
"zweiter Wahl" 

aus; "Berufsbildung in Wissenschaft und Praxis, BWP" lVII 
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ihrem derzeitigen beruflichen 
Status und Schulabschluß in ver­
schiedene Untersuchungsgrup­
pen 
- Jugendliche in Ausbildung 
- Jugendliche ohne Berufsaus-

bildung 
- Fachkräfte 

differenziert. In 100 Fallstudien 
bei Jugendlichen (und 50 bei 
Eltern, Ausbildern u. a.) wurden 
Fragen zu sensiblen Themen wie 
Schwierigkeiten bei der Berufs­
wahl, Probleme beim Übergang 
von der Schule in die Ausbildung, 
bzw. von der Ausbildung in den 
Beruf, Zukunftsplanung und 
Bewältigung von existenziellen 
Krisen bei Arbeitslosigkeit 
gestellt. 

Für die meisten der befragten Ju­
gendlichen ist es schwierig gewe­
sen, ihre Ansprüche in der Reali­
tät auch einzulösen: Weder der 
Übergang von der Schule in eine 
Ausbildung, noch der Einstieg ins 
Berufsleben ist glatt verlaufen. 
Vielmehr mußten nahezu alle 
Befragten bei der Berufsent­
scheidung auf eine Ausbildung 
der ,,zweiten Wahl" bzw. 
zunächst auf eine Überbrük­
kungsmaßnahme ausweichen. Je 
stärker die Angst der Jugendli­
chen wird, keinen Ausbildungs­
bzw. Arbeitsplatz zu finden - ins-

Ein Viertel der Aus­
zubildenden ist älter als 
19 Jahre 
Das Durchschnittsalterder Auszubildenden hat sich inder letzten Zeit 
um ungefähr ein Jahr erhöht. Während Mitte der 70er Jahre die 
16-18jährigen die Hauptgruppe darstellten, sind es nun die 17 -19jäh­
rigen. Nur noch 6 % sind 16 Jahre alt, 15jährige sind kaum noch ver­
treten. Es gibt jedoch eine beträchtliche Anzahl 20jähriger und noch 
älterer Auszubildender, so daß das Durchschnittsalter bei über 
18 Jahren liegt. 

A1lenstruklur der AUlzubUdeuden 1984 

Alter männlich weiblich insgesamt 
% % in Tausend % 

bis 15 1 1 9 1 

16 8 6 110 7 

17 21 18 334 19 

18 27 24 439 26 
19 20 20 332 20 

20 1 0  14 204 12 

21 5 8 1 1 1  7 
22 3 4 60 3 

23 2 2 34 2 

24 1 1 20 1 

25 u ä. 2 2 37 2 

insgesamt 100 100 1.690 100 

Quelle; Beschäftigtenstalistikdcr Bundesanstalt für Arbeit zum 30. 6. 1984 (Auszu. 
bildende einsehl. Volontäre, Praktikanten u. s.); eigene Berechnungen 

besondere nach der konkreten L _________________________ .....J 
Erfahrung von mehrmonatiger 
Arbeitslosigkeit - desto größer 
wird die Bereitschaft, jedesAnge­
bot anzunehmen. Unter dem 
massiven existenziellen und 
materiellen Druck findet eine 
Zurücknahme eigener Vorstel­
lungen statt. Allerdings werden 
die generellen Ansprüche trotz 
der aktuellen Schwierigkeiten 
nicht sofort und nicht gänzlich 
aufgegeben. 

Die Hauptuntersuchung des Pro­
jektes, deren Feldphase gerade 
durchgeführt wird, konzentriert 
sieh auf Jugendliche, die zur Zeit 
eine betriebliche Ausbildung 
absolvieren. Ausbildungs- und 

IIII2 

berufsbezogene Aspekte sind in 
Jugendstudien bisher eher mari­
ginal behandelt worden. Für das 
BIBB·Projekt "Jugend, Ausbil· 
dung und Beruf" bestimmen 
diese Themen die Schwerpunkte 
der Untersuchung. Es wird nach 
arbeitsbezogenen Einstellungen 
und Werthaltungen von Jugend­
lichen gefragt und diese mit 
denen der älteren Generation 
verglichen. Es wird weiterhin 
gefragt nach der Bedeutung von 
Ausbildung und Berufstätigkeit 
für die jugendliche Lebenspla­
nung, aber auch nach der aktuel­
len Situation. 

Diese repräsentativ angelegte 
Studie wird Aufschlüsse über 
ausbildungsspezifische Pro­
bleme, insbesondere über die 
Übergangsprobleme bei der 
ersten und zweiten Schwelle des 
Berufsbildungssystems geben. Es 
werden außerdem die Werthal­
tungen und Einstellungen der 
Auszubildenden im Vergleich zu 
jungen Facharbeitern, die bereits 
5 Jahre im Beruf sind und zur 
älteren Generation untersucht. 
Das gesamte Forschungsprojekt 
wird voraussichtlich Ende 1986 
abgeschlossen sein. 

Dav 
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Frauen in gewerblich-technischen Berufen: 

Nach der Ausbildung ist 
die im Beruf tätig 
Im Frühjahr 1985 haben die letzten Teilnehmerinnen aus Modellver­
suchsprogrammen ihre Facharbeiterinnen- oder Gesellinnenprüfung 
abgelegt. Damit haben 963 von insgesamt 980 Prüfungsteilnehmerin­
nen ihre Berufsausbildungin einem für Frauen bisheruntypischenBe­
ruf erfolgreich beendet. 65 % von ihnen sind nach Ausbildungsab­
schluß in ihrem Beruf tätig geworden. davon 56 % in ihrem Ausbil­
dungsbetrieb. 

Die Gründe für eine vorzeitige 
Vertragslösung, soweit sie in den 
Modellversuchen evaluiert wur­
den, hatten zumeist mehrere U r­
sachen: Eine Berufsorientierung 
in Verbindung mit mangelhafter 
Information über den Ausbil­
dungsberuf und die Berufsorien­
tierung, Leistungsprobleme, ge­
sundheitliche Schwierigkeiten, 
persönliche Konflikte und aus 

der Sicht der Teilnehmerinnen 
mangelnde Beschäftigungschan­
cen. Ein Drittel der Vertragslö­
sungen erfolgte im 1. Quartal der 
Ausbildung, ein weiterer Schwer­
punkt lag im 3. Halbjahr und spä­
ter. 

In den Modellversuchen war eine 
Benachteiligung weiblicher 
Fachkräfte bei der Übernahme 

Neue Ausbild�rdnungen 
zum 1. August 1985 
Rechtzeitig zu Beginn des neuen Ausbildungsjahres am 1. August 
1985 sind insgesamt acht neue Ausbildungsordnungen in Kraft 
getreten, die in Handwerk und Industrie einige zum Teil wenig 
bekannte Berufsperspektiven betreffen. Als Handwerksberufe zäh­
len hierzu "Schilder- und Lichtreklamehersteller" , "Seiler'" und 
"Wachszieher". Für Handwerk und Industrie zugleich gelten die 
Ausbildungsordnungen für "Orgel- und Harmoniumbauer" und 
"Bürsten- und Pinselmacher" . In die Zuständigkeit der Industrie- und 
Handelskammer gehören der "Industrieglasfertiger" und die "Fach­
kraft für Fruchtsafttechnik" ebenso wie der .. Tierpfleger" . 

Durch die neuen Ordnungen 
werden insgesamt 10 teilweise 
aus den 30er Jahren stammende 
überholte Ausbildungsordnun­
gen ersetzt. 

Die Neuordnungen wurden - mit 
Ausnahme der von den zuständi­
gen Bundesministerien kurzfri­
stig vorgenommen NovelJierun­
gen für den Seiler und den 
Wachszieher - im Bundesinstitut 

für Berufsbildung mit Sachver­
ständigen der Sozialparteien vor­
bereitet und mit den Rahmen­
lehrplänen der Kultusminister­
konferenzen für die Berufs­
schule abgestimmt. 

Die wesentlichen Perspektiven 
der Neuordnungen sind: 
• Veränderte Techniken (z. B. 
Elektrotechnik bei der Licht­
reklame, Steuerungstechnik für 

nicht feststellbar. Sicherlich ist 
hierbei die Entscheidung der Be­
triebe auch durch die Teilnahme 
am Modellversuch beeinflußt 
worden. 

Der Untersuchungszeitraum für 
die berufliche Eingliederung der 
weiblichen Fachkräfte war in den 
Modellversuchen zu kurz, um ab­
schließende Ergebnisse vorzule­
gen. Untersuchungen zur Ar­
beitszufriedenheit nach mehr­
monatiger Berufstätigkeit wiesen 
bei gleicher Tätigkeit keine 
geschle.chtsspezifischen Unter­
schiede auf. Zu ihren Vorgesetz­
ten und Kollegen haben die jun­
gen Frauen überwiegend ein gu­
tes Verhältnis. Einige Teilnchrnc­
rinnen gaben allerdings an, daß in 
ihrem Betrieb Vorbehalte gegen­
überweiblichen Fachkräften von 
seiten der männlichen Kollegen 
bisher nicht abgebaut werden 
konnten. Schwierigkeiten sahen 
mehrere Teilnehmerinnen in der 

die Glasherstellung, Produk­
tionstechnik bei der Fruchtsaft­
herstellung) und neue Arbeits­
materialien (z. B. Kunststoffe für 
Bürsten oder Musikinstrumente) 
haben Arbeitsabläufe wesentlich 
verändert und dadurch zu neuen 
Anforderungen und Kenntnissen 
geführt. 
• Die Einführung neuer gesetz­
licher Vorschriften (z. B. 
Hygienevorschriften bei Lehens­
mitteln) im Falle der "Fachkraft 
für Fruchtsafttechnik" wird 
berücksichtigt. 
• Berufe ähnlichen Inhalts wie 
z. B. der frühere "Glaswerker" 
und der "Maschinenglasmacher", 
wurden in einer neuen Ausbil­
dung vereint ("In.dustrieglas­
fertiger"); für die Ausbildung 
zum "Bürsten- und Pinsel­
macher", der früher gesondert 
für Handwerk und Industrie 
geregelt war, gilt künftig eben­
falls eine gemeinsame Ausbil­
dungsordnung. 

H Bau 
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thema: berufsblldung 

Konkurrenz zu angelernten Ar­
beitskräften. 

Diese Übernahmezahlen sind 
vergleichbar den Übergängen in 
dem frauen typischen Beruf Arzt­
helferinnen. Dies zeigen Ergeb­
nisse einer Befragung von Arzt­
helferinnen des Prüfungsjahr­
gangs 1983, die vom Bundesinsti­
tut für Berufsbildung durchge­
führt wurde. Danach waren 68 % 
der Befragten im Anschluß an die 
Berufsausbildung als Arzthelfe-

Modellversuch in Bremen: 

Aus "Schulver­
weigerem" werden 
Auszubildende 
Durch eine enge Verbindung von 
Ausbildungsvorbereitung und 
Ausbildung und eine intensive 
Betreuung der Jugendlichen 
sowohl in der Ausbildungsvorbe­
reitung als auch in der Freizeit 
können aus "Schulverweigerern" 
Auszubildende werden. Dies 
zeigt der Modellversuch des 
Arbeiter -Bild ungs-Cen trums 
Bremen, kurz ABC genannt, der 
mit Unterstützung des Bundes­
instituts für Berufsbildung und 
mit finanzieller Förderung des 
Bundesministers für Bildung und 
Wissenschaft und des Senators 
für Bildung, Bremen seit 1982 
durchgeführt wird: 

Von den 54 Jugendlichen, die an 
der diesj ährigen A usb ild ungsvor­
bereitungsphase teilnahmen, 
haben nur 6 die Maßnahme abge­
brochen. 48 Jugendliche wollen 
im September mit der Berufs� 
ausbildung beim ABC beginnen ­
als Schlosser, als Raumausstatter, 
als Schneider oder als Koch. 
"Unterwegs" haben 21 von ihnen 
den Hauptschulabschluß nach­
geholt, d. h. sie stellten sich nun­
mehr freiwillig den schulischen 
Anforderungen, wohl in der neu 
gewachsenen Einsicht, daß der 

IV/8 

rinnen tätig, davon 43 D/o im Aus­
bildungsbetrieb. 
Die Anzahl derjenigen Modell­
versuchsteilnehmerinnen, die 
nach erfolgreichem Abschluß ih­
rer Berufsausbildung keine Be­
schäftigung fanden, liegt mit 7 % 
unter der Vergleichszahl arbeits­
loser Arzthelferinnen (19 % )  aus 
der o. g. Untersuchung. 

Die vorzeitigen Vertragslösun­
gen von 17 % in den Modellversu­
chen können nun im Kontext mit 

Abschluß für ihre berufliche Per­
spektive eine entscheidende Vor­
aussetzung ist. 
Maßgebliche Gründe für diesen 
Erfolg sind nach Meinung des 
Arb eiter -Bild u ngs-Centrums: 

• die nahtlose Verknüpfungvon 
Ausbildungsvorbereitungsphase 
und Ausbildung in einem aner­
kannten Ausbildungsberuf; 
Warteschleifen und Sackgassen 
sind ausgeschlossen, 
• die intensive Betreuung durch 
die Pädagogen des ABC, die 
beteiligten Berufsschullehrer 
und die Sozialpädagogen der 
Jugendfreizeitheime, in denen 
gearbeitet wurde und 
• die Verknüpfung von Ausbil­
dungsvorbereitung und Freizeit, 
z. B. in Form gemeinsamer Reisen 
und sportlicher Aktivitäten. 

Verlauf und Erfolg des Modell­
versuchs,der im Hinblick auf den 
Übergang von der Ausbildungs­
vorbereitung in die Ausbildung 
im September zu Ende gehen 
wird,haben beim bremischen Bil­
dungssenator zu Überlegungen 
geführt, ob aus dem Modell ein 
Regelangebot gemacht werden 
kann. Sie werden unterstützt 
durch einen einstimmig gefaßten 
Beschluß des Landesausschusses 
für Berufsbildung, die Landes­
regierung möge "die Übertrag­
barkeit der Konzeption auf schu­
lische Berufsbildungsmaßnah­
men anstreben". H 

der Entwicklung der Ausbil­
dungsabbrüche insgesamt vergli­
chen werden. So ist in den Jahren 
1978-1981 generell eine Steige­
rung der Abbrecherquote zu ver­
zeichnen. Die Untersuchungen 
im Rahmen des Modellversuchs­
programms belegen, daß der Aus­
bildungsabbruch nicht allein auf 
individuelle Merkmale, wie Ge­
schlecht, schulische Vorbildung 
oder familiäre Herkunft zurück­
geführt werden kann. Betriebs­
und berufsspezifische Gründe 
haben sich ebenfalls als wichtige 
Determinanten für einen Ausbil­
dungsabbruch erwiesen. Die 
häufigsten Vertragslösungen er­
folgten in den Berufen: Textilma­
schinenführerinnen, Malerinnen 
und Lackiererinnen und Kfz-Me­
chanikerinnen. 

Um die weitere Erschließung ge­
werblich-technischer Ausbil­
dungsberufe zu fördern, ist je­
doch nicht nur weiterhin eine all­
gemeine Öffentlichkeitsarbeit zu 
diesem Thema erforderlich. Sie 
kann allerdings frühzeitig für 
Jungen und Mädchen einsetzen­
de Maßnahmen zur beruflichen 
Orientierung und Hilfen zur Be­
rufsfindung unterstützen. Die in 
den Modellversuchen entwickel­
ten und erprobten Maßnahmen 
zur beruflichen Orientierung 
sind umsetzbar. Die Ergebnisse 
werden vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung veröffentlicht. 

Ein Faltblatt mit aktualisierten 
Daten des Modellversuchspro­
gramms zur Erschließung ge­
werblich-technischer Ausbil­
dungsberufe für Mädchen wird 
im Juni vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung herausgegeben, 
ein abschließender Forschungs­
bericht ist in Vorbereitung (Hil­
fen zur Berufsfindung. Berichte 
zur beruflichen Bildung Heft 71). 

AltlWF 
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[3J Vgl.: Allholf, H.: Ungleichgewichte zwilchen AUlbildung· und Be· 
Ichiftigungosyltem 1970-1978. In: Zßillchrift für Berub· und Wirt· 
Ichaftspidagogik. 76. Band, Heft 4 (1980), S. 243 ff. 

Zum Zusammenhang von Bildungs- und Beschäftigungs.yltem, inl­
bl!Sondere auch der Konjunkturabhiingigkeit betrieblicher Ausbil· 
dung vgJ.: Rosemann, E.: Ausbildung und Arbeit - Empirisches zum 
V.rhältnis von Bildungs- und Beschäftigungss'($tem. In: Keine Ar· 
beit - keine Zukunft? Die Bildungs- und BescnäftlgungSPlI"tPIkti­
ven der geburtenstarken Jahrgänge. Frankfurt 1984. 

[4J Vgl. ausführlich hierzu: Bresche, U.: Strukturwendll am Arbeits· 
markt. In: Aus Politik und Zeitgeschichte - 81ilil/& zur WoclMnzei· 
tung ,Da5 Parlament'; 845184 vom 10.1 1.1984. 

Ernst Ross 

[5J Vgl.: Klou, P. W.: Arbeitslosigk,it nach Abschluß der Berufsawsbil· 
dung - Strukturdaten 1980 bis 1983. B,rufsbildung in Wissenschaft 
und Praxil, 14. Jg. (1985) Heft 3.S. 99-102. 

[61 100 Fachkrilfte f 35 Berufljahre ergibt 2,8 (Nachwuchs·)Fachkräfte 
pro Jahr. Da dil Ausbildu"ll meist drei Jahre dauert, muß dar SI' 
stand der AU$1ubildlnden dreimal ", hoch lein. 

[7J Für eine aUlführliche Untersuchung der Serufe Säcklr/Konditor mit 
ähnlichln Ergebnillen vgl.: Secker.A.: 6erulschencln nach einer 
Ausbildung zum 6äcker/Konditodlfleilchar), WSI·Mitteilungen 
9/1983. 

Die CNC-Technik in Aus- und Weiterbildung eine Übersicht 

Im Rahmen des Projekts 5.052 .. Erprobung des Mediums Fern­
unterricht in der Weiterbildung, bezogen auf die Programmierung 
und Bedienung numerisch-gesteuerter Werkzeugmaschinen" 
wurden im Rahmen der Entwicklung des Curriculums für diesen 
Lehrgang eine Reihe von Aus· und WeiterbildungsmaßnahmEm 
nach bestimmten Kriterien untenucht. 
Ausgangspunkt war eine vergleichende Analyse schriftlicher 
Lehrgangsmaterialien und cUlTicularer Unterlagen, die als Auf­
tragsarbeit durchgeführt wurde. [1] 

Diese Analyse wurde durch Fallstudien erweitert und nach be­
stimmten Fragestellungen systematisiert. 

Der folgende Beitrag stellt die Ergebnisse der Untersuchung dar 
und gibt einen Überblick über typische Bildungsmaßnahmen im 
Fachgebiet CNC-Technik. 

Quantitative Entwicklung der CNC·Technik 

Über die wachsende Bedeutung und Ausbreitung der CNC·Tech­
nik ist schon viel gesagt und geschrieben worden. Trotzdem sol­
len hier einige Fakten in Erinnerung gerufen werden: 
Seit Mitte der 70er Jahre werden in der Bundesrepublik Deutsch­
land im nennenswerten Umfang CNC.Werkzeugmaschinen pro­
duziert. Heute hat sich diese Technik vor allem im Bereich der 
Fertigung mittlerer und kleinerer Serien durchgesetzt. 
Aufgrund der EinSChätzung, daß die Produktivität numerisch 
gesteuerter Werkzeugmaschinen etwa um den Faktor drei größer 
ist als die konventioneller Maschinen und in der Annahme,daß 
die konventionellen Maschinen auch auf längere Sicht einen ge· 
wissen Stellenwert in der mechanischen Fertigung behalten wer­
den und die Großserienfertigung kaum als Potential für nume­
risch gesteuerte Maschinen in Betracht kommt, beziffert 
WALLE R [2] 1983 die Sättigungs9renze für numerisch gesteuerte 
Werkzeugmaschinen mit 150 000 Einheiten. 
Unter Berücksichtigung dieser Zahlen wären nach der abge­
schlossenen Einführung der NC-Technik etwa 150 000 bis 
450000 Arbeitsplätze von dieser Technik betroffen. Heute hat 
die Ne-Technik längst die Fertigung von Einzelstücken und auch 
die Großserienfenigung erfaßt, so daß diese Zahlen schon als 
überholt angesehen werden müssen. 
Es besteht somit ein erheblicher Qualifizierungsbeda!i und von 
einer abgeschlossenen Einführung der NC·Technik wird man an· 
gesichts der fließenden EntwiCklung auf diesem Sektor auch in 
absehbarer Zukunft kaum reden können. 

Qualitative Entwicklung 

Die T ethnologie numerisch-gesteuerter Werkzeugmaschinen weist 
unterschiedliche Entwicklungsrichtungen auf. Auf der einen 
Seite ist offensichtlich, daß mit dieser Technik der Einstieg in 
die "unmanoed factory" begonnen hat und weiter forciert wird, 
auf der anderen Seite ist durch die Weiterentwicklung der Hand-

eingabe-5teuerungen zur Werkstattprogrammierung ein Weg zur 
Aufwertung der Arbeit an numerisch-gesteuerten Werkzeugma­
schinen vorgegeben. 

Die CNC-Technik arbeitet derzeit mit einer Reihe unterschied­
licher Programmiersysteme und -ve!iahren wie 

der manuellen Programmierung, 

der maschinellen Programmierung. 
der Handeingabe-Steuerung, 
transportablen Programmiergeräten, 
integrienen CAD/CAM-Systemen. 

Die Bedeutung der verschiedenen Programmierverfahren hat sich 
entsprechend der technischen Entwicklung auf dem Rechner­
und Steuerungssektor laufend verändert und verändert sich auch 
weiterhin. Die manuelle Programmierung ist fast vollständig 
durch rechnerunterstützte Verfahren ersetzt worden. In Zukunft 
werden CAD/CAM integrierte Systeme an Bedeutung gewinnen. 

.Nach der Progn05e von WALLER wird in Zukunft etwa ein 
Drittel der Programmieraufgaben direkt an der Maschine, ein 
weiteres Drittel an einem Programmierplatz mit eigenem Klein­
rechner und das letzte Drittel über einen Großrechner abge­
wickelt werderl. Siehe das folgende Diagramm. 

Prognose der Verteilung der Programmieraufgaben für CNC­
Werkzeugmaschinen auf versch iedene Programmierplätze [3] 
% 

. 

10Or----------------, 
Programmierplatz mit Zugriff 
zu Großrechnern 

50l--�:;;;:=�::::::�-,-:---c,--,---� Programmierplatz mit eigenem 
Kleinrechner 

Programmerstellung 
von Hand in der 
Fert igungsvorbereitung 

Programmeingabe 
an der Maschine 

O�---�-----+�---� 
1960 1970 1980 1990 
In Anbetracht der Entwicklung der Rechnertechnik ist abwei· 
chend von dieser Prognose mittelfristig eher von einer stärkeren 
Verbreitung der maschinellen Programmierung mittels Klein­
rechner auszugehen. 
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Die Bedeutung der Handeingabe wird dagegen auf lange Sicht 
abnehmen, da die Vernetzung der Betriebsteile mittels Daten­
technik fortschreitet, die erforderlichen Daten für die Produk­
tion von Werkstücken schon bei ihrer Konstruktion generiert 
werden und mittels geeigneter Software unmittelbar in Pro­
gramme für den Produktionsvorgang umgesetzt werden können. 
Die quantitative und qualitative Entwicklung der eNC-Technik 
zeigen auf, daß 
1) die Arbeit im Bereich der mechanischen Fertigung weniger 

wird (Stichwort: eine eNC-Werkzeugmaschine ersetzt etwa 
drei konventionelle). Der Weg zur menschen losen Fertigung 
in eingeschlagen, 

2) trotzdem ein zahlen"mäßig hoher Qualifizierungsbedarf be­
steht, 

3) die Weiterentwicklung der Werkstattprogrammierung rur die 
Maschinenbediener andere und, wie man von den Betroffe­
nen selbst hört, auch interessantere Qualifikationsanforde­
rungen und einen Gestaltungsspielraum für die Tätigkeit in 
der mechanischen Fertigung mit sich bringt, 

4) die Werkstattprogrammierung zumindest in hochautomati­
sierten Betrieben langfristig gesehen an Bedeutung verlieren 

- wird, so daß schon jetzt eine über die an die Maschine gebun­
dene Programmierungstechnik hinausgehende informations­
technische Qualifizierung von Facharbeitern sinnvoll erscheint. 

Fragen zur N�alifizierunll 
Dem entstandenen und noch entstehenden Qualifizierungsbe­
darf wurde und wird auf vielfältige Weise begegnet. So sind in 
den verschiedenen Bereichen der Aus- und Weiterbildung oft 
spontan und unkoordi,niert Ausbildungsgänge und Kurse einge· 
richtet worden. 
Dabei gibt es beispielsweise bezügliCh der inhaltlich-didaktischen 
Ausgestaltung, des methodischen Ansatzes, der Dauer und der 
erforderlichen technischen Ausstattung einer Aus- oder Weiter­
bildungsmaßnahme im Bereich der GNG-Technik eine Reihe 
offener Fragen. 
Auf inhaltlich-clidaktischer Seite wird z. B. häufig gefordert, daß 
die NC-Qualifizierung, vor allem das Denken in Algorithmenund 
Strukturen, die Entwicklung von Diagnosefähigkeiten und Pro­
blemlösungsstrategien fördern soll. Im Gegensatz zu solchen 
grundlegenden Forderungen stehen Konzeptionen, die aus­
schließlich die praktisch-funktionelle Anwendung und Bedie­
nung von NC-Werkzeugmaschinen zum Ziel haben. Die Wider­
spruchlichkeit wird besonders offensichtlich bei inhaltlichen 
Entscheidungen über Umfang und Tiefe der Vermittlung, etwa 
von Programmierkenntnissen oder von Einzelheiten der Steu­
erungseJektronik. So ist beispielsweise beim letzteren ungeklärt, 
wieweit Inhalte der Mikroelektronik für die CNG-Ausbildung 
aufbereitet werden sollten. Genügt die globale Darstellung der 
Werkzeugmaschinen mit ihren computergeführten Steuerungen 
oder gehört auch die detaillierte Beschreibung ihrer BauteUe und 

Typisierte Aus- und Weiterbildungskonzeptionen in der GNG-Technik 

Maßnahme 

Anbieter 

Schulische Ausbildung 

3 Berufsschulen, 2 berufsfeldbezogene Oberstufen­
zentren 

Funktionen dazu? Oder muß sogar der elektronische Aufbau der 
Steuerungseinheiten behandelt werden? Hat die Vermittlung der 
hier angesprochenen Inhalte ausschließlich fachbezogen zu er­
folgen oder geht es auch darum, die fachübergreifende und ge­
sellschaftliche Bedeutung der Mikroelektronik zu thematisieren, 
die immer stärker nicht zuletzt die beruflichen Verhältnisse 
ändert? 
Reicht das Erlernen der Programmierung einfacher Werkstücke 
mittels einer Handeingabesteuerung allein aus, oder sollte auch 
die Verm ittlung maschineller Programmierveriahren (welcher?) 
bereits Bestandteil der Qualifizierung sein? 
Ist eine GNC-Aus- oder Weiterbildung als integrative Bildungs­
maßnahme im Bereich der Metalltechnik oder eventuell sogar 
darüber hinaus weisend zu verstehen oder ist sie ein additiver 
Bereich? 
Auf der methodischen Seite scheint Konsens darüber zu beste­
hen, daß es viele mögliche Wege der CNG-Ausbildung gibt. Tafel 
und Kreide, Papier und Bleistift, Computersimulationen, Arbeit 
an speziellen AUsbildungsmaschinen und Produktionsmaschinen 
werden als Mittel und Wege zur Qualifizierung gesehen. Doch 
welches sind ihre spezifischen Möglichkeiten, kann ihre Verwen­
dung situationSbezogen erfolgen oder sind die Methoden abhän­
gig von den Lernorten und spiegeln nur die übliche Theorie­
Praxis-Zuweisung wider? [4] 
I n  dieser Situation relativer Offenheit für die EntwiCklung von 
VermittlungSkonzeptionen für die CNG-Technik drängt sich die 
Frage auf. wie denn nun tatsächlich ausgebildet wird. Im folgen­
den wird versucht, diese Frage für verschiedene Arten von Aus­
und Weiterbildungsgängen in übersichten zu beantworten. 

Typisierte Aus· und Weiterbildungskonzeptionen 
in der eNC-Technik 
Die folgenden übersichten wurden durch die Analyse von 24 
verschiedenen Aus- und WeiterbildungsmaBnahmen gewonnen_ 
Sie sollen über die typischen Merkmale der Aus- und Weiter­
bildung im Bereich der GNG-Technik informieren und Auf­
schluß über die Ziele, die Adressaten, die Dauer der jeweiligen 
Maßnahmen, die Lernziele und Inhalte, die curriculare Grund­
lage, das fachinhaltliche und organisatorische Umfeld, die 
Unterrichts- und Unterweisungsform, die eingesetzten Lehr- und 
Lernmittel und die maschinelle Ausstattung in den verschiede­
nen Bildungsangeboten geben. 
Untersucht wurden die schulische und die betriebliche Ausbil­
dung im dualen System (Datenbasis fünf Berurnchulen bzw. fünf 
betriebliche Ausbildungsstätten), die Anpassungsfortbildung für 
beSChäftigte und arbeitslose Facharbeiter (Kurse von zwei In­
dustrie- und Handelskammern und einem Berufsförderungs­
zentrum bzw. von zwei BerUfsförderungszentren) ,  Lehrgänge 
von drei WerkzeugmaSChinenherstellern, der lehrgang "NC­
Anwendungsfachmann" (drei BerufsförderulllJSWOrke) ulle! Um­
schulungsmaßnahmen, die von drei Berufsförderungswerken 
bzw. -zentren angeboten werden. 

Betriebliche Ausbildung 

5 Betriebe 

Ziel Einblick i n  den konstruktiven Aufbau sowie die innere 
DV von CNC-Fertigungssystemen; Grundlagen der 
GNG-Technik auf breiter Basis 

Vermittlung von CNG-Fertigkeiten im Rahmen der je­
. weiligen metalltechnischen Ausbildung 

Adressaten, 
erforderliche 
Vorkenntnisse 

Jahr der 
Einführung 

Auszubildende aus dem Berufsfeld Metalltechnik 
3. ABjahr und Schüler der Fachoberschule und der 
gymnasialen Oberstufe/Kenntnisse und Fertigkeiten 
in der konventionellen Zerspanungstechnik 

80-82 

Auszubildende in metalltechnischen Berufen, meist 
im 3. ABjahr mit entsprechenden Fertigkeiten und 
Kenntnissen in der konventionellen Zerspanungs­
technik 

80-83 
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( F 0 r t s e t  z u n g )  Typisierte Aus- und Weiterbildungskonzeptionen in der CNC-Technik 

Maßnahme 

Zeitumfang 

Lernziele/ 
Inhalte 

Curriculare 
Grundlage 

Umfeld 

Unterrichts-/ 
Unter­
weisungsform 
Lehr-/Lernmittel 

Ausstattung 

Maßnahme 

Anbieter 

Ziel 

Adressaten! 
erforderliche 
VorKenntnisse 
Jahr der 
Einführung 
Zeitumfang 
Lernziele/ 
Inhalte 

Schulische Ausbildung 

von ca. 20 h bis ca. 80 h (meist ca. 36 hl je nach 
Schule und Ausbildungsgang (meist 2 hlWochel 
z. B.: - Grundlagen der Infoverarbeitung 

(Digitaltechnik) 
Programmieren der CNC-WZM 
Fertigungstechnologie der CNC-WZM 

oder: - Grundlagen Maschinentechnik 
( 1 .  ABjahr/12 h) 
Wegsteuerungen, Wegmeßsysteme, Lage­
regelungen, übersicht über Funktions­
und Arbeitswei,se von CNC-Maschinen 
Programmieren und Bearbeiten 
(2. ABjahr/24 h) 
Satzaufbau, Maschinenfunktionen, 
Bezugspunkte, Werkzeugkorrektur, 
Programmeingabe, Programm-Korrektur, 
Programmablauf auf Plotter und WZM 
Programmierung und Bearbeitung 
schwieriger Werkstücke 
(3. ABjahr/12 h) 
Unterprogramme, Arbeitszyklen, Null­
punk Wersch iebu ng, Werkzeugkorrektur 

selbst entwickelt 
Lehrplan des entsprechenden Bundeslalldes 
(ein Fall) 

Inhalte der technischen Mathematik und des 
te,chnischen Zeichnens werden auf CNC-Technik 
abgestimmt. In einem Fall Versuch der Auf­
hebung der Fächertrennung (geblockte CNC­
Vermittlung 4-6 hlWoche). In einem Fall sozial· 
kundliche Aspekte der Automatiof! 
Frontal-, Gruppen- und Einzelarbeit, 
maximal 12  Schüler. 
En�ässe bei der tatsächlichen Maschinenarbeit 
selbstentwickelte Arbeitsunterlagen/Zeichnungenl 
Bearbeitungsaufgaben 
Schulungsmaschinen + Produktionsmaschinen, 
Programmierplätze, LochstreifenJeser und 
-stanzer, Plotter u. a. Peripheriegeräte (gute Aus­
stattung, jedoch oft unsystematisch in mehreren 
Wellen zusammengekauft) 

Anpassu ngsfortbildu ng 

2 Industrie- und Handelskammern, 
1 Berufsförderungszentrum 
Anpassung an die technische Entwicklung 

Fachpersonal in der spanenden Fertigung, Fach­
arbeiter, Meister, Betriebsingenieure mit ent­
sprechenden Vorkenntnissen 

81-83 

180 h bei 4-10 hlWoche Teilzeitlehrgang 
1 .  - Grundlagen der NC-Technik {EntwiCklung, 

Anwendungsk riterien, Konstruktionsmerk -
male, Bauarten, Steuerungen, Programm­
aufbau und -vorbereitung} 
Übungsbeispiele Drehen und Fräsen 
(Programmerstellung und -eingabe an der 
Maschine, Vorbereitung der Maschine, 
Testlauf, Werkstückbearbeitung, Werkzeug­
korrektur, Zyklen, Unterprogramme, 
Inkremental· und Absolutmaßprogramm) 

Betriebliche Ausbildung 

ca. 80 h (meist in Slöcken von je einer Woche) 

2. B.: Binärsystematik, Koordinatensystem, Pro­
grammierung, systemgerechtes Zeichnen, 
selbständiges Einrichten und selbständige Be­
dienung der Maschinen, Abfahren der 
Programme 

oder: 1. selbständiges Erstellen eines Programms mit 
90 Sätzen (Streckensteuerung) 

Maschinenbeschreibung 
(konventionelle-CNC) 
Bedienungselemente, Referenzpunkt 
Befehle, Zusammensetzung von 
Programmen 
Absolut-, Kettenmaß, Radius- und 
Längenkorrektur 
Programme schreiben und durch Einzel­
satzabfahren testen 
Programmiererleichterungen 

2. dto. / Bahnsteuerung 

selbst entwickelt 

eingebettet in die traditionelle Ausbildung, 
eher additiv 

An Maschinen in Kleingruppen und Einzelarbeit, 
parallele theoretische Unterweisung in Gruppen von 
5 Auszubildenden 
Firmenunterlagen, Materialien des BIBB, selbst 
erstellte Unterlagen 
Produktionsmaschinen ohne viel Peripherie z. B.: 
eine Drehmaschine neuesten Typs, drei Fräsmaschinen 
oder eine kleine Fräsmaschine, weniger reichhaltig als 
in den untersuchten Schulen 

Anpassungsfortbildung für arbeitslose Facharbeiter 

2 BerufiförderurlQszentren 

Anpassung an die technische Entwicklung/ 
Verbesserung der Vermittlungschancen 
arbeitslose Facharbeiter, Meister, Technjker der 
Metalltechnik, angelerntes Fachpersonal der 
Zerspanungstechnik 

81-83 

520 h (13 Wochen) Vollzeit 
Reaktivierung und Aktualisierung konventionelle 
Zerspanungstechnik 
CNC-Drehen und -Fräsen 
ausgedehnte übungen 
Einführung in das rechnergestützte und maschi· 
nelle Programmieren 
umfangreiche Prüfung 
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( F 0 r t 5 e t z u  n g )  Typisierte Aus- und Weiterbildungskonzeptionen in der eNC-Technik 

Maßnahme 

Umfeld 
Curriculare 
Grundlage 
Unterrichts-/ 
Unterweisungs­
fonn 
Lehr-/Lernmittel 

Ausstattung 

Bemerkungen 

Maßnahme 

Anbieter 
Ziel 

Adressaten, 
erforderliche 
Vorkenntnisse 
Jahr der 
Einführung 
Zeitumfang 

Lernziele/ 
Inhalte 

Anpassu ngsfortbildu n9 

Programmierhilfen und Entwicklungs­
tendenzen von Steuerungssystemen 
Vertiefung der Grundlagen des NC-Drehens 
und -Fräsens (Programmoptimierung und 
-änderung an der Maschine, Archivierung 
von Programmen) 
Abschlußtest 

2. - Vertiefung der Grundlagen (Steuerungsarten, 
Achsensysteme, Programmaufbau. Bezugs­
punkte) 
Mathematische Grundlage., 
Programmierbeispiele Drehen und Fräsen 
Rechnergestütztes Programmieren 
Grundinformation AC..systeme, CAD/CAM 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
Abschlußtest 

Anknüpfen an die berufliche Erfahrung 
DIHT-Konzept bzw. eigene Entwicklung 

Seminarform/Kleingruppen an Maschinen und 
Programmierplätzen bzw. Demonstrationen an 
Maschinen 
Selbsterstellte, teilweise ausgezeichnete 
Unterlagen 
I n einem Fall nur kleine Produktionsfräsmaschine 
der Lehrwerkstatt einer mittelständischen Firma, 
sonst aufwendige Ausstllttung mit modernen 
Maschinen, Programmierpläuen usw. 

Teilnahmebescheini9ung, jedoch keine Weiter­
bildungsprüfung nach BBiG 

Herstellerschu lung 

drei Hersteller von WZM 
Schulung von Käufern bzw. deren Mitarbeitern 

anfangs Betriebsleiter, Ingenieure, Meister 
jetzt zunehmend Facharbeiter/konventionelle 
Zerspanung 

suksessive seit ca. 1977 

typisch: eine Woche Vollzeit (24-36 h 
Theorie/20 h Praxis) auch 2-Tages-Kurse und 
längerfristige Maß�ahmen (Baukastensystem) 

Grundlagen der'CNC-Technik 
o Maschinentechnik 
o Zerspanungstechnologie 
o Programmierungstechnik 
Hersteller- und maschinenspezifische Aufgaben 
und Probleme 
o Umgang mit speziellen Steuerungen 
o Arbeiten an speziellen Maschinen 

Anpassungsfortbildung für arbeitslose Facharbeiter 

Anknüpfen an die berufliche Erfahrung 
I nhaltliche (nicht zeitliche) Anlehnung an das 
DI HT-Konzept/eigene Entwicklung 
Frontalunterricht/Seminararbeit für die Theorie 
Kleingruppen und an Programmierplätzen und 
Maschinen 

gute Ausstattung, 2 moderne Produktions­
maschinen, Programmierplätze mit Bildschirmen, 
Plotter u. a. Peripherie 

Interne Abschlußprüfungen und Teilnahme­
bescheinigungen, I HK-Nachfrage nach Prüfungs­
möglichkeit negativ, ausgezeichnete Vermittet­
barkeit der Absolventen 

NC-Anwendungsfachmann 

drei Berufsförderungswerke 
Umfassende (Um)schulung zu einem Fachmann der 
CNC-T echnik 
Facharbeiter mit einschlägiger metalttechnischer Aus­
bildung oder dreijährige einschlägige Tätigkeit 

82 

21 monatige Umschulung mit Schwerpunkt 
NC-Technik, Voilzeitmaßnahme 

Kenntnisse 
o Technologie 

Fertigungsverfahren 
NC-Technik 

o Anwendungsbezogene Mathematik 
o technisches Zeichnen 
o Werkstoffkunde 
o physikalische Grundlagen 
o Meßtechnik und WerkzeuQVoreinnellung 
Fertigkeiten 
o Grundlagen der Metallverarbeitung 
o maschinentechnische Ausbildung 

(konventionell) 
o NC-Programmierung 

manuell 
maschinell 

o NC-Drehen 
o NC-Fräsen 
o NC-Drahterodieren 
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( F 0 r t s e t  z u n g )  Typisierte Aus- und Weiterbildungskonzeptionen in der CNC-Technik 

Maßnahme 

Curriculare 
Grundlage 

Umfeld 

Unterrichts­
form 

Lehr-/Lernmittel 

Ausstattung 

Bemerkungen 

Maßnahme 

Anbieter 

Ziel 

Adressaten/ 
erforderliche 
Vorkenntnisse 

Jahr der 
Einführung 
Zeitumfang 

Lernziele/ 
Inhalte 

Umfeld 

Curriculare 
Grundlage 

Unterrichts-/ 
Unterweisungs­
form 

Ausstattung 

Bemerkungen 

H erstel lerschul ung 

selbstentwickelte Lehrgangspläne 

bezogen auf die Maschinen und Steuerungen des 
jeweiligen Herstellers 

lehrgangsform 
Theorie in Seminargruppen 
Arbeit an Programmierplätzen und Maschinen 
in Zweiergruppen 

aufwendig aufbereitete Lehrgangsunterlagen, 
Foliensätle usw_ 

jeweils firmenspezifische Maschinen und 
Programmierplätze (systematisch aufgebaut) 

die einwöchigen Kurse werden von den Herstellern 
selbst nur als Grundlage und nicht als intensive 
Einarbeitung angesehen. Sie empfehlen daher den 
Besuch weitergehender Kurse_ 

Umschulung 

3 Berufsförderungswerke bzw. -zentren 

Umschulung zum Dreher, Fräser, Mechaniker, 
Feinmechantker, Werkzeugmacher, Automaten­
einrichter 

Umschüler mit Kenntnissen und Fertigkeiten 
im konventionellen Zerspanen 

81-83 

ca. 220-400 h Vollzeit in Zusammenhang mit 
einer 18· bzw. 21 monatigen Umschulung 

Voraussetzungen der CNC-Technik (Zeichnen, 
Planen, Handhaben, Werkzeug- und Werkstof.f­
kenntnisse) 
Allgemeine Grundlagen (Numerische Steuerungen, 
Werkstück geometrie, technologische Daten) 
Teile-Programm mit werkstattüblichen Mitteln 
erstellen 
CNC-Maschinen bedienen, Programm eingeben 
Werkzeuge, Spannzeuge, Meßzeuge anwenden 
Dreh- und Frästeile herstellen 
Teileprogramme mit Computer-Unterstützung 
erstellen 

Arbeitsabläufe systematisch planen, Arbeitsergebnis 
kontrollieren, bewerten, Optimierungsvorschläge 
entwickeln. 

Vetknüpfung traditioneller und CNG-Lerninhalte, 
Zeichnen, Geometrie, Mathematik 

Selbstentwickelt bzw. inhaltliche Anlehnung an 
D I HT-Konzept 

Informationsphasen wechseln mit intensiven 
Übungsphasen, Arbeit an Programmierplätzen und 
Maschinen in kleinen Gruppen. 

Gute Ausstattung mit modernen Produktions­
maschinen {bis zu 6), Programmierplätzen und 
entsprechender Peripherie 

Interne Teilnahmebescheinigung, IH K-Anfrage nach 
Prüfungsmöglichkeit negativ, Abschluß als 
NG-Anwender/NC-Facharbeiter mit Prüfung vor der 
Ne-Gesellschaft 

NC-Anwendungsfachmann 

Ausbildungsrahmenplan eines BFW, Metalltechnik 
Arbeitskreis der BFWs 

1. Drittel identisch mit konventioneller Umschulung 
zum Mechaniker usw. 

2. und 3_ Drittel konsequente Ausrichtung aller 
Fächer auf die CNC-Technik 
Lehrgangsform 
Theorievermittlung in Seminargruppen 
Arbeit an Programmierplätzen und Maschinen 
in Zweiergruppen 

meist selbsterstellte Unterlagen 

gute systematische Ausstattung 5-6 
neue Produktionsmaschinen (1 Bearbeitungszentrum), 
Programmierplätze, Peripherie 

Es existiert eine Prüfungsordnung einer I HK zum 
NC-Anwendungsfachmann nach der die Absolventen 
geprüft werden. 
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Fazit 

Oas Spektrum der untersuchter! Aus- und Weiterbildungskon­
zeptionen zur CNC·Ted'!nik zeigt, wie schon bei der eingangs 
e!Wähnte" Anelyse �riftlichel" lehrgengsunterlagen (5) ftit­
gestellt wurde, eine große Vielfalt mit höchl;t unte�hiedlicher 
Substanz. 
Das gemeinSiinw Ziel aller Maßnahmen in, wenn auch mit 
unterschiedlicher Akzentul.rung und untenchiedlicher Tiefe 
und Breite, die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten 
zur möglichst kompetenten und selbständigen Programmierung 
und B�ienung von numerisch gesteuerten Werkzeugmaschinen. 

Wie unterschiedlich Tief. und Breite der Vermittlung trotz der 
gleichen avisierten Lernziele sein müssen, zeigen die Zeitansätze: 

Die schulilChe Ausbildung im Ne-Bereich umfißt 20 bis 80 
!im MittIlI 36) Stunden, 

in der betrieblichen Ausbildung werden 80 Stunden ange­
setzt, 
für die Anp81sUngsfortbildung von beschäftigten Facharbei· 
tern werden Tellzeltlehrgänga mit 180 Stunden durchgeführt, 

die Anpauungsfortbildung für arbeitslose Facharbeiter um­
faßt dagegen 630 Stunden Vollzeitunterricht,. 

die typischen Herstelltrkur5e wl!fden innerhalb einer Woche 
(CI. 40 Stunden) durchgefiitlrt, 

der LahTlIlIng "NC·Anwefldungsfachmlnn" umfaßt 21 Mo­
nate Vollzeitunterricht von denen etwa zwei Drittel Ne· 
orientiert 51nd, 

schließlich _den die Umschulungsmaßnahmen in 220 bis 
400 Stunden Vollzeitunterricht abgewickelt. 

In alkln Maßnahmen werden folgendIJ inhaltliche Bereiche ange­
sprochen: 

MaschirMIntllChnik (Vergleich konventKmell" und numerisch­
gestll1Jerter Werkzeugmaschinen), 

relevante Fachmathematik, 

program mllrul"I!I'QIeI"echtes Zeichnen, 

GnHldlagen der Programmierung, 

Erstellung von Werkstückprogrammen, 

Beilrbeitung von Werkstücken meist mit Schwerpurlktseuung 
auf Drehen oder Friis.n. 

Dabei ist jedoch n.ben dem zeitlichen auch der didaktische An· 
satz und der fechliche ZUUlmmenhang sehr unterschiedlich. Oie 
schulischen Angebote, die Umschulung und das Angebot "NC­
Anwendungsfachmann" verluchen, einen intltgrativen Ansatz zu 
verfolgen, In dltm beispielswltise Fachkunde, Mathematik und 
Fachzeichnen auf die Besonderheiten der NC-Technik ausgerich· 
tet werdan. In einem (schulischen) Fallwird auch dieSteuerungs. 
teclmik in diesem Zusammenhang behandelt und damit eine 
technikübergreifende Betrachtung &ogestrebt. 

Ebenfalls nur In einem Fall konnte ein ausdrückliches Eingehen 
!tUf die gesellschaftlichen Auswirkungen der CNC-Technik fe'St· 
gestellt werden. 

Dte betriebliche Ausbildung und die Maßnahme der Anpassu,.. 
fortbildung sind eher Im�rumentell und ;,deIitiv ausgefichtet. 
d. h., sie konzentrieren sich auf den engeren Bereich der zur Be­
dienung und Programmierung von Werkzeugmuchioon zur Zeit 
unmittelbar arlorderlichen Qualifikationen. 

Weitgehende Parallelen scheint es auf den eniten Blick wiedf!r im 
methodischen Amatz dir verschiedenen Meßnllhmearten zu 
geben. Die Unterschiede werden deutlich, wenn man die maschi­
nelle Ausstattung und die zur Verfügung stehenden Lehr- und 
Lernmittel In Betracht zieht. 
Unter sehr gtJlln Bedingungen können die Herstellerschulungen 
und die Maßnahmen an den Berufsbildungswerken und ·zentren 
durchgeführt werden. Diese verfügen über eine systematisch auf­
gebaute maschinelle Ausriiltung, ausreichend viele und moderne 
externe Programmierplätze mit entsprechender Peripherie 
(Plotter, Bildschirm, Simulator) die das Austesten der Program­
me auch ohne direkten Zugang zur Werkzeugmaschine ermäg-

lichen. In den untersuchten betrieblichen Ausbildungs,stätten 
konnte teilweise eine sehr gute, teilweise aber auch eine gerade 
iMuleichende Aumanung fastgestel1t _den, die gerade noch 
zur Demonstration der neuM Fachinhalte auSfeicht. Ähnlich ist 
die Siruation in der schulischen Ausbildung und bei den in die 
Fallstudien einbezogenen Trägern der Anpassungsfortbildung. 
Kipuitäu- und Zeitprobleme treten vor anem bei der Bearbei· 
tung von Werkstücken an den Werkzeugmaschinen selbst auf, 
wenn beispielsweise 12 oder sogar 20 Lehrgangsteifnehmer an 
einer MllSChine mögliChst mehrere Werksriicke.alJCh tatsächlich 
fertigen sollen. Eine ausreichende Sicherheit im Umgang mit den 
Maschinen kann bei den kurdristlgen Aus- und Weiterbildungs":" 
gängen kaum erreiCht werden. So liegt auch das Schwergewicht 
dieser Angebote auf der Vermittlung von Programmierkennt· 
nissen, die .ntweder mit Hilfe externer Programmierplätze und 
entsprechendir Peripherie (Plotter, Bildschirm, Simulator) oder 
allein mit Hilfe von Papier und Bleistift erreicht werden sollen. 

Zusammenfassend können die folgenden Merkmale festgehalten 
werden: 
1 )  Der Zeitansatz der schulischen und betrieblichen Ausbildung 

und der Hlrstellerscnulung erscheint für Bildungsgänge, die 
dia Teilnehmer befähigen sollen, selbständig Programme zu 
schreiben und die entsprechenden WerkzeUgmaschinen kom­
petent und sicher zu bedienen, als zu gering, selbst wenn man 
sich nur auf die engere Thematik der CNC·T�hnik beschrän· 
ken wurde bzw. bmhrinkt. 

2) Ein fechübe'1lreifender integrativer Ansatz wird in den schu­
lischen Ausbildung$lngeboten und in den Umschulungsmaß. 
nahmen angestrebt. Im Fall der schulisctlM Angebotekönnen 
die jeweiligen fachlichen Komponemen aufgrund des knap­
pen Zeltbudgets jedoch nur angerissen werden. 

3) Oie betriebliche Ausbildung, die Hernellerschulung und mit 
Einschränkung die Maßnahme zur Anpassungsfortbildung 
hilben eher instrul'l'ltntellen Chilrakter und beschränken sich 
auf die engeren In der Praxis derzeit erforderlichen Qualifika­
tionen. 

4) Die Chance der Einbindung der CNC-Technik in ein grund­
legendes informationstechnisches Angebot, das die langfri· 
stige Entwicklung der Steuerungstechnik in der mechanischen 
Fertigung berÜCksichtigt, wird von keinem Anbieter genutzt. 

5) Der gesellschaftliche Bezug der CNC·Technik und Fragen
'
der 

Mltgestaltung der Technik, der Arbeiuorganisation und der 
Arbeitsbedingungen durch die Beschäftigten wird ebenfalls 
so gut wie gar niCht thematisiert. Bisher kann in den unter­
suchten Aus· und Weiterbildungsangeboten im Fachgebiet 
CNC-Technik nicht mehr als der Versuch der Anpa$$ung an 
die "OflIunllende \echnische Entwicklung festgestellt werden. 

Zukünftige Entwicklur'9"l "on Bildung5gängen im Fachgebiet 
eNC·Technlk müssen d •• uf angelegt sein, die hier aufgeführten 
Merl<.male zu benlcksict!tigen und die festgestellten Defizite zu 
iiberwinden. Als VOfluswtzung dafür ist zunächst ein ausreichen­
der Zeitenseu erforderlich, der es dann erlaubt, fächerintegrltiv 
vorzugehen, eine ausreichende Sicherheit im ProgrBmmiet"en und 
Bedienen zu erreichen Idies möglich« maschinen-und steuerungs­
neutral), die technische Weitt!"entwicklung durch die Vennitt­
lung grund1eoender informationstechnischer Inhalte zu berück­
sichtigen und schließlich auch die Aspekte der Technik· und 
Arbeitsplaugestaltung zu thematisieren. 
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Barbara Meilart 

Ambulante Gesundheitsdienste 
stellen veränderte berufliche Anforderungen 
an die Gesundheitsberufe 

Ambulante gesundhei'b- und sozialpflegerische Dienste haben in 
den letzten Jahren in der Gesundheitspolitik aller Bundesländer. 
einen zentralen Stellenwert erhalten. Demgegenüber findet die 
Ausbildung für die meisten Gesundheiuberufe noch immer über­
wiegend in' Krankenhäusern statt. Welche unterschiedlichen 
Qualifikationsanforderungen die Arbeit in den ambulanten 
Diensten gegenüber der Arbeit in stationären Einrichtungen 
erfordert, soll daher in einem Forscl1ungsprojekt des Bundes­
instituU geklärt werden. [1] 

Die ambulante Gesundheitsvel'5orgung erhält 
gegeriiber der stationiren Vel'5orgung 
zunehmende gesundheitspolitische Bedeutung 

Inzwischen gibt es in allen Bundesländern sogenannte Sozial- ' 
stationen. Das sind Einrichtungen, die eine häusliche gesund­
heits- und sozialpflegerische Betreuung ermöglichen; d. h., 
Patienten, die nicht stationär - in einem Krankenhaus oder 
Heim - behandelt und betreut werden müssen, die aber auch 
nicht völlig gesund oder selbständig sind, werden regelmäßig 
oder zeitweise vom Personal der Sozialstationen in ihren 
Wohnungen besucht und betreut. 

Die Vorläufer von Sozialstationen waren Gemeinde(-kranken­
pflege-)stationen. Die Gemeindeschwester oder Gemeinde­
krankenschwester - in der Regel Diakonissen und Nonnen -
betreuten im kirchlichem Auftrag Kranke, Alte, Behinderte in 
ihrer Gemeinde. Als die Kirchen diese Aufgabe nicht allein 
bewältigen konnten, weil der Nachwuchs an Gemeinde(-kran· 
ken-)schwestern fehlte und der Bedarf an häuslicher Versorgung 
vor allem aufgrund der zunehmenden Zahl alleine lebender 
älterer Menschen stieg, wurde die gesundheitspolitische Bedeu­
tung der häuslichen Versorgung Pflegebedürftiger offensichtlich. 

Ambulante gesundheits- und sozialpflegerische Dienste gewin­
nen in der Gesundheitspolitik, vor allem mit der Forderung 
nach gemeindenaher patientenzentrierter gesundheitlicher Be­
treuung, an Bedeutung. Diese Entwicklung resultiert nicht 
zuletzt aus unbefriedigenden Verhältnissen im stationären 
Bereich, die zunehmend kritisiert werden. In verstärktem Maße 
wird seit einiger Zeit gefordert, dort, wo es medizinisch, pflege­
risch und therapeutisch gerechtfertigt ist, mehr ambulante 
Dienste (d. h. für den häuslichen Bereich oder in Tageseinrich­
tungen) anzubieten. [2] 

Gegenwärtig bestehen etwa 1500 Sozialstationen im Bundes­
gebiet; in Berlin gibt es allein 42 solcher Einrichtungen. ,,sie 
sind mit 4 bis 12, teilweise auch mehr Fachkräften besetzt und 
verfügen über einen unterschiedlich großen Stamm von frei­
willigen und ehrenamtlichen Helfern. Ihr Einzugsgebiet umfaßt 
zwischen 20 000 und 60 000 Einwohnern." [3] 

Ambulante gesundheits- und sozialpflegerische Dienste haben 
bislang ihren Aufgabenschwerpunkt im Bereich Hauskranken­
pflege und Altenpflege sowie ergänzend in der Haus- und 
Familienpflege. Neuere gesundheitspolititsche Verlautbarungen 
der Bundesregierung und einzelner Bundesländer lassen darauf 
schließen, daß künftig auch weitere Aufgaben verstärkt ambu­
lant durchgeführt werden sollen [4]: Im Rahmen des vom 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit seit 
1984 geförderten Modellversuchs-Programms ,,Ambulante 
Dienste für Pflegebedürftige" sollen auch Kurzzeiteinrichtun­
gen für rehabilitative Aufgaben an Sozialstationen angegliedert 
werden, um reaktivierende Maßnahmen der Rehabilitation 

im Rahmen einer ganzheitlichen Patientenversorgung zu ver· 
stärken. Das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
in Nordrhein-Westfalen fördert seit kurzem auch ein Modell­
versuchsprogramm für die ,,Ambulante psychiatrische Ver­
sorgung durch Sozialstationen". Zielgruppen dieses Programms 
sind psychisch Alterskranke und an Psychosen leidende chro­
nisch Kranke, die aber keiner stationären Behandlung bedürfen. 

Die ambulante Gesundheits- und Sozialpflege findet in verschie­
denen Einrichtungen statt; dazu zählen verschiedene Tages- und 
Nachteinrichtungen für die Betreuung körperlich oder psychisch 
Kranker und Behinderter sowie vorrangig Dienste, Zentren oder 
Stationen, die - überwiegend - haus- und krankenpflegerische 
Hilfen anbieten. [5] Für diese Hauptfunktion, die Bündelung 
ambulanter pflegerischer Dienste, hat sich der Einrichtungstyp 
mit der Bezeichnung 

"
Sozialstation" offensichtlich am stärksten 

durchgesetzt. [6] 

"Die vorrangige Aufgabe der SozS (Sozialstation-B .M.) ist nach 
den FÖrderrichtlinien der Landesministerien die Versorgung der 
Bevölkerung mit folgenden ambulanten pflegerischen Diensten; 
Krankenpflege, Altenpflege, Haus- und Famil ienpflege. Darüber 
hinaus sollen Sozialstationen im Rahmen ihrer Aufgaben Bera­
tungsdienste anbieten, z. B. indem Hilfesuchende an die zu­
ständigen sozialen Stellen verwiesen werden oder indem sie 
über die möglichen Hilfen im sozialen Bereich informiert wer­
den." [7] Entsprechend vielfältig ist die Berufsstruktur in den 
Sozialstationen. Sie reicht von den traditionellen Pflegeberufen 
wie Krankenschwestern und Gemeinde(-kranken-)s.chwestern 
bzw, -pflegern und Krankenpflegehelferinnen und -helfern, Alten­
pflegerinnen und -pflegern, Haus- und Familienpflegerinnen und 
-pflegern bis zu Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeitern, Zivil­
dienstleistenden und Bürokräften. Zeitweise sind sogar - ent­
sprechend dem Aufgabenspektrum der Sozialstationen - MTA, 
Masseure bzw. Masseurinnen oder Krankengymnastinnen bzw. 
Krankengymnasten in Sozialstationen beschäftigt. Die entspre­
chenden Aufgaben und Funktionen, die die Angehörigen der 
verschiedenen beteiligten Berufe dieser Einrichtungen erfüllen 
müssen, sind schwerpunktmäßig Pflegeaufgaben sowie die Aus­
führung ärztlicher Verordnungen zur Versorgung (chronisch) 
Kranker, Alter, Behinderter. Sie betreffen aber auch typische 
Aufgaben aus der Prävention und Rehabilitation, wie beispiels· 
weise Gesund heitserziehung, Bewegungstherapie, Beschäftigungs­
therapie, aber auch Haushaltsführung. Hinzu kommt die Auf­
gabe, die Verbindung zwischen dem Primärver10rgungsbereich 
und den angrenzenden Versorgungsbereichen sicherzustellen. 
Dazu gehÖren beispielsweise die Kooperation mit Kranken­
häusern vor und nach der stationären Versorgung, mit Rehe­
Einrichtungen, sozialmedizini$chen Beratungsstellen, Ärzten usw, 

Veränderungen im System der Gesundheitsversolllung 
stellen neue oder verändertll Anforderungen 
an die berufliche Qualifikation der Gesundheitsberufe 

Eine gute ambulante Gesundhllitsversorgung hängt u. a. ent­
scheidend davon ab, wie die Angehörigen aus Gesundheits­
berufen auf ihre Aufgaben vorbereitet bzw. bei ihrer Aufgaben­
bewältigung berufsbegillitend unterstützt werden. Weil die 
Ausbildung für die meisten nichtärztlichen Gesundheitsberufe 
jedoch bislang überwiegend in Krankanhäusern stattfindet und 
Anforderungen aus der ambulanten Gesundheitsversorgung erst 
allmählich in die Ausbildung der Gesundheitsberufe aufgenom­
men werden, sind die bereits ausgebildeten Angehörigen der 
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Gesundheitsberuf. in dan gesundheits- und sozielpflegerischen 
Diensten auf ihr. berufllchan Aufgaben meistens nicht �U5-
reichefld vorbereitet. [81 
Die Angehörigen der Gesundheiub&rufe werden überwiegend 
im statiQllireo Bereich .usgebildet und sammeln dort in der 
Regel ihre ersten Berufserfahrungen. Dort lernen sie in einer 
hoch .rbeiut.mgen Organiutionsform. in der Regel in speziel­
len Fac:hbefeichen blw. fiit spezielle PatientenlPllppen und in 
einer Gnlppe 'IOn AIlgenorigen aus demselben Benlf, zu arbei­
ten. Zum Beispiel sind auf einet" Kranktnhausstation KriWIken­
pflegekräfte in einet Arl)eingruppe zusammen, MTA arbeiten 
in einer Gruppe zusammen Im Labor, usw. Ihnen stellen filr ihre 
Arbeit viele verschiedene Olenste z. B. Hol- und 8ringedienste, 
zenttele Küchen, Bettenzentralen sowie technische und organi­
satorische Hi lfsmittel zur V.rtiigung. Die Aufgabenbereiche der 
verschiedenen Berufe und ihre Zuständigkeiten sind in der Regel 
kl.r voneininder geschieden und definl,rt. Ständig ist ein Arzt 
verfügbar, der Ihnen Entscheidungen abnehmen kann. Sie haben 
mit Patienten umzugehen, die - abseiu von ihrer häuslichen 
Umgebung - abhängig von ihnen sind. Demgegenüber müssen 
nichtärztliche Gesundheitsberufe in den ambulanten gesund­
heits- und 50tialpflegeriscnen Diensten weitgehend auf sich 
selbst gestellt, ohne die vielfältigen Dienste und Hilfen eines 
groBen Krankenh.us05 ihre Arbeit lelbllt organisieren; im 
R.hmen der unterschiedlichsten Lebensverhältnisse ihrer 
Patienten - konfrontiert mit lewells unterschiedlichen Proble­
men, Krankheiten, Störungom und Anspruchen - müssen sie 
situl1ionsgerecht Hlbständig Entscheklungen treffen und han­
deln. Außerdem t»gibt $ich das GesundheiUpersonal in dH! 
Wohnung der Patienten; die Patientan sind insofern unabMn­
giger als in der stationiren Versorgung; sie nehmen eine Art 
"Gertgeber" ·Roll. gegenüber dem Personal ein. 0 ie Besuchszeiten 
mimen beisplebwei5e auf die LebensgIWohnheiten der Patienten 
abgntimmt werden; Möbel können nicht beliebig vel'T'id::t wer­
den; Wäsche kann nicht onne Zll fragen aus dem Sclmtnk geholt 
und gawechNllt werden. Was an Pflegematerialien nicht ärztlich 
verordnet wird, muß vom Patlenl&n erst selbst besorgt werden 
oder zumindest muß dessen Einwilligung eingeholt werden, UM. 
Die nichUirztliChen Gelundheiuberufe müssen die Patienten 
pflegerisch versor9E!n und beraten sowie deren Angehörige oder 
NlIChbarn tum richtigen Umgang und zur richtigEm Versorgung 
anleit8n. Die Gelundheiaberufe haben In dieser Situation mit 
unterschiedlichen Einrichtungen, beispielsweise Sozialämtern, 
und in der Regel mit gant verschiedenen Berufen und Personen 
aus Behörden, Institution.n der Gemeinde und aus der Nach­
barschaft zusammenzuarbeiten. 
Zur Wahrnehmung dieser vielfältigen Aufgaben in den ambuhm­
ten Einrichtungen reicht die Ausbildung der nichtärltlichen 
Gesundheitsberufe in oer R"egel nicht aus. Aufgrund der oben 
genannten strukturellen und organiSitorischen Unterschiede 
zwischen stationären und ambulanten Einrichtungen sind die 
Ausbildungs· und BerufHrfahrul\9l!n de5 Gestlndheitspersoners 
aus nationären Einrichtunom nicht ohne weitlires auf die 
Anforderungen im ambulanten Bereich anwendbar. Abgesehen 
von diesen Ausbiktungsdefiziten stellen die be5Chriebenen viel· 
filtigen Bedingungen, unl*r denen im ambutanten Bereich 
gearbeit8t werden mull, einen sehr hohen Anspruch 3(l die 
menschliche und berufliche Reife des Personals. ZWilr kann Reife 
nicht In ein benimmtBs Lebensalter gebunden weroen, docfl 
läßt sich mit einigem Recht annetwn.m, daß rur richtigen Ab­
scNitnmg und Einschätzung des individuellen persönlichen und 
häuslichen Lebanlrahm&ns der versch iedenen Patienten einige 
Lebens- und Berufserfahrungen erforderlich, zumindest hilf­
reich sind. Insofern kann dem besonderen Anforderungs­
spektrum der Gesundheitsarbeit in der häuslichen Versorgung 
nur bedingt durch eine Veränderung der Ausbildung Rechnung 
getragen werden. Gant wesentlich wird das nur über Fort- bzw. 
Weiterbildung bewiltigt werden können. 
Andererseits muß festgestellt werden, daß für diese Veränderung 
in dir Gesundheiupol1tlk entsprechende berufsbildungs--politi-

sehe Maßnahmen im Fort· �. Weiterbildungsbereich noch 
au"tehen. Es liegt zur Zelt kein ausreichendt!.i Fort·btw. Weiter­
bildungHngebot zur Vorbereitung des Gesundheitspersonals auf 
die spezifischen und vielfältigen Aufgaben in der ambulanten 
Gesundheinwrsorgung vor. Damit sind die wesentlichen perso· 
nellen Vorausseuungen für die Arbeit in den ambulanten 
gesundhein· und $Ozialpflegerischen Diensten noch nicht 
gegebefl. 
Um die Qualität d1lf GHundheinversorgung bei den Verände­
rungen im GHundheltsversorgungssystem sicherzunelIen, ist es 
daher dringend erforderlich, sich über die neuen und veränder­
ten Anforderungen. die i1n die nichtärttlichen GewndheiUberufe 
in der ambulanten Ver�rgung gestellt werden, Klarheit ru 
verSt:haften. Ofe,e neuen und v1lfänderten Anforderungen liegen 
vermutlich vor allem in folgenden Bereichen: 

Fähigkeiten, die vielfältigen psychosozialen Faktoren, die 
auf eine gemeindenahe gesundheitliche Versorgung Einfluß 
haben. z. B .  der Zusammenhang zwischen Isolation, Proble· 
men des Altern" Arbeitslosigkeit, f�miliärer Belastung, 
Wohnumfeld, finanzieller Belastung und Krankheit, in die 
Arbeit eintubeziehen und damit auch präventive und rehabi­
litative Aufgaben beuer zu berücksichtigen . 
Kooptratlonswiuen und -fähigkeit, d. h. Wissen um die 
eigenen Grenzen sowie über Funktionen und Fähigkeiten 
angrenunder Berufe und Fähigkeiten, die eigene Handlungs­
kompetenz jeweils lituationsgerecht zu benimmen und an· 
gren:er'lde Berufe rechUeitig hinzuzuziehen. 
Man�t·, Rechu· und VerwaltungswEsen und Fähig­
keiten 'zur effizienten Organisation und verantwortlichen 
leitunq und Ourchffihrung der vielfältigen Auf9aben. 
PraKisanleitung. d. h. EinfUhrung und praktische Einwtz· 
begleitung neuer Mitarbeiter mit UIltlll'sctIiedlicher beruf­
licher VOfblldung; pädltgOgische und factlliche Anleitung von 
Prllktikanten, Zivildiel'lltleistaflden; EinfUhrung von Ehren­
Imtlichen; Anleitung und Beratung von FamiHenangeh&igen 
und Nachbarn. 

Eine Qualiftkationsunterwchung In ausgewählten Sozialstatio' 
nen soll darüber näher Aufschluß bringen, ob und in welchen 
dieser Anforderungsbereiche die Angehörigen der Gesundheits­
berufe besondere Fortbildungsbedürfnisse verspüren und ob das 
vorhandene Weiter- brw. Fortbildun9$8ngebot ihnen hierzu 
ausreichend erscheint. Schließlich sollen zu den zentralen 
KompetenzbereiChen, rur die keine tlUsreichenden M�ßnahmen 
zur Fort- bzw. Weiterbildung angeboten werden, Fortbildungs­
hilfen zur beruflÜbergreifenden Zusatzqualifizierung verfügbar 
gemacht werden. Dies ist auch im Hinblick darauf wichtig, daß 
Ausgebildete und Beschäftigte im Gesundheitswesen zukünftig 
auch von Arbeitslosigkeit bedroht sind. [9) Deshalb ist es von 
zentralem IntereS$(! zu untersuchen, durch welche Zus.atz­
qualifikationen Längerfristig tragfähige BeschäftiQ(Jngschancen 
in nauen Versorgungsformen und ·bereichen eröffnet werden 
können. 

ScNußfvtgenlngen 
Da die psychO$Otialen Kompetenzen in sämtlichen Bereichen 
und Berunn del Gewndheitswe�1 nimt au�ichend vorhan­
den sind {10], wird auf dieltm Gebiet - unabhängig vom beruf· 
lichen EinSittort - die ZusaUqualifiziellmg hierfür generell 
verbes!lert werden müssen. Ebenso werden für den Bereich 
Kooperation entsprechendB Konsa-quenzen ber&its für die Berufs­
bildung sämtlicher Gesundheitsberufe zu liehen sein, ohne 
Rücksicht darauf, ob lie im ambulanten oder stationären Bereich 
beschiftigt sind. Selbstverständlich werden dabei aber die 
besonderen Arbeltsbedrngungen und die besonderen, spezifi­
schen Anforderungen des beruflichen Einsatzfeldes, wie sie 
oben kurz Charakterisiert wurdlln, bedacht werden müssen. Auf­
fallend ist Jedoch, wenn man sich die übrigen Anforderungs' 
bereiche betr.chtet, daß ein großer Teil dieser Anforderungen 
,Iuf Qualifikationscbenen liegt, die in stationären Einrichtungen 
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als Qualifikationen für höherwertige Aufgaben des Leitungs· 
personals in Weiterbildungsmaßnahmen vermittelt werden. Was 
im stationären Bereich also als besondere Qualifikation des 
mittleren Managements zu gelten �heint, bekommt mit der 
Veränderung des Einsatzfeldes einen ganz neuen Stellenwert 
und wird zur regulären Qualifikation für sämtliche Berufsange­
hörigen. Dariiber hinaus ist zu vermuten, daß die hier auf­
gezeigten Anforderungsbereiche und Qualifikationstypen nicht 
berufsspezifisch, sondern berufsübergreifend für alle im ambu· 
lanten Bereich eingesetzten Berufe an Bedeutung gewinnen. 
Für die Gesundheitsberufe wird damit zunehmend eine Ver­
lagerung nicht nur der Einsatzorte !statt primär in stationären 
Einrichtungen werden die Einrichrungen der ambulanten Ver· 
sorgung zunehmen) feststellbar, sondern auch eine Verlagerung 
der Qualifikationsschwerpunkte: ehemals extrafunktionale 
Qualifikationen wie Teamfähigkeit, Or9<\nisationsfähigkeit, die 
Fähigkeit zum Umgang mit Patienten und Kollagen sowie zur 
Anleitung anderer, erhalten nun zunehmend einen zentralen 
beruflichen Stellenwert für alle BerufsangehÖrigen mit unter· 
schiedlichsten beruflichen Vorqualifikationen. 
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Entwicklung der Humanressourcen als Folge und 

Voraussetzung struktureller Veränderungen der 

industriellen Logistik im Unternehmen 

Einleitung 
Die derzeitige Situation der produzierenden Unternehmungen 
in den Ländern der hochindustrialisierten westlichen Welt ist 
gekennzeichnet durch rapide zunehmenden Konkurrenzdruck 
aufgrund von kontinuierlich "enger" werdenden (Welt·JMärkten, 
hohe Technologie und erhöhten Kostendruck; tei�ise mit 
dem Ergebnis, daß die Existenz mehrerer Unternehmungen, ja 
sogar ganzer Branchen, ernsthaft gefährdet ist. 
Angesichts dieser Situation sind Entscheidungsträger in den 
betroffenen Betrieben gezwungen, bestehende technisch-organi­
satori�he Abläufe zu straffen mit den Zielen 
o die Kostel." zu senken, 
o die Flexibilität zu erhöhen, 
o die Qualität zu sichern, 
o die Produktinnovation zu beschleunigen, 
um dadurch das Betriebsergebnis zu verbessern und die Existenz 
der Unternehmung zu sichern. 
Da einerseits in den Vorräten erhebliche Finanzmittel gebunden 
sind, andererseits für den Materialfluß vom Lieferanten durch 
das Unternehmen hindurch bis hin zum Kunden beträchtliche 
Kosten aufgewendet werden, ist eine rationellere Gestaltung der 
Materialplanung und Steuerung, eine wirksamere Logistik not· 
wendig. Erfolgversprechende Versuche sind u. a. in Japan gelau· 
fen, wo ein logistiSChes System - genannt KANBAN - realisiert 
worden ist. 

Bei der Implementierung integrierter, EDV..gestüttter, logisti· 
scher Funktionen und Abläufe muß berücksichtigt werden, daß 
es sich hierbei nicht um rein (produktions·)technische, sondern 
um sozio-ökonomisch-�hnische Systeme mit einem sehr hohen 
Innovationsbedarf handelt. Entscheidend für die Umsetzung 
dieser sozialen und organisatorischen Innovation ist die Einbe­
ziehung und Vorbereitung der Mitarbeiter, also unternehmungs­
und bildungspolitische Maßnahmen. 

1 Trends der industriellen Logistik 
Logistische Fragestellungen gewinnen in der Wirtschaft immer 
mehr an Bedeutung, nicht zuletzt durch die Diskussion um 
KANBAN und "just in time production". [1] Gleichwohl ist das 
Verständnis über die systemati�hen Grundlagen der Logistik 
noch lückenhaft und elektizistisch, daher ist es auch nicht ver­
wunderlich, wenn am Beispiel von KANBAN Detailfragen disku­
tiert und Suboptimierungen angestrebt, dabei aber die Human­
Ressourcen völlig übersehen werden. 
Hier wird die Auffassung vertreten, daß es sich bei Logistik in 
Unternehmungen um eine Ouerschnittsfunktion handelt, welche 
- ähnlich der Finanzierung - die gesamten Unternehmensbe­
reiche umfaßt. 

"Der Mansch ist dabei, das planend-kreative Element logisti�her 
Systeme, der sich bei der Gestaltung logistischer Systeme geeig· 
neter Planungsmethoden und -mittel bedient" . [2] 
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Relativ neu an dieser Logistik-Auffassung ist das systematische, 
informationsunterstüttte Denken, welches sich vom intuitiven 
Denken der Industriepioniere unterscheidet; Logistik ist weder 
Materialftuß noch Transport, son�rn beruht auf konsequent 
durchgeführtem Materialmanagement zur Senkung der KapazI­
tätskosten, damit es seine Eigenschaft, als Strategieelement zur 
Verbesserung der Anpassungsfähigkeit des Unternehmens bei­
zutragen, voll erfüllen kann. Betriebswirtschaftliehe Funktionen 
werden durch die Logistik nicht ersetzt; durch die Koordination 
des Input an Produktionsfaktoren über das gesamte Unternehmen 
könrten synergeti5che Effekte zum Wohl des Unternehmens 
realisiert werden. Logistik wird damit zur Klammer, die das Uno 
ternehmen zusammenhält! 

"Im Rilhmen der Eingliederung der logistik in die Organisation 
(des Unternehmens) ist es ( . . .  ) von Wichtigkeit, daß die Mit· 
arbeiter logistisch denken, d. h., daß jeder einzelne Mitarbeiter 
entsprechend seiner Funktion im Gesamtunternehmen tätig 
wird, um die UnternehmenSlieie zu erfüllen". [3] 
Mitarbeiter, die die logistischen Unternehmensziele realisieren 
und sichern, müssen sich dadurch auszeichnen, daß sie zum 
richtigen Zeitpunkt die richtigen Entscheidungen fällen; die 
richtige Entscheidung wurde dann gefällt, wenn Aufgaben im 
Rahmen der Kompetenz durchgeführt und Informationen, die 
nicht in den Rahmen der Kompetenz fallen, an die dafür zustän­
digen (Fach-li nstanzen weitergeleitet wurden. 
Daß hier noch viel zu tun bleibt, liegt auf der Hand, war doch 
gerade die logistik " . . .  Sammelbecken sehr unterschiedlich 
vorgebildeter Mitarbeiter" [4] und sind die Ansätze einer 'ly. 
stematischen Personal- und Organisationsentwicklung, die sich 
den neuen Anforderungen stellen, in deutschen Unternehmen 
noch unvollkommen entwickelt. [5] 
Gerade die Logistik wird für das betriebliche Geschehen und den 
wirtschaftlichen Erfolg der Unternehmungen verstärkt an Be· 
deutung gewinnen, wozu folgende Trends beitragen: 

Eine gute lieferfähigkeit mit kurzen Lieferzeiten und einer 
entsprechenden Termintreue werden immer mehr zur Vor­
aussetzung . für die Behauptung auf den stark umkämpften 
Märkten. 

. 

Die hohen Anforderungen von der Kundenseite können nur 
durch eine verbesserte Flexibilität der Produktion bei noch 
besserer Qualität der Produkte erfüllt werden. 
Gleichzeitig verschlechtern sich die Möglichkeiten zu kurz· 
fristigen Kapazitätsanpassungen durch Qualifikationsdefizite 
im Personalbereich sowie durch den Einsatz unflexibler Pro· 
duktionsanlagen. 
Aus wirtschaftlicher Sicht müssen verstärkt die Bestände an 
Material und Erzeugnissen sowie die Auftragsabwicklungs· 
und Fertigungskosten niedrig gehalten werden. 
Die Forderung nach verstärkter Produktinnovation übt zu­
nehmenden Druck in Hinblick auf eine "soziale Innovation" 
in der Unternehmung aus. 

Die hier genannten Ziele stehen in Konkurrenz zueinander und 
laS58n sich nur durch eine ganzheitliche Betrachtungsweise logi­
stisch lösen. bei der die Human·Ressource die entscheidende 
Rolle spielt - dies auch und gerade dann, wenn beispielsweise 
fahrerlose Flurförderzeuge (von einem Rechner geführt) in einem 
komplexen und weiträumigen System von Arbeitsstationen den 
Werkstücktransport erledigen können [6) oder beim Einsatz von 
Robotern und flexiblen Fertigungssystemen. 

Doch immer, wenn es um Entwicklung von Human·Ressourcen 
und um neue Organisationsformen geht, geraten Manager und 
Unternehmer über kur:<: oder lang in eine Krise: stets müssen sie 
erkennen, daß die Realisierung derartiger Vorhaben sich schwie· 
riger gestaltet, als sie sich das vorgestellt haben. 
Wer glaubt, derartige Vorhaben anlaufen lassen zu können wie 
einen rain technischen Produktionsprozeß und erwartet, die 
Mitarbeiter würden den auszufüllenden Freiraum schon zum 
Vorteil des Unternehmens nut:<:en, wird oft bitter enttäuscht. 

Führungskräfte tun sich offenkundig schwer, wenn sie ihre 
eigentliche Aufgabe erfü llen wollen: Mitarbeiter im Unternehmen 
so anzuleiten, daß diese die ihnen gestellten Aufgaben selbstän· 
dig erfüllen und ihren Beitrag zur Unternehmenssicherung leisten. 
Doch Verständnis für menschliches Verhalten wurde Unterneh­
mern und Managern nicht beigebracht, weder in der Schule/ 
Universität noch in Management·Semi naren; dort werden sie 
über Führung, Kooperation und Pertizipation in einer Art und 
Weise aufgeklärt, als ginge e:o um Grundlagen der Kostenrechnung; 
statt Einsichten in die Motive menschlichen Handeins lernen sie 
allenfalls goldene Regeln für das FÜhrungshaodbuch. Grupperr 
dynamische Lehrmethoden, die Teilnehmer durch aktive Mit· 
arbeit zu neuen Erkenntnissen führen und ihnen auch eigenes 
Fehlverhalten bewußt machen, werden in Management-5emina· 
ren - obwohl bekannt - nicht eingesetzt. 
Doch Lösungen für Führungsprobleme lassen sich kaum anders 
begreifbar machen. Eimichten in soziale Zusammenhänge sind 
im üblichen Sinn weder lehrbar noch lernbar - sie sind nur in· 
soweit zu vermitteln wie es gelingt, im Menschen die Bedingun· 
gen zu schaffen, unter denen er in eigenem Bemühen zur Ein· 
sicht findet. 
Die besondere Eigenart einsichtigen Denkens hatte bereits So· 
krates entdeckt: er wußte seine Gesprächspartner durch Fragen 
und Denkanstöße so zu beeinflussen, daß sie von selbst w Er· 
kenntnissen gelangten, die sie in Form eines Lehrsatzes nie ge. 
wonnen hätten. Leider fand die sokratische lehrmethode, die 
sogenannte Mäeutik, keinen Eingang in die Pädagogik - mit 
den fatalan Folgen auch für die Management-5eminare. 
Führungswissen in Führungsverhalten umzusetzen, ist ein lang­
wieriger und teilweise schmer:<:hafter Pro:<:eß, der nur gemein­
sam mit den Mitarbeitern durchgestanden werden kann; und 
auch nur dann, wenn die Unternehmer und Manager begreifen, 
daß sie selbst Bestandteil des sozialen Systems sind, das sie ver· 
ändern wollen - sich also mitverändern müssen -, nur wenn 
ein solcher gemeinsamer lern· und Reifeprozeß zu einem Klima 
des Vertrauens führt, haben derartig tiefgreifende Veränderungen 
zur Neuorientierung des Material·Managements eine reale 
Chance. 

2 Betriebliches Personalmanagement 
Der Erfolg eines Unternehmens wird in hohem Maße von der 
Qualität der personalpolitischen Entscheidungen geprägt; nur 
mit Hilfe von qualifizierten und motivierten Mitarbeitern können 
die Anforderungen der kommenden Jahre als Chance angenom· 
men werden. Denn der technisch·organisatorische Wandel wird 
nicht vordergründig über "intelligente" Elektronik·Technologien 
oder technizistische Logistik·Konzepte zu bewältigen sein, san· 
dern nur über die aktive Einbeziehung der Mitarbeiter in den 
Prozeß der Veränderung bei gleichzeitiger "Höherqualifizie­
rung" [7]; dies gilt für Fach· als auch für die Führungskräfte in 
dem Unternehmen. Zugleich muß sich auch die derzeitige Aus­
bildungspraxis den neuen Anforderungen stellen; ausschließlich 
dia Anpassung der Ausbildungsinhalte an immer wieder neue 
Technologien, Verfahren usw. kann die geforderten Qualifika­
tionen nicht immer sicherstellen, zumal selbständiges, umsichti· 
ges Handeln, planmäßiges, systematisches Vorgehen, Fähigkeiten 
und Bereitschaft zur persönlichen Weiterentwicklung und zum 
Arbeiten im Team als gleichbedeutende - neben der Vermittlung 
von berufsfachlichen Fertigkeiten und Kenntnissen - und wesent· 
liche Bestandteile der Qualifikation angesehen werden. [8) 
Darüber hinaus sind die Bildungspolitiker von Staat, Bund und 
ländern sowie von den verschiedenen Verbänden aufgerufen, 
ihre derzeitige Praxis in der "Entwicklung" von Berufsbildern zu 
überdenken; eine öffentlich·rechtliche Bildungspolitik, die ·von 
der Vordiskussion über die Beschlußphase bis :<:ur Einrichtung 
neuer Berufsbilder fünf bis fünfzehn Jahre [9] benötigt, kann 
keine Initiativrolle bei der Gestaltung des sozio-technischen 
Wandels übernehmen. 
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Berufsbilder, die zum Teil in den 30er und 40er Jahren entwik· 
kelt worden sind, entsprechen nicht mehr der betrieblichen Rea· 
lität; teilweise entsprechen auch die Grenzlinien zwischen den 
Ausbildungsberufen nicht mehr der sozio·technischen Entwick­
lung. Beides verlar)Qt Antworten, die die Struktur der Berufe 
und ihre gegenseitige Zuordnung und Abgrenzung beruhren. In 
einigen Fällen bieten hier Neuordnurlgen eine Chance [10]; in 
anderen Fällen wird der ,,( . . .  ) phasenweise diskutierte inge. 
nieur·, Facharbeiter· oder Wartur)Qs, und Servicepersonalmangel 
zurückverwiesen (. . .  ) an die potentiellen I nnovatoren und ihre 
Personalplanung". [ 1 1 ]  

2.1 A u s· u n d  W e i t e r b i l d u n g  
Wir verstehen unter Personalmanagement in Unternehmen pri­
mär die 
- Ausbildung, 
- Weiterbildung respektive Fachtraining, 
- Managemententwicklung; 
hierbei geht es kurz gesagt um die Ausbildung, Entwicklung und 
Förderung von Mitarbeitern und Führungskräften mit dem Ziel. 
das überfeben und quantitative/qualitative Wachstum der Unter· 
nehmung sicherzustellen. [12] 
Vor einigen Jahrzehnten konnten die ausgebildeten Mitarbeiw­
und Führungskräfte in den Unternehmen noch annehmen, daß 
ihre einmal erworbenen Qualifikationen für das ganze Berufs· 
leben ausreichten; heute veraltet jedoch das anerlernte Wissen 
und erprobtes Können immer schneller; der zunehmende sozie­
technische Wandel bedingt Änderurlgen in den Anforderungen 
eines Arbeitsplatzes, wodurch sich auch neue Schwerpunkte in 
den Erwartungen und Ansprüchen von Mitarbeitern und Füh· 
rungskräften durch die Unternehmen ergeben. 
Die Arbeitnehmer mUssen sich diesem Veränderungsprozeß stel· 
len;von ihnen wird erwartet, daß sie 

sich auf neue Tätigkeiten respektive Anforderurlg8n ein· 
stellen, 
den Wandel der Arbeitsbedingungen akzeptieren und aktiv 
unterstützen, 
in ihrer beruflichen Situation beweglicher werden, um sich 
so auf neue Situationen einstellen zu können. 

"Im Vordergrund stehen immer mehr Leitworte wie "Iive·long­
learning" oder "education permanente" _ Zusätzlich nehmen 
die Aufgaben, die eine stärkere Zusammenarbeit erfordern, 
ständig zu_ Von den einzelnen Individuen einer Organisation 
wird eine erhöhte Anpassungs- und Kooperationsfähigkeit und 
Bereitschaft erwartet. Der Wandel der Arbeitswelt bedingt aber 
neben Entwicklungen der Qualifikation auch Änderungen im 
Verhalten der Mitarbeiter". (13) 
In der BundesrepubJik Deutschland ist das Personalmanagement 
in den letzten Jahren mehr und mehr in den Vordergrund getre­
ten; es ist jedoch keineswegs Selbstverständlichkeit geworden 
und besitzt in der Unternehmenspolitik nicht den Stellenwert 
wie 2. B. das Rechnungswesen. Gleichwohl wird sich ein zu­
kunftsorientiertes PersonaJmanagement den Herausforderungen 
der Zeit stellen müssen, wenn die Schlüs.selprobleme unserer 
Zeit, nämlich sinnerfüllte Arbeit für die Individuen und höhere 
Effektivität für die Unternehmen, gelöst werden sollen. 
Im Kontext des oben genannten Bedeutungswandels im Material­
management bedeutet dies für die betriebliche Ausbildung: 

konsequente bildungspolitische Aktivitäten auf dem Gebiet 
der Entwicklung neuer Berufsbilder, die den betrieblichen 
Erfordernissen gerecht werden, wie z. B. Steuerer, Disponent, 
Planer [14]; 
vorbildliche Verminlung von den der gültigen Ausbildungs­
ordnung entsprechenden Inhaiten in bestehenden AusbH­
dungsberufen bei gleichzeitiger Verminlung von Kenntnissen 
und Fähigkeiten, die nicht ausreichend in der Ausbildungs­
ordnung vorgesehen, aber unbedingt erforderlich sind, z. B .  
E D V  (15J; 

didaktisch/methodisch ausgefeilte Unterweisungsforrnen, die 
unterschiedl iche Lerovoraussetzungen, la istungsniveaus, 
Lernverhaltensmerkmale usw. zu berücksichtigen erlauben 
und zugleich Selbständigkeit und Kooperationsfähigkeit för­
dern_ [161 

Jedoch nicht nur die Ausbildung junger Menschen ist Aufgabe 
des Personalmanagements, sondern auch die Weiterbildung der 
tätigen Mitarbeiter; hierzu gehören das Fachtraining und die 
Managementenrwicklung. Für das Fachtraining bedeutet dies am 
BeiSpiel des Materialmanagements: 

teilnehmerorientierte und praxisrelevante Semin..-e zu lager­
technik, EDV, LagerhHfsmittel unter Verwendung von 
übungsgeräten [17J; 
adressatengerechte Fach.semlnare zu Unternehmen und Um· 
feld, zu angewandten Systemen, Produktionsplanung- und 
Steuerung U5W., ferner zu Verfahren, Methoden, Arbeitstech­
niken wie Optimierungs-, Prognosetechniken, Statistik, ABC­
Analvse U5W.; 

offene Seminare, die personen- und problemorientiert Eigen· 
schaften und Verhaltensweisen wie Kdntaktfähigkeit, Aufge­
schlossenheit, Kooperationsfähigkeit, Verhandlungsführung 
thematisieren und damit 
o fachliche, 
o methodische und 
o soziale Kompetenz 
sinnvoll miteinander verknüpfen. [18] 

Soll die fachliche Weiterbildung der Erhöhung des allgemeinen 
BHdungsniv�us, Förderung der fachlichen Qualifikation, Schaf­
fung selbständig handelnder Mitarbeiter usw. dienen, so muß sie 
sich einer Didaktik und Methodik bedienen, die sich an Praxis­
nähe, an konkreten Arbeitsplatzproblemen, an unbürokratischer 
und flexibler Vorgehensweise orientiert; hierbei sollte das lernen 
an konkreten Gegenständen, an akuten Problemen und durch 
die Praxis wegen der hohen Tran5ferqualltät im Vordergrund 
stehen. [19] 
Personalmanagement ist nicht nur Aus- und Weiterbildung re­
spektive Fachtraining, sondern auch Managemententwicklung. 
"Unter Management Development sind alle Aktivitäten einer 
Unternehmensleitung zu verstehen, die darauf gerichtet sind, die 
Qualität der Führungsgruppe des Unternehmens kontinuierlich 
den aktuellen Anforderungen anzupassen, auf zukünftige Auf­
gaben hin vorausschauend zu entwickeln und in übereinstim­
mung mit der Unternehmensplanung eine ausreichende Anzahl 
von zukünftigen Führur)Qskräften für das Unternehmen zu ge. 
winnen". [20] 
Allerdings gibt es hier verstärkt Akzentverschiebungen; wurde 
früher unter Managemententwicklung oftmals nur Personalent· 
wicklung für Führungskräfte, also Aufstiegs-Fortbildung, ver­
standen, so wird zukünftig die Anpassungs-Fortbildung einen 
anderen Stellenwert besitzen_ [21] Denn 'gerade auch die Einbe­
ziehung der Führungskräfte in den sozie-technischen Wandel 
und seine aktive Bewältigung wird aufgrund der Komplexität 
gesellschaftlicher Veränderungen und ihrer Auswirkungen auf 
die Unternehmen immer wichtiger, ohne d<Jß damit zugleich 
Aufstiegschancen für den einzelnen verknüpft sein müssen. 
Im Kontext des "neuen" Materialmanagements bedeutet dies, 
daß die Führungskräfte der Unternehmen - bis hin zu den Vor­
ständen - den Bedeutungswandel der logistik mittragen müssen. 
Hierzu reicht es nicht aus, sie mit Kompetenzen auszustatten, 
um die logistik-Konzepte durchzusetzen; vielmehr kommt es 
darauf an, die Managementarbeit selbst zu verärldern: nicht mit 
selbstherrlicher Anordnung. Planung und Entscheidung, sondern 
mit der Einbeziehung der Mitarbeiter in den Planungs- und Ent­
scheidungsprozeß, mit partiziti'ler Führung, sind die Logistik­
Konzepte zu realisieren_ 
Sowohl für die Ausbildung als auch für die Weiterbildung und 
Managementschulung hat es sich gezeigt, daß es nicht genügt, 
den einzelnen Mitarbeiter oder die einzelne Führungskraft zu 
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schul,n oder zu trainieren, wenn win Arbeiufeld, in dem er das 
Gelernte anwenden soll, unverändert bleibt; dies gilt insbeson­
dere für die die Unternehmen durchziehenden Aufgaben der 
Logistik. Es ist von daher nur folgerichtig. die IJIInze Gruppe, die 
Abteilung, den ganzen Betrieb zu "trainieren", und zwar nicht 
nur partiell. etwa im Hinblick auf eine bestimmte fachliche Fä­
higkeit, sondern umfassend, also im Hinblick auf eine höhere 
Arbeits·Effektivität, auf eine besser. Zusammenarbeit und ge­
ordnete Arbeitsabläufe usw. Die Schulungsarbeit verändert 
sien, sit' wird zu einer betriebsumfessenden Lernstrategie; die 
Unternehmung entwickeh sich zum .. lernenden System". 

Es ilt dlet; um so erforderlicher, da der Bedeutungswandel des 
Mattrl.lmanagements auch Or9llnisatlonsverindenmgen nach 
�ch ziehen wird, bei denen es nicht genügt, Arbeitsabläufe als 
IST-Aufnahme aufzunetvnen oder OrganiYtion5pläne zu zeich­
nen. 

Org.nlntlonsstrukturen und -veränderu"'ll8n müssen von den 
Mitarbeitern, die von diesen Regelungen und Veränderungen 
betroffen sind, auch akzeptiert werden, W8$ sie nur effizient 
tun, wenn sie in den Veränderungsprozeß selbst aktiv einbezD­
�n werden. (22] 

2.2 O r g a n i s a t i o n s e n t w i c k l u n g  

OrganiSitiomentwicldul'lQ tst (für uns) eine Strategie, ein neuer 

Weg - über dli Personalmal'lagement hinaus - zur Entwicklung 
von Organiutionen (z. B. eines Unternehmens) mit dem Ziel 
einer aktiven und flexiblen Anpassung an die Herausforderun­
gen einer lieh ständig wandelnden Umwelt. 

.. Es in eine Entwicklung im Sinne höherer Wirksamkeit der 
OrganlSltion und größerer ArbeitsZufriedenheit der beteiligten 
Menschen". (23} 
Aus dieser Sichtweise wird auch die Kritik der Organisation .. 
entwicklung an der Aus· und Weiterbildung wwie an der Mana­
gemententwicklung ventändlicher, verlUchen diese doch im we­
sentlichen Veriinderungen in Gang zu bringen, indem das Wissen 
und die Fertigkeiten von ausgewählten Mitarbeitern und/oder 
Führungskräft!ffi entwickelt werden. Oie organisatorischen 
Strukturen und Abläufe, in denen sich diese tagtäglich bewegen 
und durch die ihr Verhalten 5IIhr stark geprägt wird, werden 
nicht berücksichtigt, geschweige denn verändert. 

Wie kommt es, daß Fragen des organisatorischen Wandels heute 
so bedeutsam sind und allgemein stärker diskutiert werden? 

"In wirtschaftlich ruhigen Zeiten, als der Markt noch aufnahme­
fähig war, wurden betriebliche Schwachstellen und Konflikte, 
früher vielleicht auch weniger gewichtig all heute, auf dem Hin­
tergrund eines guten Betriebsergebnisses leichter verkraftet. 
Heute, wo mit allen Mitteln um Marktanteile gekiimpft wird, die 
Technologie rasch fomchreitet und euch die Badürfniue der 
arbeitenden Menschen sich verändert haben, wird der Druck der 
Umwelt auf die Unternehmung so stark, daß der Vollzug oder 
Nichtvollzug von Veränderungen zur Existenzfrage wird". [24] 
Insbesondere die Veränderungen der Umwelt wie 

neue wissenschaftliche ErkenntniJSe, 

teChnischer ForUchritt, 

Veränderungen des Marktes, 

verschirfter Wettbewerb, 

knappe Rohstoffe und Energie, 

kürzere Lebensdauer von Produkten, 

verbesserte Informationsverarbeitung, 

neue Ge5&tze und Verordnungen, 

veränderte menschliche Bedürfnissse UIW. 

bedingen eine Organisation, die anpassungs- und wilndlungs­
fähig ist. Tatsächlich sind Organisationen jedoch gekennzeich­
net durch Merkmale wie 

eindeutige, unverrückbare Machtverteilung, 

hohe Arbeitsteilung und Spezialisierung, 

reletiv autoritative Führung, 

startc.es hierarchisches Denken, 

stark zentralisierte Planung und Kontrolle, 

beglenzte Kompetenzen auf mittleren und unteren Ebenen 
usw., 

woraus sich eine Reihe von Schwächen ergeben (z. B. mangelnde 
Zielorientierung. ungeniigende Information der Mitarbeiter, Zer­
splitterung der Leistungen, zerstörerisches Konkurrenzdenken, 
Entscheidungsschwierigkeiten, mangelnde Flexibilität usw.). [25 J 
Die OrganiAtions- und Managementtheorien haben zwelr immer 
wieder den oben genannten Auswirkungen Rechnung zu tragen 
versucht und sich ständig weiterentwickelt [26], gkichwohl hat 
sich die Idee des geplanten organisatorischen Wandels unter Mit­
einbeziehung dllf in den OrganiYtionen erbeitendeo Menschen 
in der Praxis noch nicht VOllständig durchgeseUt und stö8t teil­
weise auf Widernände. [27J 
Dennoch: unternehmenspolitJsche Probleme werden mehr und 
mehr mit Organisationsentwicklungsmaßnehmen zu lösen ver­
sucht wie 

andere Strategien (z. B. Gemeinkosten-Wertanalyse oder ver­
stärkte Rationalisierung) verngen, 

herkömmliches Personalmanagement an die eigenen Grenzen 
stößt und 

klassische 
"

Management by - Rezepte" obsolet werden. 

Für die Einfiihrung oder für die EnUtehung von Of9Mlisations· 
entwicklungsmaßnahmen in einem Unternehmen gibt es aller· 
dinlil' kein bestimmtes Schema; die Ausgangssituationen, die 
j.weiligen Problemstellungen und die Motivation der Beteiligten, 
die eine Weiterentwicklung ihrer Of9llnisation ermöglichen, sind 
SO unterschiedlich wie die Unternehmen selbst. 

Im Kontext des Bedeutungswendels des Materialmanagemenu 
scheinen unseres Erachtens die Chancen für die Einführung einer 
Organisationsentwicklungsmaßnahme 5IIhr hoch zu sein, ja sie 
liegt geradezu auf der Hand, mu8 doch die Veränderung von 
allen betroffenen Mitarbeitern und Führungskräften aktiv getra­
gen werden. 

3 Sch.Iußfolgerungen 

Die automatisierten fahrerlosen Tran'PQrt..systeme, Hilndha­
bungs.geräte, Roboter sowie die elektronisch gesteuerten Ferti­
gungsmaschinen werden zukOnftig verstärkt mit einer "Logisti­
lIChen I nteiligenz" verdrahtet; die Integretion dieser Systeme zu 

"Flexiblen Betriebseinheiten" bis hin zu komplexen Unterneh­
mensbereichen erfordert unterschiedliChe Netzstrukturen zur 
Kanalisierung von Kommunikationsströmen, die in analoger 
Form bei lokalen Informationsnetzwerken bestehen und einen 
Zusammenschluß beliebiger Komponenten und Peripheriegerä· 
ten ermöglichen. Für diese "l nteU.nten Betriebssysteme" ist 
eine Philosophie erforderlich, die den 5chwef1X.lnkt des Mensch­
Maschine-Systems in Richtung des Menschen verlagert (28J und 
damit folgende (\lravierende) Fehler zu vermeiden hilft; 

kaum Berücksichtigung der Erkenntnisse der Arbeitswissen· 
schaft und Organisationspsychologie bei der Einführung 
neuer Technologien und Syt.teme, 

weitgehende Verständnislosigkeit für diese Problemkreise im 
Management, insbesondere in der mittelständischen Industrie, 

weiterhin blindes, traditionelles Vertrauen in die Technik, 
ohne zu bedenken, daß Menschen sie nutten und effizient 
machen müssen, 

ein minchmat bis zum Fanatismus ausgeprägter Hang zu 
technisch�rganisatorillCher und (p.udo-)wirtschaftlicher 
Perfektion, 

Mlngel an Aufklärung, Schulung und gewollter Mitarbeit der 
Betroffenltn, 

Vernachlässigung der motivations· und verhaltenspsycholo· 
gischen Grundsätze. [29] 

Gingen 8ildungspolitiker und auch Personalmanager friiher davon 
luS, daß sich durch Gestaltung von Organisations- und Arbeits-
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strukturen schon bestimmte Oualifizierungschancen für Mitar· 
beiter eröffnen ließen, 50 muß man heute davon ausgehen, daß 
es vor allem der Prozeß der Beteiligung an der Organisations· 
struktur- und Arbeitsplatzgestaltung selber ist, der Oualifizie­
rungschancen eroffl"H!t. [30] Dies gilt insbesondere dann, wenn 
innovative Lösungen in der industriellen Logistik angestrebt 
werden, d. h. wenn die Produktionsbereiche in den Unterl"H!h· 
men logistikorientiert und damit die Unternehmen durchgängig 
prozeßorientiert entwickeln und gestalten. [31] 
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AUS DER ARBEIT DES BIBB 

Werner Markert I Günter Kühn 

Berufliche Qualifizierung 

von lern ungewohnten Arbeitslosen in Betrieben 

und berufsbildenden Einrichtungen im Rahmen 

des Forschungsprojektes 4.047 

. AUS{IIIngslilgll 
Unternlchungen zur Struktur der Arbeitslosigkeit bestätigen 
immer stärker eine be.timmt. Tendenz: die Dauer der Arbeits­
loslgk'eit verlängert sich zunehmend und betrifft besonders be­
stimmte Personengruppen. Zu die$!fl Gruppen zählen vor allem 
älte� Arbeiulose, Unqualifizierte wwie Ausländer und frauen. 
Zwei Faktoren beeinflussen hauptsächlich ihre Vermittlungs· 
chancen: das Fehlen einer abgeschlossenen Berufsausbildung 
und der Nachwitis einer stabilen beruflichen Leistungsfähigkeit. 
Olm Faktortn .ber kumulieren zunehmend in negativer Hin­
sicht, denn ungelernte längerfristig älte..e Arbeitslose erhalten 
beispielsweise immer sett.n.r einen Arbeitsplatz, bleiben länger 
arbeitslos und verlieren zunehmend ihre berufliche leistungs· 
fähigkeit fANBA - 31851. 
Aus der Wirkung diMer Faktoren $ind sie vor allem zu den 
sogenannten Problemgruppen des Arbeitsmartr:tes geworden, 
nicht durch ,,selbstverschuldete" Defizite. 

Zielsetzung und Reali'ierurtgUUnd des FonchunliPProjekus 
Ziel des Forschungsprojektes 4.047 ist H, die Erfolgsau$$ichu:n 
diesar Personengruppen bei abschluBorientierter beruflicher 
Oualifizierung zu verbessern. Es kommt darauf an, vorhandene 
Erfahrungen zur Berufsvorbereitung und anschließenden Stiit· 
zung in der beruflichen Ouelifjzierung aufzugreifen und zu 
pnifen, ob und inwieweit sich die Erfahrungsn in bestehende 
Regelmaßnahmen umsetzen lanen. 
In einem ersten Untenuchungsschritt sind in diesem For· 
schun!JSPfojekt bei unterschiedlichen Trägern - Betrieben wie 
außer·/überbetrieblichtn Einrichtungen der beruflichen Bil­
dung - Befragungen durchgefiihrt worden, um die besaoderen 
Probleme dieser Penonengruppen in Berufsbildungsmaßnahmen 
fa-stzustallen und beraiu vorhandene Oualifizierungsangebote 
aufzugreifen . 
Befragt wurden AusbildufI9$leiter. Ausbilder und Dozenten 
sowie Teilnehmer an derartigen Maßnahmen. 
Untflrsuchungsschwlfpunkte WMen dabei Fragen nach 

der Teilnehmerrekrutterung und -motrvierung. 
den Bildungsdefiziten der Zielgruppen und dem Angebot an 
Stütz· und FördermaBnahmen, 
den besonderen Aufgaben der Lehrkräfte unter Einbezie· 
hung der sozialpädagogischen Arbeit, 
der Berituog (potentieller) lehrgangsabbrecher und mög· 
lichen Hilfen bei der Berufseinmündung nach Abschluß 
der Maßnahme. 

Ergebnisse 
Auf der Grundlage der Befragungen lassen sich einige Prinzipien 
formulieren, die als konzeptionelle Gestaltungsvorschläge in 
beruflichen Weiterblldun!JSmaßnahmen umgesetzt werden kön· 
nen: 

T e l l n e  h m e  r r e k  t u  t i e  ru n g / . m  o t i  v i e  r u n  9 

Die Anfang&situation einer Maßnahme besitzt prägenden 
Charakter für den TailnahmHrfolg. Eine Beratungsstelle für 
Arbeilliost, die sich vor der Vermittlung in eine Maßnahme 
durch das Arbeitsamt zunlchst über ihre Eignung und Nei· 
gung intensiv informieren und möglichst bei einem Träger die 
Anford8l"ungen der verschiedenen Maßnahmen kennenlemen 
könl'len, entlastet die ArbeiUbe,,'ter und ermöglicht die 
GHtaltung eines individuellen Bildungsganges. 

S t ü t z ·  u n d  F ö r d e r a n g e b o t e  
Oie Kombination einer 41a-Maßnahme mit einer anschließen· 
Mn Umtchulung vermag die Bildungsdefizite der ungelernten 
Arbeitslosen niCht zu kompensieren. NiCh einer 4· bis 6· 
wDchigen Orientierungsphese benötigen diese Personen· 
gruppen zunächst eine Stütz· und Förderphase von sechs 
Monaten, bevor mit Aussicht auf Erfolg eine Umschulung, in 
der die Ausbildungsinhalte ohnehin komprimiert vermittelt 
werden müssen, begonnen werden komn. In dieser Orientie· 

. rungsphase 50IIten ein Ausbilder und ein Sozialpädagoge 
zusammenarbeiten und eine Bildungsbiografie des Tail· 
nehmers angelegt werden. 

B e r u f s v o r b e r e i t u n g  
Eine anschließende Beruhvorbereitungsphase von mindestens 
sechs Monaten benötigt Stütz· und Förderkurse sowie auch die 
Funktion eines Sozialpädagogen. Für diese Phase fehlen vor 
allem geeignate lehrgangs·Materialien, die in Kooperation 
von Ausbilder, Fachlehrer und Sozialpädagogen entwick&1t 
werden können. Der Unterricht und die Beratung können 
dann durch die Arbeit des Teams individualisiert werden 
und am jeweiligen leislUngsstand der Teilnehmer ansetzen. 
Das Betrleb5praktikum soUt. trst dann stattfinden, wenn der 
Teilnehmer den Ifltsprechenden leiltungsst"nd erreicht hat 
und vom Ausbilder begleitet wird. Einen Wechsel der 
Maßnahme und ein Abbruch sollten in dieser Phase ohne 
Sanktionen möglich sein, da die Freiwilligkeit der Teilnahme 
sowie dte Wiedergewinnung einer aktiven lebenspers�tive 
die besten Voraussetzungen fiir eine erfolgreiche Teilnahme 
sind. 

W e  i u  r b  i I d u  n g s k  o n z e  p t  i o n  
Oie verschiedenen OuallfizierungWlaßnahmen sollten in 
einem transparenten Verbundsystem integriert sein, das auch 
fließende Obergänge ermöglicht. Modularisierte Unterrichts· 
einheiten, Ausbildungsprojekte und eine Verbindung von 
Arbeit und Lernen be�nstigen vor allem in der Ori&ntie· 
rungs· und Berufsvorbereitungsphase ein teilnehmerorien· 
tiertes lernen. Ein gestuftes Weiterbildun!JSprogremm 
ermögliCht den Teilnehmern eine kontinuierliChe Über· 
pnifung ihrer lernforuchritte, stabilisiert ihre Motivation 
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und 'vermindert die Ängste vor dem anfangs unklaren Lei­
stungsanspruch einer IHK.Prüfung. In einem gestuften 
Weiterbildungsprogrllmm soHte auch der Erwerb einer 
Doppelqualifikation (z. B. Hauptschulabschluß oder Fach· 
oberschulreife) möglich sein. 
Schließlich wird VOll allen Befragten gefordert, den Absol· 
venten der verschiedenen Maßnahmen Hilfen bei der Ar· 
beitsplatzsuche anzubieten, da vor allem die Absolventen 
von Übungswerkstänen, aber auch Umschüler auf dem 
Arbeitsmarkt noch erheblichen Vorurteilen ausgesetzt 
sind. 

Ausblick 
Diese Forderungen resultieren aus der Analyse der besonderen 
Defizite dieser PersonengrupPen. Die befragten Bildungsträger 
weisen in diesem Zusammenhang übereinstimmend darauf hin, 

Neue Technologien (NT) in der beruflichen 
Bildung für benaChteiligte Jugendliche 

Es kann hier weder über einen abgeschlossenen Modellversuch 
noch über erste Ergebnisse eines laufenden Modellversuchs be· 
richtet werden. Auch ist es nicht möglich, die Konzeption eines 
Modellversuchs vorzuste llen, der demnächst anlaufen wird. Die 
Absicht des vorliegenden Beitrags ist es vielmehr, angesichts 
einer bereits vorhandenen und sich zunehmend verschärfenden 
Problemlage, auf die Notwendigkeit der Konzipierung und 
Durchführung eines Modellversuchs hinzuweisen und dafür bei 
den zuständigen Stellen und der interessierten Fachöffentlich· 
keit ein Problembewußtsein zu schaffen. 
Modellversuche in der beruflichen Bildung haben die Aufgabe, 
in einer modellhaften, d. h. einer überschaubaren, kontrollier· 
baren, möglichst realitätsnahen und somit Übertragbaren Situa· 
tion neue "Wege" in der beruflichen Bildung zu erproben. Es 
kann sich dabei um die Erprobung neuer Ausbildungsinhalte, 
um die Erprobung neuer methodisch-didaktischer Formen han· 
dein oder auch u m  das Suchen spezifischer Problemlösungen für 
eine Zielgruppe der beruflichen Bildung. 
Die Zielgruppe, die hier interessiert und die vom technologischen 
Wandel möglicherweise besonders betroffen ist, ist die Gruppe 
der benachteiligten Jugendlichen. Nach den Bestimmungen des 
Benachteiligtenprogramms der Bundesregierung umfaßt der 
Adressatenkreis: Sonderschüler (L), Hauptschüler ohne Ab· 
schluß, ausländische Jugendliche, sozial benachteiligte Jugend· 
liche. Etwa 1 0  Prozent eines Altersjahrgangs (das sind gegen· 
wärtig mehr als 70 000 Jugendliche) sind diesem Personenkreis 
zuzurechnen. Diese Jugendlichen, bei denen vielfach Merkmale 
wie Schulmüdigkeit, Defizite im Bereich der Kulturtechniken, 
Verhaltensauffälligkeiten, geringes Selbstbewußtsein festzustel· 
len sind, sind ohne besondere Förderung der d!-,alen Ausbildung 
meist nicht gewachsen, wie auch umgekehrt Betrieb und Berufs· 
schule mit diesem Personenkreis überfordert wären. 
Mit einer Reihe von Maßnahmen wird von Einrichtungen und 
Trägern der Jugendsozialarbeit (JSA) deshelb versucht, die 
Jugendlichen soweit zu fördern, daß sie den Anforderungen der 
Ausbildung im dualen System entsprechen können. Das 
KOLPING·B ILDUNGSWERK ist Träger verschiedener solcher 
Maßnahmen; u. a. führen wir in Bayern Grundausbildungslehr· 
gänge, Förderungslehrgänge, Maßnahmen zur beruflichen und 
sozialen Eingliederung (MBSE) und das sogenannte Benachtei· 
ligtenprogramm der Bundesregierung durch und sind somit von 

daß eine derart intensive Förderung von lernungewohnten 
Arbeitslosen für den Umschulungserfolg unabdingbar sei. 
Wie die Umschulungspraxis jedoch zeigt, tassen die Förder· 
bedingungen nach dem Arbeitsförderungsgesetz eine solche 
Förderung in vielen Fällen nicht zu. Es wäre deshalb erforder· 
lich, daß die Bundesanstalt für Arbeit für diese Personengruppe 
erweiterte Förderungsmöglichkeiten als Regelmaßnahmen er· 

·öffent. 
Im weiteren Verlauf des Forschungsprojekts sollen dement· 
sprechend einzelne Fördermaßnahmen für lernungewohnte 
Arbeitslose bei unterschiedllchen Trägern der beruflichen 
Bildung mit dem Ziel untersucht werden, methodisch·didak· 
tische Gestaltungshilfen für diese Personengruppe zu entwickeln 
und zu erproben, um Realisierungsbedingungen derartiger 
Maßnahmen in der beruflichen Weiterbildung zielgruppen· 
gerechter zu gestalten. 

MODELLVERSUCHE 

Veränderungen im Bereich der beruflichen Bildung unmittelbar 
berührt. 

Mit dem Vordringen NT wandeln sich vie'le Berufe; bestimmte 
Berufe verlieren an Bedeutung, andere verändern ihre Inhalte, 
teilweise entstehen neue Berufe. Mit der Veränderung der 
Berufsstrukturen geht auch eine Veränderung der Anforderungs· 
profile einher. Insgesamt gesehen, steigen die Anforderungen an 
die BeSChäftigten; die Ausbildung wird länger und anspruchs· 
voller. Insbesondere, so die Vermutung von Experten, werden 
im Zusammenhang mit NT den Beschäftigten vennehrtkognitive 
Fähigkeiten abverlangt. [1] Die vom Menschen zu erbringende 
Arbeitsleistung entferne sich vom Produkt und konzentriere sich 
auf Planung, Vorbereitung und Oberwachung der Fertigung. Ar· 
beitsplatzbezogene Tätigkeitsinhalte und manuelle Fertigkeiten, 
bisher eher eine Stärke der Teilnehmer an Fördermaßnahmen, 
werden an Bedeutung einbüßen. 
Vermindern sich somit im Verlaufe dieser Entwicklung die be· 
ruflichen Integrationschancen benachteiligter Jugendlicher ein· 
schneidend und auf breiter Ebene? 
Was die Barufsfelder im einzelnen betrifft, scheinen die Bemü· 
hungen um Ausbildungsneuordnuogen bei den industriellen 
Metallberufen und den Elektroberufen a m  weitesten gediehen. 
Unser Hauptaugenmerk gilt gegenwärtig dem Metallbereich, der 
eNC·Technik. Dies aus mehreren Gründen. Einmal haben wir es 
hier mit einer der Entwicklungsspitzen zu tun: Erfahrungen über 
Gualifikationsveränderungen und quantitative und qualitative 
Beschäftigungsveränderungen liegen seit Jahren aus Großbetrie· 
ben vor. [2J Darüber hinaus wird die Umrüstungauf eNC·gesteu­
erte Werkzeugmaschinen zunehmend für die Betriebe - kleinere 
und mittlere - attraktiv, in die bisher ein großer Anteil der Teil· 
nehmer en beruflichen Förderungsmaßnahmen vermitteltwerden 
konnte. Weiter war und ist die Ausbildung im Bereich "Metall" 
eine der tragenden Säulen bei den Berufsbildungsangeboten der 
JSA. Gelingt es hier nicht technologische Entwicklungen mitzu· 
vollziehen, wird unter Umständen schon sehr bald die Effizienz 
dieses Bildungsangebotes stark gefährdet. [3] Die Brisanz der 
Sachlage beschrieb uns ein Leiter eines Berufsbildungswerkes 50: 
"Entweder wir beziehen dieses neue Feld in die Ausbildung mit 
ein, oder wir machen den Metallbereich dicht und suchen an· 
dere, einfachere Ausbildungsberufe". 
Mag diese Aussage auch Überzeichnet sein, feststeht: I m  Bemii­
hen weiteren möglichen Benachteiligungen entgegenzuwirken, 
erwächst der JSA mit dem Eindringen NT in weite Berufsbe· 
reiche eine neue Herausforderung, die zu bestehen, nicht einfach 
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sein wird. Bewährte Richtlinien und Arbeitsweisen stehen zur 
Disposition. Auf zwingende grundsätzliche Fragen über künftige 
Zielsetzungen sind vorausschauende Antworten gefordert: 

Wird es auch unter veränderten Voraussetzungen weiter möglich 
5ein, benachteiligte Jugendliche für gestiegene und ständig stei­
gende berufliche Anforderungsprofile zu qualifizieren? Soll ver­
sucht werden, die Breite des bisherigen Angebots auch für jene 
Berufsfelder aufrecht zu erhalten, die den absehbar größten Um­
wälzungen ausgesetzt sein werden? Wo sind Ansatzpunkte für 
Qualifizierungsmaßnahmen zu erkennen? 

Oder sind die steigenden kognitiven Anforderungen in besonders 
exponierten Berufsbereichen für dj.e Gruppe der Benachteiligten 
tatsächlich als so hoch einzuschätzen, daß man, als andere denk­
bare Reaktionsweise, dort "den Zug abfahren läßt

" 
und besser 

nach alternativen Berufsfeldern und Förderungsmöglichkeiten 
für diese Personengruppen Ausschau hält? 

Welche Berufsbereiche das aber sein könnten, vermögen auch 
diejenigen nicht zu sagen, die für diesen Personenkreis ein 
"Recht auf einfache Arbeit" propagieren und darin eine Lösung 
sehen. Eine markante Begleiterscheinung technologischer Ent­
wicklungen ist es ja gerade, daß "einfache Arbeit" zunehmend 
verloren geht. Der Hinweis auf (angeblich) wachsenden Beschäf· 
tigtenbedarf im Dienstleistungsbereich scheint uns eine zu 
schwache Perspektive für künftige JSA. 

Wir halten die Suche nach Antworten auf die zuerst aufgeworfe­
nen Fragen für das Wesentliche. Um so mehr, da eine Fülle bis· 
heriger Erfahrungen aus langjähriger Arbeit mitdiesem Personen· 
kreis Anlaß zu berechtigten Hoffnungen gibt, daß Qualifizie­
rungssprünge wenigstens bis zu einem gewissen Grade durch ent· 
sprechende Förderungen mitvollzogen werden können. Einen 
erheblichen Anuil der Teilnehmer an den bisherigen Förderungs· 
maßnahmen an eine Ausbildung heranzuführen, wurde möglich, 

durch spezielle, auf die jeweilige BenachteIligtengruppe zuge­
schnittene Maßnahmen, die in starkem Maße sozialpädagogisch 
orientiert sind. 

Enuprechend müßten Qualifizierungsmaßnahmen, die auf neue 
Verfahrens-, Arbeits· und Verhaltensweisen vorbereiten, ziel­
gruppengerecht aufbereitet werden und in ihrem zeitlichen und 
organisatorischen Ablauf auf jeweilige Besonderheiten abge· 
stimmt werden. 

Welche Möglichkeiten stehen zu Gebote, diesen Herausforderun· 
gen offensiv zu begegnen? 

Zunächst einmal sind eigene Anstrengungen der im Bereich der 
JSA Beschäftigten von Nöten. Hier ist die Tragweite des Pro­
blems vielen zu Bewußtsein gekommen. Was sich u. a. in der 
Entscheidung der Bundesarbeitsgemeinschaft Jugendaufbauwerk: 
ausdrückt, sich mit dem Thema "Benachteiligte und NT

" 
in 

Form eines Fachseminars noch 1985 eingehend zu beschäftigen;" 
eine Fachtagung zu diesem Thema ist für 1986 vorgesehen. Fer· 
ner sind Eigeninitiativen der Träger dringend geboten. Wir wissen 
von Bildungseinrichtungen, die dies frühzeitig erkannt haben, 
bei der Umsetzung dieser Erkenntnis aber noch tief in Anlauf· 

UMSCHAU 

Herber! Tilch 

Berufsbildung in Saudi-Arabien 
, 

Kaum ein anderes Land der Erde hat in den latzten Jahren eine 
schnellere Entwicklung in der Wirtschaft und im Bildungswesen 
erlebt als Saudi·Arabien. Insbesondere im technischen Bereich 
wird mit gewaltigen finanziellen Anstrengungen versucht, ein 

schwierigkeiten stecken. Unsere eigenen Bemühungen waren und 
sind vorerst darauf gerichtet, über Betriebsbegehungen, Aufsu· 
chen der Ausbildungsabteilungen von Großbetrieben, Einholen 
von Stellungnahmen und Erfahrungsberichten aus Klein· und 
Mittelbetrieben, von Vertretern des Handwerks, Berufsbildungs· 
werken und (Sonder)Berufsschulen Aufschluß über den tatsäch· 
lichon Entwicklungsstand in unserem "Einzugsgebiet

" 
(Groß· 

raum München) zu erhalten (der vom propagierten Entwicklungs· 
stand zum Teil nicht unerheblich abweicht). Über gewonnene 
Erfahrungen, Einsichten und Anschauungen kann violleicht an 
anderer Stelle ausführlicher berichtet werden. Resümee unserer 
Explorationen und Gespräche: Die Dringlichkeit, im Zuge der 
technologischen Entwicklungen erhöhte Qualifizierungsanstren· 
gungen für den Kreis der Benachteiligten zu unternehmen und 
so einem weiteren Ansteigen des Chancengefälles entgegenzu· 
wirken, bestätigt sich. Dem Ausmaß der Problomatik werden die 
Berufsbildungseinrichtungen - und hier wiederum besonders die 
engagierten Kräfte - nicht gerecht werden können, bleiben sie 
in ihren Bemühungen auf sich allein gestellt. Anstöße und Hilfe· 
stellungen müssen auch von außen kommen. Als eine besonders 
geeignete Form der Unterstützung erachten wir - nach wie vor­
die Abklärung wesentlicher Grundsatzfragen zum Thema "NT 
und Benachteiligte

" 
im Rahmen eines Modellversuchs. Nur so ist 

eine systematische Erforschung und Erprobung zielgruppenge· 
recht strukturierter Lehr· und Ausbildungspläne und die Umar· 
beitung und Aufbereitung vorhandener didaktisch-methodischer 
Konzepte zu leisten, sind genauere Aufschlüsse über spezifische 
Leistungspotentiale bestimmter Gruppen und Fördermöglich· 
keiten zu erhalten und evtl. erforderliche Abstufungen im Quali· 
fikationskonzept für einzelne Benachteiligtengruppen zu ent· 
wickeln. 

Die Suche nach geeigneten Ausbildungswegen und Förderange· 
boten für benachteiligte Jugendliche darf nicht nur als Anliegen 
der Einrichtungen und Träger der JSA gesehen worden; sie ist 
auch gesellschaftliche Aufgabe und Verpflichrung. 

Anmerkungen 

Hans Beyrle/Hubert Palecek: 
Kai ping·B ildungswerk 

Landesverband Bayern e.V. 
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tersuchung von 1974. In: Mitteilungen auS der Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung, 16. Jg./1983 Heft 2. 

[3] Von allen Teilnehmern �n M&llnahmen nach dirn Programm des 
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Jugendlichen lAusbildungsbeginn 1960 bis 1983) absolvierten mehr 
als .in Drittel d.r JUgendlichen ein. Ausbildung in Met.llberu!en 
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modernes System beruflicher Bildung aufzubauen. Wie ist dieses 
System beschaffen, das vor allom unter dem Einfluß von Beratern 
westlicher Industrienationen entstanden ist und durch traditio· 
nelle "Vorgaben

" 
in Saudi·Arabien kaum bolastet war? 
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Land mit großar Entwicklung 

Die rasante technische Entwicklung Saudi-Arabiens hängt eng 
mit der wirtschaftlichen Haupteinnahmequel� zusammen. Der 
Reichtum des Landes gründete sich bisher fast ausschließlich auf 
den Verkauf von Erdöl. Schätzungen, daß bei einer durchschnitt­
lichen Ölförderung von "nur" 2 Millionen Tonnen pro Tag ' 
(Hauptfördermeligen lagen bei 1 0  Millionen Tonnen pro Tag) 
die Vorräte in ein bis zwei Generationen zu Ende sein könnten, 
ließen die saudische Regierung eine gewaltige wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung einleiten. Bis zum Versiegen der ÖI­
quellen soll das Land den Anschluß an den wissenschaftlich­
technischen Stand der industrialisierten Welt erreicht haben und 
die wirtschaftliche Unabhängigkeit in vielen Bereichen erreicht 
sein. Diese wirtschaftliche "Überlebensstrategie" hat zu großen 
wirtschaftlichen Anstrengungen beim Aufbau einer eigenen In­
dustrie geführt. Das Ergebnis läßt sich bereits heute an der Ver­
schiebung der staatlichen Einnahmequellen an Zahlen ablesen; 
Lag der Anteil der Öleinnahmen am Staatsbudget 1980 noch bei 
98 Prozent, so ist dieser Anteil inzwischen (1983) auf 73 Pro­
zent gesunken. [1] Dabei sind allerdings auch die Einnahm,en aus 
dem Ölgeschätt erheblich gesunken, und die fetten Jahre 
( 1974-1982) mit jährlichen Wachstumsraten in den Staatsein· 
nahmen von durchschnittlich 42 Prozent sind zunächst einmal 
vorbei. 
Dennoch ist der Wüstenstaat in der Lage, bedeutende Entwick­
lungsprojekte zu finanzieren, z. B. in der Wasserversorgung 
(täglich zwei Mill ionen Kubikmeter entsalztes Meerwasser) oder 
den Aufbau von neuen großen Industriezentren am Arabischen 
Golf und am Roten Meer (Jubail und Yanbu). Der weitere Aus­
bau eines modernen Straßennetzes soll die weitere Erschließung 
des Landes fördern. 
Saudi·Arabien hat eine Fläche von über 2,2 Millionen Quadrat· 
kilometern und nimmt damit ca. neunmal soviel Raum ein wie 
die Bundesrepublik Deutschland. Gleichzeitig beträgt die Bevöl­
kerungsdichte weniger als 5 Einwohner pro Quadratkilometer. 
Von den vielleicht 9 Millionen Einwohnern des Landes [2] lebt 
der Großteil konzentriert auf wenige städtische Zentren. 
Mit dem Beginn der wirtschaftlich·industriellen Entwicklung 
vollzog sich auch die soziale Entwicklung für einen großen Teil 
der Bevölkerung vom Beduinentum zum Stadtbewohner. Heute 
nomadisiert in Saudi·Arabien nur noch ein sehr geringer Teil. 
Darüber hinaus arbeiten heute etwa drei Mill ionen "Gastarbeiter" 
in Saudi·Arabien. Sie kommen aus fast allen Teilen der Welt und 
mit den unterschiedlichsten Qualifikationen, vom Straßenkehrer 
bis zum Ingenieur und Hochschullehrer. Insgesamt kommen auf 
einen saudischen Arbeitnehmer statistisch 4,5 Nichtsaudis. [3] 

Es gibt kaum einen Industriezweig, der gegenwärtig auf auslän­
dische Fach- und Hilfskräfte oder gar auf ausländisches Manage­
ment verzichten könnte. Dennoch sind die bildungspolitischen 
und wirtschaftspolitischen Weichen gestellt, die zu einer zuneh­
menden Verdrängung der Ausländer in der Industrie führen. Die 
politisChen Leitlinien des dritten und des gegenwärtig gültigen 
vierten Fünfjahresplans ( 1 985-1990) der saudischen Regierung 
stehen unter dem Zeichen der Saudisierung vieler Bereiche. 
Die notwendige saudische Manpower muß herangebildetwerden, 
Arbeitslosigkeit ist bisher unbekannt. 
Der Staatshaushalt weist für 1983/84 Ausgaben für den Bil­
dungssektor in HÖhe von über 30 Milliarden Saudi-Rial (ca. 
27 Mill iarden DM) aus. Das entspricht 12  Prozent des gesamten 
Haushaltsvolumens und enthält eine Steigerungsrate von nahezu 
25 Prozent gegenüber dem Vorjahr und beträgt das Zweieinhalb­
fache gegenüber 1 978. 

Die Heranbildung von saudischen Fach- und Führungskräften 
wird auf allen Ebenen und in allen Richtungen betrieben. Insge­
samt sieben Universitäten befinden sich inzwischen in  den großen 
Entwicklungszentren. Daneben wird der Aufbau von Colleges 
mit dreijährigen Studiengängen betrieben. 
Um den Fachkräftebedarf zu decken, werden mehrere Wege be­
schritten. Etwa 55 000 Jugendliche durchlaufen eine systema-

tische Ausbildung von ein· bis dreijähriger Dauer, etwa 40000 
werden gegenwärtig on-the-job in industrielle Arbeiten einge­
führt, verbunden mit kurzzeitigen Trainingsmaßnahmen. Insge­
samt ergibt sich für die industriellen Berufe noch ein relativ ge­
ringer quantitativer Stand an landeseigenen Fachkräften, doch 
sind politische Entscheidungen zu den qualitativen Entwick­
lungslinien gefallen, die in nächster Zukunft das Bild auch quen­
titativ bestimmen werden. Im folgenden werden die einzelnen 
Qualifizierungswege im Zusammenhang mit dem Bildungssystem 
kurz dargestellt. 

Bildungssystam mit Sackgassen 
Das Bildungswesen Saudi-Arabiens war noch bis in die Mitte 
unseres Jahrhunderts wenig ausgebaut. Die grundlegende Bil­
dung lag überwiegend in den Händen der muslimischen Geistli­
chen. Neben wenigen Schulen, die zu höheren allgemeinbilden­
den Abschlüssen führten, gab es ein gegliedertes Studium des 
Islam (Sprache, Theologie, Recht) . Spätere Entwicklungen waren 
zunächst sehr uneinheitlich. 
Zusammenkünfte zwischen den arabischen Staaten, die in den 
50er Jahren �on der UNESCO, später von der ALECSO (Arab 
League Educational, Cultural, and Scientific Organization) or· 
ganisiert wurden, haben in den 60er und 70er Jahren zu einer 
beachtlichen Vereinheitlichung der Bildungssysteme in den ara· 
bischen Ländern geführt. Saudi-Arabien hat mit vielen anderen 
Ländern heute die 6 + 3 + 3 Jahresbildungsleiter gemeinsam. [4] 

6 Jahre Grundschule (Primary School), 
- 3 Jahre Mittelschule (Intermediate Schaol), 
- 3 Jahre Sekundarschule (Secondary School). 
Verschiedene berufliche Bildungsgänge bauen auf jeder dieser 
Stufen auf, ja zum Teil bereits innerhalb der Grundschule als 
Prevocation�1 Schaol (s. Schaubild, S. 156). 

Diese.vorberufliche Schule wird von Schülern besucht, die den 
Abschluß der 'Primarschule nicht erreicht haben oder nicht er­
reichen werden. Die Schule nimmt auch Erwachsene auf. Anders 
als das deutsche BVJ oder BGJ werden hier in einem Jahr Trai­
ningskurse für bestimmte Berufe mit einem hohen Anteil an 
praktischen Fertigkeiten durchlaufen, z. B. Schweißen oder Ma­
schinenarbeit an verschiedenen spanabhebenden Werkzeugma­
schinen im Metallbereich. 
On·The-Job Training soll bereits in der Industrie tätige Saudis 
ohne entsprechende berufliche Vorbereitung beruflich fördern. 
Die Regierung hat hierzu eine Verordnung erlassen, daß minde­
stens 5 Prozent der.Gesamtarbeitnehmer in allen Industriebetrie­
ben mit über 100 Beschäftigten zu "trainieren" sind. Konkret 
heißt das, daß alle größeren Unternehmen Trainingsprogramme 
in den beruflichen Arbeitsbereichen durchzuführen haben, für 
die sie Arbeitskräfte brauchen bzw. einsetzen. An Unterstützun· 
gen sollen den Betrieben Standard-Trainlngsprogramme angebo­
ten werden sowie Angebote zur Schulung der Trainer, Prüfungs­
programme in Verbindung mit der Möglichkeit der Zeugnisver­
gabe und finanzielle Anreize. Zur Zeit werden etwa 40000 Saudis 
nach diesem Konzept ausgebildet, das mit amerikanischer Bera­
tung eingeführt wurde. Das Konzept ist wie die vorberufliche 
Schule nicht mit dem Bildungssystem verzahnt. Eine interessante 
Variante in  diesem ansonsten nicht gerade neuartigen pädagogi­
schen Konzept ist, daß auch ein gezieltes berufliches Training 
finanziell gefördert wird, wenn es in einem anderen Betrieb oder 
auch im Ausland stattfindet. 

Die halbstaatlichen Großbetriebe haben zum Teil eigene Ausbil­
dungskonzepte, die sowohl systematische Grundlehrgänge als 
auch praktische Unterweisung �or Ort umfassen. Diesen Aus­
bildungsgängen liegen u. a. Vorstellungen des deutschen Ausbil­
dungssystems zugrunde (Gutachten deutscher Berater). auch 
wenn das duale deutsche System hier auf das Beruflich-Betrieb­
liche verkürzt wird. Theoretischet Unterricht wird in den Betrie­
ben selbst erteilt. Der Regierung sind die Konzepte dieser Aus· 
bildung überwiegend bekannt, sie hat aber bisher nicht regelnd 
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Gru ndzüge des Bi ldungssystems Saudi-Arabiens 
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eingegriffen. Der Wunsch der Industrie, diese Ausbildung mit 
einer staatlichen oder staatlich anerkannten Prüfung abzu­
schließen, könnte zu einer Annäherung der Ausbildungskonzepte 
führen. Der sW<ltlichen GOTEVT (General Organization for 
Technical Education and Vocational Training) wächst dabei die 
zentrale Rolle für die Ordnung der Berufsbildung bis zum College· 
Abschluß zu. 

Die berufliche Ausbildung in den Ausbildungszentren (VTCj 
umfaßt ein systematisches Taining von 6 bis 18 Monaten Dauer 
in jeweils einem von gegenwärtig 1 3  angebotenen gewerblichen 
Berufen. Die AUSbildung zielt auf einen Operator, der in einem 
eng begrenzten Tätigkeitsfeld nach kurzer Einweisung einsetzbar 
ist. Dahinter steht das amerikanische Konzept, mit einer mög­
lichst kurzzeitigen Ausbildung, eine den jetzt gerade gegebenen 
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Anforderungen entsprechende Manpower heranzubilden und 
später gegebenenfalls umzuschulen. Bei der raschen industriellen 
Entwicklung hat sich diese Ausbildung mit entsprechender staat­
licher Unterstützung schnell etablieren können. Gegenwärtig be· 
stehen etwa 30 Zentren mit insgesamt etwa 40000 Schülern. 
(Schüler aus den Tages- und Abendkursen i:usammen). Weiter­
führende Bildungsgänge gibt es für die Absolventen dieser Bil­
dungsgänge bisher nicht. 
Die beruflichen Sekundarschulen (Secondary Industrial institutes 
und Secondary Commercial Schools) stellen das eigentliche Bin­
deglied innerhalb des Bildungssystems zwischen den Mittel­
schulen und den Colleges dar. Sie können weitgehend als drei­
jährige Berufsfachschulen mit beruflichem Abschluß gekenn­
zeichnet werden. Den technischen Schulen stehen deutsche Be­
rater zur Seite. Das Curriculum umfaßt vier Teile: 

einen allgemeinbildenden Teil (Muttersprache, Relegion, 
Englisch, Sport). 
einen naturwissenschaftlichen Teil (Mathematik, Physik, 
Chemie), 
einen fachtheoretischen und fachpraktischen Teil. 

Der allgemeinbildende und naturwissenschaftliche Teil umfaßt 
zusammen etwa 10 Stunden pro Woche, ebenso der fachtheo· 
retische Teil. Für die fachpraktische Ausbildung stehen 20 Uno 
terrichtsstunden pro Woche zur Verfügung. Dieser Ausbildungs­
gang erfaßt an den acht bestehenden Schulen insgesamt etwa 
4000 Schüler. Den Absolventen stehen vielfältige Einsatzmög­
lichkeiten in der Industrie offen, und es gibt gute Chancen zum 
beruflichen Aufstieg, auch ohne Besuch weiterführender Stu­
diengänge. Viele Absolventen wechselten bisher auch in die Ver· 
waltung, da sich hier große berufliche Chancen in den im Aufbau 
begriffenen Behörden boten. Für die Zukunft gibt es bildungs­
politische Bestrebungen, den Absolventen dieser Schulen den 
Zugang zu technischen Studien an den Universitäten sowie das 
Studium für das Lehramt im technischen Bereich zu ermögli­
chen. Dabei wird auf einen einheitlichen Lehrertyp abgezielt, 
der als teacher of ted'mology sowohl im fachtheoretischen wie 
im fachpraktischen Bereich ausbilden kann und der vor allem 
die Klammer zwischen den beiden Teilen auch unterrichtlich 
herzustellen vermag. 

Strukturfrage der Berufsbildung noch offen 
Angesichts der vielen Sackgassen in der beruflichen Bildung in 
Saudi-Arabien kann man fragen, inwieweit hier von einem 
System gesprochen werden kann. Tatsächlich hat der Wunsch, 
der im Aufbau begriffenen Industrie rasch saudische Arbeits­
kräfte zuzuführen, zu berutspädagogischen Konzeptionen ge­
führt, die sich vielfach langfristig nicht halten lassen oder die 
sich zumindest verändern dürften. Im Gegensatz zu den kurzfri­
stigen Trainingsmaßnahmen steht der Import hochmoderner 
Technologie, dessen Einsatz qualifizierte Fachkräfte erfordert. 
Für den T�ansfer moderner Technologien sprechen vor allem 

der Mangel an einheimischen Arbeitskräften, 
der hohe Energievorrat und die niedrigen Energiepreise, 
das hohe Niveau an Kapitalinvestitionen mit staatlichen Ga­
rantien. 

Hinderlich für eine entsprechende Berufsbildung, die mit einer 
Förderung der Allgemeinbildung verbunden werden könnte, 
sind u, a. 

das geringe I maga technischer Berufe unterhalbdes Ingenieurs 
in der Gesellschaft, bedingt auch durch den großen Zustrom 
billiger ausländischer Fachkräfte aus Südostasien und das 
Fehlen eines traditionellen Handwerker-Mittelstandes, 
das hohe Ansehen, das akademische Studien - vor allem in 
Verbindung mit Studien im Ausland - besitzen, 
der geringe Grad an Aufklärung über Ausbildungsmöglichkei­
ten und berufliche Tätigkeiten im technischen Bereich. 

Es darf aber nicht vergessen werden, daß die soziale Entwick­
lung sich der technisch-wirtschaftlichen Entwicklung in erstaun· 

lich hohem Maße geöffnet hat. Die Vorstellung, daß saudische 
Jugendliche aus den Beduinenzelten kommen, auf ihre Kamele 
steigen, um zum Technikum zu reiten, ist Legende. Die Park­
plätze mit den Fahrzeugen der Schüler gleichen durchaus Fa­
brik-Parkplätzen in einem lNeulichen Industrieland. Dennoch 
steht dieses Land weiterhin in der arabisch-islamischen Tradi­
tion. Dafür spricht allein schon der streng islamisch ausgerich· 
tete Tagesablauf, aber auch der Ausschluß der Frauen aus wei· 
ten Teilen der Berutswelt und der Öffentlichkeit. 

Eine moderne Berufsausbildung in Saudi-Arabien hat neben 
entsprechenden Konzepten vor allem auch die grundlegende 
Einsicht zu vermitteln, daß berufliche Bildung ein guter Einstieg 
für das Berufsleben und eine berufliche Karriere darstellt. Dann 
darf Berufsbildung "auch schon ein bißchen länger dauern". Sie 
muß aber auch ihr Versprechen wehrmachen, indem sie Qualifi­
kationen vermittelt, die aktuell sind. So wird mit der wirt­
schaftlich·technischen Entwicklung eine Differenzierung und 
Diversifizierung der Ausbildungsgänge einhergehen müssen. 
Das I nteresse der saudischen Jugendlichen an technischen Beru· 
fen und an technischen Ausbildungsgängen hat zugenommen, 
doch ist es immer noch ein sehr geringer Teil der Jugendlichen, 
der einen technischen Beruf anstrebt. Nur etwa 6 Prozent der 
saudischen Jugendlichen durchlaufen eine berufliche Ausbildung 
im Sekundarbereich. 
Vielfach fehlt auch - bei oberflächlicher Betrachtung - einfach 
die Bereitschaft z u  einer längeren beruflichen Vorbereitung. Da· 
für gibt es soziale Ursachen. Es fehlt z. B. noch weitgehend die 
soziale Erfahrung, in einer technisierten Welt aufzuwachsen und 
die Bereitschaft, Technik in allen Lebensbereichen zu akzeptie­
ren. Neben einer religiös motivierten und zum Teil auch das Be­
duinentum romantisierenden Distanz zur technischen Entwick­
lung fehlt auch das Lernen des Umgangs mit der Technik. Der 
spielerische Umgang mit technischem Gerät in der Kindheit, wie 
er in den Industrieländern üblich ist, scheint eine wesentliche 
technikbezogene lebenserfahrung zu vermitteln, die in späteren 
Jahren ungleich schwerer zu ersetzen oder nachzuholen i't. Es 
ist möglich, daß ein arabisches Land wie Saudi Arabien ein ganz 
eigenes Verhältnis zur Technik gewinnt bzw. beibehält, das die· 
sem Bereich eine zwar ökonomisch bedeutsame, aber sozial sehr 
viel weniger dominierende Rolle beimißt, als das westliche In· 
dustriegesellscheften tun. Derart veränderten Einstellungen sind 
auch die Ausbildungskonzepte entsprechend zu entwickeln oder 
anzupassen. Die Ausbildung in den Berufsfachschulen ist z. B. 
sehr viel breiter angelegt, als in den technischen Berufen des 
dualen Systems in Deutschland. Auch bei den im Vergleich viel 
geringeren Ausbildungszeiten für die fachpraktische Ausbildung 
kann nicht der deutsche Facharbeiter zum Leitbild genommen 
werden. Darüber hinaus spielt neben den technischen Fertigkei­
ten und Kenntnissen auch die Managementfähigkeit zur Arbeits­
organisation und zur Leitung von "Hilfskräften" immer eine 
bedeutende Rolle. 
Im Rahmen der Regierungsberatung zu den technischen Berufs­
fachschulen sind Modelle entwickelt und zum Teil in der Erpro· 
bung, die nach einer zweijährigen Ausbildung mit einem ersten 
Abschluß Spezialisierungen in einem dritten Jahr anbieten. So 
könnte z. B .  bei der Ausbildung in der Fachrichtung Mechanik 
das dritte Jahr die fertigungspraktischen Fertigkeiten und 
Kenntnisse des 1 .  und 2. Jahres um fertigungsplanerische Fähig· 
keiten ergänzen. 
Die Qualifizierung von Fachkräften, die sich im lower manage· 
ment bewähren, könnte in Zukunft zum eigentlichen bildungs­
ökonomischen Prüfstein der Berufsbildung in Saudi·Arabien 
werden, wenn das aus den Industrieländern stammende Manage­
ment langsam abgelöst werden soll. Die technischen Berufsfach­
schulen und eine praxisbezogene College-Ausbildung bieten 
sicherlich hierfür gute Voraussetzungen. Die kurzzeitigen Aus­
bildungsgänge könnten ihre Flexibilität durch ErlNeiterungen im 
Baukastensystem und ihre Anpassungsfähigkeit an übergreifende 
Zielsetzungen zeigen. 
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Dabei wird auch die Frage nach einer Verz<lhnung mit dem BiI, 
dungssystem sich neu stellen, die auch die Chance enthält, ein 
durchlässiges modernes Bildu ngssystem ;cu entwickeln. Eine 
wichtige organisatorische Vorau$Setzung ist getroffen. Seit 1981 
besteht eine aus früheren Abteilungen des Arbeitsministeriums 
und des Kultusministeriums zentral für Belange der Berufsbii­
dung geschaffene Organisation, die GOTEVT (General Organiza­
tion tor Technical Education and Vocational Training). (51 I hre 
Leistungsfähigkeit wird diese Organisation nur erhalten können, 
wenn sie gemäß ihrer doppelten Herkunft den Manpower- und 
den Bildungsaspekt in einem Gesam�konzept der Berufsbildung 
zu integrieren vermag. 

Anmerkungen 

[1) Statiltical Summary 1983, ed. by Saudi Ar3bi�n Monetary Agency, 
S.25. 

[2J Genlll!! Daten Ober die Be�ölkerungszahl lind in den letzten Jahren 
nicht publiziert worden. Da ein rapides Bevölklrungsvvachnum bl­
steht, dürften frühere Schätzungln von ca. 8 Millionen nur einen An­
haltspunkt bieten. 

[3J Killydom of Saudi Arabia, Statistical Yearbook 1982, S. 569. 
[4J Mauialal, B. G., Jarrar,S.A.: Education in the A"b World, 

New York 1983, S. 22 H. 

[5J Kingdom of Saudi Arabia - General Organization for Technical 
Education 3nd Vocational Training: oe�llopment of Technical 
Education alld TrainirJg, Er Rlyadh (19B4). 
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Schuhe verkaufen - ein praximrientiertes 
Trainingskonzept für Ausbild.r, von U"ula 
Schierke, Windmühle-Verlag, Hamoorg 
1985, DM 72,- DM. 
Mit dieser "Verkaufskunde für die erfolg­
reiche SChuhverkäuferin" erhalten Aus­
bilder und AuS<:u bi Idende, Geschäftsfüh rer 
und Inhaber für den Bereich des Schuh­
fachhandels einen Leitfaden an die Hand, 
mit dem Auszubi [dende und auch Mit­
arbeiter ohne großen Zeitaufwand ge­
schult werden können. Das Ziel dieses 
Konzeptes ist eine Verbesserung der ver­
käuferischen Ausbildung und Qualifika­
tion von Fachkräften durch die Vermitt­
[ung elementarer Sachverhalte, Einstel­
lungen und Verhaltensweisen. 
Das Handbuch ist in drei Bausteine wie 
folgt gegliedert: 

Baustein 1 ;  Motivation 
Wie werde ich eine erfolgreiche Schuh­
verkäuferin? 
Was muß eine Schuhverkäuferin kön­
nen? 
Das Fachgeschäft und seine Bedeutung. 

Baustein 2: Das kleine Fach·ABC 
Leder, 
I nnenverarbeitung und Sohle, 
Macharten, 
Fußkunde und Fußpflege. 

Baustein 3; Verkaufskunde 
mit dem Kunden Kontakt aufnehmen, 
den Kundenwunsch/Bedarf vermitteln, 
Ware richtig zeigen, 
mit dem Kunden über den Schuh 
sprechen, 
die Schuhanprobe, 
Fournituren und Zusatzartikel, 
der Kunde hat Einwände, 
Kaufentscheidung und Abschluß. 

Die lernziele im Baustein "Motivation" 
gehen - wie der gesamte lehrgang auch -

von einem leitbild der Verkäuferin aus, 
bei dem die äußere Erscheinung eine große 
Rolle spielt, die nutzenbezogene Argu­
mentationsfähigkeit im Vordergrund steht 
sowie der Beachtung von ,.spielregeln" im 
Betrieb große Aufmerksamkeit gewidmet 
wird. Gefragt sind daher ' Verhaltens· 
muster, wie Harmoniebestrebungen,­
Freundlichkeit, den Kunden als Gast be· 
handeln und eine größtmögliche Kunden­
zufriedenheit herstellen. 

Dahinter stehen - ausdriicklich formu· 
liert - wirtschaftliGhe Belange und per· 
sönliche Abhängigkeiten. "Letzten Endes 
bezahlt er (der Kunde) Deinen Lohn. 
Nicht er ist von Dir, sondern Du bist von 
ihm abhängig." "Ich habe den festen 
Willen zu verkaufen, zu beraten - ohne 
Kunden kein Erfolg - ohne Erfolg kein 
Schuhgeschäft." 
Bei diesem angestrebten Selbstverständnis 
einer erfolgreichen Schuhfachverkäuferin 
wird vor allem an die innere Bereitschaft 
zu positiver Grundstimmung und zur Ver­
kaufsleistung appelliert: 
"BeW\Jßt aufrechter Gang versetzt Sie in 
Stimmung - positive Gedanken und die 
Beschäftigung mit erfreulichen Dingen 
machen heiter - gepflegte Erscheinung ' 
macht sym'pathisch und hebt das eigene 
Selbstbewußtsein. 
Ob diese gutgemeinten Appelle allerdings 
ausreichen, um eine berufliche Motivation 
bei den Auszubildenden und bei den Mit· 
arbeitern aufzubauen und zu stabilisieren, 
erscheint recht fraglich. Gerade das 
schlechte Image der Schuhverkäuferin 
und die Tatsache, daß dieser Beruf zum 
allergrößten Teil nur die zweite oder 
dritte Wahl der Jugendlichen darstellt, 
schafft vielschichtigere Motivations· 
probleme. Hinzu kommt, daß der heutige 
Kunde - zutreffend - als kritisch, gebil· 
det und informiert dargestellt wird, der ' 
auch eine qualifizierte Beratung erwartet, 
doch welche Konsequenzen gerade dieses 
bewußtere Kundenauftreten auf der ver· 
käuferischen Seite haben müßte, bleibt 
weitgehend unterbelichtet. 

Imageprobleme und verändertes Kunden· 
verhalten auf der einen Seite sowie der 
Anspruch auf eine qualifizierte Berufs­
ausbildung auf der anderen Seite erfor· 
dern einen schrittweisen Zuwachs fach­
licher und kommunikativer Kompetenzen 
sowie den Aufbau einer beruflichen 
Identität mit der verkäuferischen Auf· 
gabe. 
Der Baustein "Das kleine Fach·ABC" ist 
eine knappe Einführung in die wichtigsten 
lederarten, Macharten sowie die Ver· 
arbeitung und die Anatomie des Fußes. 
Dabei erfolgt eine Gegenüberstellung der 
jeweiligen Fachausdrücke (Leder, Machart, 
Verarbeitung) mit Kundenargumenten, 
Kundennutzen, Verwendung sowie Nach· 
teilen und Gefahren. Allerdings wird nur 
ein kleiner Teil des erforderlichen waren· 
kundlichen Spektrums abgedeckt, wobei 
die von der Autorin bezweckte didaktische 
Reduktion - so wünschenswert sie gerade 
für den Ausbilder im Schuheinzelhandel 
ist - doch in einigen Fällen die Grenze 
des fachlich Gebotenen erreicht. Der neu 
entwickelte fachliChe Ausbildungsplan 
Schuhe stellt weitaus höhere Anspruche 
und zwingt zu einer breiteren und tiefe­
ren verkaufsbezogenen Vermittlung von 
Ausbildungsinhalten. Das gleiche gilt für 
die Vorbereitung auf die Prüfung. 
Zwar werden diese Einschränkungen auch 
von der Verfasserin gemacht, jedoch 
könnte sich - wie die Kraftdes Faktischen 
so mancher lehrbücher - die bewußte 
und gewollte Vereinfachung auf die be· 
triebliche Unterweisung übertragen. 
Wichtigster Teil des Handbuches ist der 
Baustein "Verkaufskunde" . Ausbilder 
und Auszubildende können hier eine 
Reihe von Tips und Regeln für verkäufe· 
risches Handeln entnehmen, z. B., wie der 
erste Kontakt zum Kunden aufgenommen 
werden kann, durch welche Fragen der 
eigentliche Kundenwunsch am besten er· 
mittelt wird, wie die Ware Schuh präsen­
tiert und mit dem Kunden über den 
SChuh gesprochen werden kann. Schuh· 
anprobe, Preisgespräch, Verkauf von 
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Zusatzartikeln, die Behandlung von Ein· 
wänden und Vorbehalten sowie letztlich 
die Hinfiihrung zum Kaufabschluß sind 
weitere Themen dieses Abschnittes. Bei· 
spiele für sprachliche Wendungen, seien 
es Fragen, Argumente oder schlichte 
Eigenschaftswörter für eine lebendige 
Sprache, werden dem Lernenden angebo· 
ten, dazu Aufgaben zur eigenen Bearbei­
tung für die Auszubildenden, Hinweise 
für sinnvolle Feldbeobachtungen sowie 
typische Situationen im Geschäft. I n  
dieser kleinen Schuhverkaufskunde wer· 
den nahezu alle Punkte behandelt, die 
ein modernes Verkaufstraining einschlie­
ßen sollte, wenn es sich auf die ver· 
käuferische Alltagsebene vor dem Hinter­
grund der gewöhnlichen betrieblichen 
Aufgaben des Einzelhandels konzentriert. 
Eine bildungstheoretische Grundlegung 
bzw. Anlehnung an eine Ausbildungs­
programmatik mit übergeordneten Zielen 
kann deshalb hier ebensowenig erwartet 
werden wie grundsätzlichs tl1eoretische 
Abhandlungen über das Verkaufshandeln. 

Der methodische Aufbau des Leitfadens 
ist ebenfalls denkbar einfach. Die einzel­
nen Lerneinheiten gliedern sich in eine 
o Einführung für den Ausbilder, 
o Trainerleitfaden als praktische Anlei· 

tung für die Unterweisung, 
o Aufgaben für den Auszubildenden 

sowie Lösungen. 
Ein Niveauunterschied zwischen Trainer­
leitfaden (verwendet werden parallel die 
Begriffe Ausbilder und Trainer) und den 
Aufgaben für die Auszubildenden bzw. 
den Lösungen ist nicht vorhanden, teil­
weise sind die Lösungen der Aufgaben 
wortidentisch mit dem Trainerleitfaden, 
so daß man vermutlich das gesamte Hand­
buch auch Auszubildenden an die Hand 
geben könnte, Wie dieses Handbuch nun 
in der betrieblichen Ausbildungspraxis 
eingesetzt wird, sollte allerdings nicht 
dem Ausbilder kommentarlos überlassen 
bleiben, Eine lehrgangsgebundene Ein­
führu ng für Ausbilder und/oder Auszu­
bildende, wie von der Autorin selbst 
angeboten, sollts in Jedem Fall dazu­
gehören. Dabei könnte dann auch eine 
Relativierung und Ergänrung allzu ein­
facher rezeptologischer TextsteIlen er· 
folgsn. 

Konrad Kurt, Berlin 

Hont Stenger: Bet"ufliche So:lialiNtion In 
der Biographie straffälliger Jugendlicher. 
Kriminologische Studien. Verlag atto 
Schwarz & Co., Göttingen 1984, 587 
Seitan. 
Ausgangspunkt der Untersuchung ist der 
konzeptionelle Stellenwert von Arbeit 
und Ausbildung in den rechtlichen 
Grundlagen des Jugendstrafvollzugs sowie 
in der Vollzugspraxis. Insbesondere be­
rufsbildende Maßnahmen er$Cheinen als 
"ultima ratio" zur Verwirklichung des 
Erziehungsauftrags und sind daher ver­
stärkt Träger von Resozialisierungshoff­
nungen der Justizverwaltung. Wissen· 
:;chaftliche Untersuchungen haben sich 
mit dem Realitätsgehalt dieser Hoffnun-
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gen bislang kaum beschäftigt und die 
Beziehungen zwischen Arbeit, Ausbil· 
dung, Delinquenz und Resozialisation 
weitgehend im Sinne des 9iingigen Alltags­
verständnisses als "gegeben" behandelt. 

Demgegenüber gelangt der Autor zu einer 
'empiri:;ch begriindeten Einschätzung der 
Resozialisierungsmöglichkeiten von Ar­
beit und Ausbildung im Jugendsuafvoll· 
zug. 

Der er1te empirische Teil der Studie ist 
eine erstmals in dieser Ausführlichkeit 

_ vorgelegte Bestandsaufnahme der Booin­
gongen und Formen von Ausbildung und 
Arbeit im Jugendstratvollzug der Bundes· 
republik Deutschland. Dargestellt werden 
die strukturellen und institutionellen 
Rahmenbedingungen, die gewissermaßen 
die "materielle Grundlage" berufssoziali­
satorischer Prozesse bilden und in forma­
ler Hinsicht die Grenzen und Möglich­
k.eiten beruflicher Bildung im Jugendvoll­
zug bezeichnen. Die quantitativ angelegte 
Deskription der Berufsbildungsstruktur 
des Jugendsrrafvollzugs wird einer berufs­
pädagogischen Funktionsanalyse unter· 
zogen. 

Die Untersuchung von Rahmenbedingun­
gen beruflicher Sozialisation ist für den 
Anspruch einer grundlegenden Forschung 
jedoch nicht hinreichend. Um etwas über 
Bildungswirkungen und Resozialisierungs· 
chancen sagen zu können, ist es notwen­
dig, sich auch mit einer anderen Ebene 
der (Ausbildungs-)Realität auseinanderzu· 
setzen. Dieser Perspektivwechsel wird im 
zweiten empirischen Teil der Arbeit 
vorgenommen. Hier werden auf der 
Grundlage von 1 6  qualitativ-biographi· 
schen Interviews mit inhaftierten und 
haftentlassenen Jugendlichen die arbeits· 
und berufsbezogenen Erfahrungen der 
Jugendlichen im Beschäftigungssystem 
und im Vollzug untersucht. Da eine 
isolierte Betrachtung von Bildungs-, Aus­
bildungs· und Erziehungsrnaßnahmen we· 
nig aussagefähig ist, werden die Erlahrun­
gen der Jugendlichen im lebensgeschicht· 
lichen Kontext primärer und sekundärer 
Sozialisationsprozesse (Familie, Schule, 
Peers) untersucht. In diesem Rahmen 
wird auch der Beziehung zwischen 
sozialer Struktur des Vollzugs und 
Prozessen beruflicher Sozialisation nach· 
gegangen. Ein Aspekt ist beispielsweise, 
wie die pädagogischen Rahmenbedingun­
gen der VOllwgsorganisation im "Unter­
leben" der Insassensubkultur verformt 
bzw. "verarbeitet" werden. 

Im abschließenden dritten Teil werden 
die vorab gewonnenen empirischen Ergeb­
nisse in einem theoretisch-analytischen 
Zusammenhang dargestellt, d. h., die aus 
dem Material abgeleiteten Thesen unter 
berufssoziatisatorischen sowie sozialisa­
tions· und devianztheoretischen Aspekten 
diskutiert. Mit Blick auf den Ausgangs· 
punkt der Arbeit werden Möglichkeiten, 
Grenzen und Bedingungen einer integrati­
ven Wirkung berufsbildender Maßnahmen 
umrissen. Der Autor kommt zu dem 
Ergebnis, daß das Bildungs- und das 
Integrationspotential solcher Maßnahmen 
aufgrund von gegenläufigen Sozialisa­
tionswirkungen der Vollzugsorganisation 
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und Insassensubkultur weitgehend zu­
nichte gemacht werden und deshalb eine 
Vielzahl organisatorisch-struktureller Ver­
besserungen im Strafvollzug und Verände­
rungen der Ausbildungsinhalte und -bedin­
gungen erforderlich wäre (z.8.  stärksre 
Orientierung der Ausbildungsangebote an 
den Beschäftigungschancen auf dem Ar­
beitsmarkt und an den Berufswünschen 
der Jugendlichen, Anpassung der AusbiJ­
dungsanforderungen im Vollzug an die 
Arbeitsanforderungen im Beschäftigungs­
system, Vermittlung von sozialer Komps­
tenz und Werten, die zu den bisherigen 
biographischen Erfahrungen einen positi· 
ven Gegenpol bilden). 

Unter dem Blickwinkel der Berufsbil­
duogsforschung, die sich mit dem Wir­
kungszusammenhang und den Problemen 
von beruflicher Bildung und Resoziali­
sierung bislang nur am Rande befaßt 
hat, leistet die empirisch und theoretisch 
gut fundierte Arbeit einen wichtigen 
Beitrag. 

Peter-Werner Kloas, Ber/in 

Der Bundesminister für Bildung und Wis­
senschlft (Hrsg): Neue Technologien. Der 
;[Wisdtenbetriebliche Verbund. Ein neun 
Instrument. Bonn 1985 
Das Bundesministerium für Bildung und 
Wissenschaft hält seit Beginn des Jahres 
unter obigem Titel eine 48seitige, vier­
farbige Broschüre berait, die an Interes­
senten kostenlos abgegeben wird. Dem 
Vorwort ist zu entnehmen, daß sie auf 
einer 1984 durchgeführten Untersuchung 
i n  der Region Bergisch Gladbach basiere, 
mit der "die Möglichkeiten zur Einrich­
tung eines zwischenbetrieblichen Ver­
bundes

" 
erkundet werden sollten. 

Wer nun die Frage beantwortet haben 
möchte, was genau Ziel oder Gegenstand 
der Untersuchung war, der verkennt den 
Charakter der Broschüre. Sie soll Unter­
suchungsergeboisse nicht vorstellen, son­
dern nutzen, und zwar ffir eine erfolg­
versprechende Anwendung des "I nstru· 
menu

" 
Firmenverbund, um "mit den 

neuen technischen Entwicklungen besser 
fertig zu werden". 
Die möglichen Nutznießer sind, wieder 
laut Vorwort des Herausgebers, "nicht 
nur Kleinbetriebe, sondern auch mittlere 
Unternehmen". Das harmoniert zwar 
nicht recht mit den Aurlührungen im 
Text - denen zufolge kommen ,,als 
vorrangige Zielgruppe Unternlhmen ab 
ca. 100 Mitarbeiter i("l Frage", und der 
Kreis der potentiellen Gespriichspartner 
von Verbundinitiatoren besteht "vor· 
nehmlich aus Mitgliedern der oberen 
Führungsebenen

" 
-, tut aber nichtsweiter 

zurSlche. 
Entscheidend dürfte seIn, daß es gelingt, 
,.die in allen interessierten Betrieben vor­
handenen Kräfte gemeinsam für gegen­
seitig nützliche und zugleich kosten�n· 
$liga Oualifizierungsmaßnahmen einzu· 
setzen" und so "ihre Konkurrenzfähigkeit 
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und Flexibilität zu erhalten bzw. zu 
steigern". 
Sollten Sie, lieber Leser, sich mittlerweile 
fragen, ob der Rezensent sich bei der 
Nennung des HerauS98bers der Broschüre 
nicht vielleicht geirrt hat; ob nicht viel­
mehr das Technologie- oder das Wirt­
schaft5l1linisterium sie herausgebracht 
habe - nein: es war tatsächlich der 
Bundesminister für Bildung und Wissen­
schaft. 
ET hat nicht Mühe noch Geld gescheut, 
der betrieblichen Aus- und Weiterbildung 
den Platz zuzuweisen, der ihnen gemessen 
am eigentlichen Betriebszweck zukommt; 
den vierten nämlich und damit zugleich 
den letzten. 
Das klingt ironisch und ist doch eifte 
nüchterne Tatsache. Ein Produktions­
betrieb, der nicht mehr konkurrenzfähig 
ist, fällt auch als Ausbildungsbetrieb 
aus. Folglich kann, jil muß man den 
Zusammenhang der "Felder", auf denen 
ein zwischenbetrieblicher Verbund, wie 
er hier propagiert wird, ' tätig werden 
'NÜrde, so beschreiben, wie dies in der 
Broschüre geschieht: 1 .  Technik-Ent­
wicklung, 2. Organisations-Entwicklung, 
3. Personal-Entwicklung und schließlich 
4. Qualifikations-Entwicklung und -Ver­
mittlung. 
Nur: Ob - bei allem Bemühen um Ziel­
gruppengerechtigkeit - in einer Ver­
Öff.ntlichung des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft Fragen der 
Ausbildung von Jugendlichen und der 
Weiterbildung von Beschäftigten kommen­' tarios derart relativiert werden sollten, er­
scheint doch fraglich. 

Bemd Schwiedrzik, Ber/in 

Der Deutsche Industrie- und Handelstag 
(DIHT) hat in erheblich erweiterter und 
aktualisierter Form den "Rechtsratgeber 
Berufsbildung - Handbuch für die Praxis" 
(Vertasser Dr. Horst-D ieter Hurlebaus) 
vorgelegt. Die 01 HT -Broschüre informiert 
auf 261 Seiten über Rechte und Pflich­
ten des Ausbilders des Betriebs und der 
Auszubildenden. Die neuen Bestimmun­
gen des Jugendarbeitsschutzes und der 
Ausbi Ider-E ignu ngs· Verordnung werden 
dabei eingehend berücksichtigt oder er­
läutert. Die Broschüre gibt ferner zahl­
reiche Hinweise zurtäglichen Ausbildungs­
praxis, z. B. zur Prüfung der Ausbilder­
eignung, FOllTlulierung von Zeugnissen, 
zu Fragen des Urlaubs, der Kündigung 
und der Freistellung für Prüfungen und 
Berufsschule bis hin zur Vorbereitung auf 
die Ausbilder-Eignungs-prüfu ng. Ausführ­
l;eh behandelt werden Zweifelsfragen, die 
sich in der Praxis häufig stellen. Die maß­
gebenden Gesetzesbestimmungen sind an­
gegeben. Die Rechtsprechnurig ist bis zum 
Stand November 1984 berücksichtigt. 
Aufgenommen wurden auch häufige 
Sonderfragen, die in der Praxis auftreten, 
wie z. B. Mutterschutz und Mutterschafts­
urlaub von Auszubildenden sowie die 
Auswirkungen der Einberufung zum 
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Wehrdienst auf die Ausbitdung. Auf be­
sonders wichtige Entscheidungen wird in 
Fußnoten hingewiesen. 
Die vor allem für Ausbilder, Prüfer, aber 
iluch für Auszubildende und deren Eltern 
gedichte und geeignete Broschüre kann 
zum Preise von DM 18,- beim Deutschen 
Industrie- und Handelstag, Abteilung 
Information, Postfach 1446,530080nn 1 
oder über BTX 6901016, bezogen werden. 

Karl JosefUthmann, Ber/in 

GrundilIgen der Weiterbildung - Rechts­
quellen, gerichtliche Entscheidungen, 
Pläne, Stellungnahmen, KommentIre -
Hng.: Grundlagen der Weiterbildung e.V., 
Hal/ln. losebllttsammlung in 2 Bdn., 
zur Zeit ca. 1800 Seiten, 72,- DM. 
Neuwied: luchterhand Verleg, 1980, 
Stand: April 1985. 
So vielfältig die Möglichkeiten der Weiter· 
bildung in diesem lande sind - so man­
nigfaltig sind auch deren gesetzliche 
Grundlagen. Weitverzweigt und entlegen 
befinden sich die Quellen, U . II .  in den 
länderverfassungen, im Arbeitsförde­
rungsgesetz (AFG), in den Runderlassen 
der Bundesanstalt für Arbeit, im 8etriebs­
verfassungsgesetz, im Sozialgesetzbuch, in 
zahlreichen Verordnungen, Anordnungen 
und Richtlinien von Ministerien. Das ver­
streute Quellengut systematisch geordnat 
und griffig zusammengestellt zu haben -
darin besteht die einmalige Leistung des 
Hereusgeberteams der zweibändigen Lose­
blatt5ammlung "Grundlagen der Weitar­
bildung - Recht" . Durch zwei bis drei 
Nachlieferungen pro Jahr wird dieses 
(nicht umhin zu nennende) Standard­
werk auf dem jeweils aktuellen Stand 
gehlliten. Das Werk gliedert sich in vier 
Abteilungen: Am Anfang stehen die 
Regelungen, die bundesweite Gültigkeit 
besitzen, es folgen die Bestimmungen in 
den einzelnen Bundesländern, dann die 
Beschlüsse, Empfehlungen der Kultus­
ministerkonferenz und abschließend die 
seit zwei Jahren aufgenommene und sich 
schnell ausdehnende Sammlung von ge­
richtlichen Entscheidungen. Das ausführ­
liche Inhaltsverzeichnis dient ebenso der 
schnellen Orientierung als auch der Suche 
nach einer bestimmten FundsteIle, da der 
Name einer jeden Vorschrift angegeben ist, 
z. B. "Maßnahmen zur Verbesserung der 
Vermiulungsaussichten für Arbeitslose". 
Kennt der Benutzer den Gesetzestitel 
nicht, so hilft das Stichwortverzeichnis 
mit "Verbesserung der Vermittlungsaus­
sichten" weiter oder, in anderen Fällen, 
die Liste einschlägiger Begriffe der soge· 
nannten Schnellübersicht. Abgerundet 
wird das Werk durch ainen vorausgestell­
ten Bericht über das Weiterbildungs­
verhalten von Deutschen im Alter von 19 
bis unter 65 Jahren. Diese Untersuchung 
des Instituts I nfratest SozialfoT1Chung 
wird alle zwei Jahre erneut durchgeführt 
und dem Werk beigegeben. Wer also mit 
Sachkunde in Angelegenheiten beruflicher 
Fortbildung, Umschulung und Erwach­
senenbildung mitreden will, dem wird die 
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Sammlung bald unentbehrl icher Ratgeber 
sein. 
Jedoch, kein Werk ist so gut, daß es nicht 
verbesserungsbedürftig wäre, und mit 
Hilfe der Ergänzungslieferungen bestehen 
dazu beste Voraussetzungen. Unter dem 
Abschnitt "Förderung besonderer Grup­
pen" am Arbeitsmarkt fehlen die "Richt· 
linien des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft für die Förderung der 
Berufsausbildung von benachteiligten Ju­
gendlichen vom 12.  Mai 1980". Keines­
falls sollten in der Entscheidungssamm· 
lung die Bundessozialgerichtsurteile feh­
len, in denen festgestellt wird, daß Teil­
nehmern an Umschulung und Fortbildung 
das zu Maßnahmebeginn berechnete Un­
terhaltsgeld für die Dauer der Maßnahme 
gezahlt wird und durch keine Spar be­
schlüsse in Form yon AFG-Änderungen 
während der Maßnahme gekürzt werden 
darf. Und ebenfalls Beachtung verdient 
ein VerwaltungSQerichtsurteil, wonach 
Umschüler einen Anspruch auf Sozial­
hilfe haben, wenn ihnen die Arbeits· 
losenhilfe aufgrund der Fördervoraus­
setzungen gestrichen wird. Des weiteren 
wäre es angezeigt, das AFG um die Be-' 
stimmungen über die "Maßnahmen zur Ar­
beitsbeschaffung" (§ 91 ff. AFG) zu er­
weitern, da im Abschnitt über "Beruf­
liche Fortbildung und Umschulung" auf 

Seite 73 im Rahmen eines Runderlasses 
der Bundesanstalt für Arbeit nachzulesen 
ist, daß auch im Rahmen von Arbeits­
beschaffungsmaßnahmen (ABM) Arbeiten 
gefördert werden, "durch die berufliche 
Kenntnisse und Fähigkeiten erhalten oder 
erweitert werden" sollen. Es ist das Be­
mühen der Bundesanstalt für Arbeit er­
kennbar, Arbeitslose auch in ABM nicht 
nur zu verwahren, um die statistisch aus­
gewiesene Arbeitslosigkeit zu verringern, 
sondern auch zu qualifizieren. Allerdings 
ohne anerkannten Berufsabschluß. Und 
nicht vergessen werden sollte an dieser 
Stelle in der Rubrik Arbeitsrecht/Be· 
fristete Arbeitsverträge die Entscheidungs­
sammlung um einige ABM-Urteile anzu­
reichern. Denn, so die Meinung zahl­
reicher ABM·Teilnehmer, wer Regelauf­
gaben der Verwaltung wahrnimmt und 
nicht wie im AFG gefordert, zusätzliche 
Arbeiten verrichtet, muß auch einen un­
befristeten Arbeitsvertrag erhalten. Ferner 
wäre es über!egenswert, in die vorhande­
nen Auszüge aus dem Bundessozialhilfe-

-gesetz (BSHG) die §§ 18 bis 20 aufzuneh­
men, die die Beschäftigung von arbeits­
losen Sozialhilfeempfängern regelt. Der 
bislang diskriminierenden arbeitsrechtli­
chen Behandlung von Sozialhilfeempfän­
gern (Arbeit ohne Begründung eines 
Arbeitsverhältnisses im Sinne des Arbeits- · 
rechts) setzt die Stadt Hamburg seit 
einigen Jahren ein naues Konzept ent­
gegen. Statt wie bisher eine Arbeits­
prämie zuzüglich zur laufenden Hilfe zum 
lebensunterhalt zu zahlen, wird den 
H ilfeempfängern ein sozialversicherungs­
pflichtiger Arbeitsvertrag angeboten und 
eine sinnvolle, wenn auch befristete Ar­
beit, bei der "Hamburger Arbeit -
Beschäftigungs-GmbH " kann die Wieder· 
eingliederungschancen der Beschäftigten 
erhöhen. 

Heinrich Krüger, Ber/in 



In der Reihe der Veröffentlichungen über Ausbildungsgänge und -abschlüsse außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland sind bisherfolgende Bändezur Anerkennung von Aussiedler­

zeugnissen erschienen: 

Berufliche Bildung und berufliche 

Qualifikation in der 

Tschechoslowakischen Sozialistischen 
Republik 

von Daniela Lorenz 
1980. 110 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-1 03-9 

Diese Studie beschreibt und erläutert die rechtlichen 
Grundlagen des beruflichen Bildungssystems in der 
CSSR seit Ende des Zweiten Weltkrieges. Wesent­
liche Texte sind im Anhang in deutscher Sprache aus­
zugsweise abgedruckt, vor allem das Verzeichnis der 
Lehrberufe. Die Abhandlung soll dazu dienen, den 
zuständigen Behörden in der Bundesrepublik 
Deutschland eine fachgerechte, rechtlich fundierte 
Beurteilung der Gleichwertigkeit der in der CSSR 
erworbenen Qualifikationen, Abschlüsse und Zertifi­
kate zu ermöglichen. Sie ist daher von wesentlicher 
Bedeutung für die Eingliederung von Aussiedlern aus 
der CSSR. 

Berufliche Bildung und berufliche 

Qualifikation in der 

Ungarischen Volksrepublik 

von Laszlo Hegedüs 
1980. 144 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-109-8 

Als Hilfe für die Entscheidung über die Anerkennung 
der von Aussiedlern vor ihrer Übersiedlung in die Bun­
desrepublik Deutschland erworbenen Zeugnisse und 
Qualifikationen wird die Entwicklung des beruflichen 
Bildungswesens in Ungarn seit dem Zweiten Welt­
kriege dargestellt und mit Bildungsgängen und Quali­
fiKationsniveaus in der Bundesrepublik Deutschland 
verglichen. Dabei wird die Entscheidungsfindung 
über die Gleichwertigkeit vor allem dadurch erleich­
tert und zugleich verbessert, indem eine Reihe der 
wesentlichen ungarischen Rechtsgrundlagen in deut­
scher Übersetzung der Arbeit beigefügt sind. 

Berufliche Bildung und berufliche 

Qualifikation in der Union 

der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

von Leonid Novikov 
1981.87 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-112-8 
Auch diese Studie soll den zuständigen Behörden 
Hilfe bei der Anerkennung der in den genannten Län­
dern seit dem Zweiten Weltkriege erworbenen 
Abschlüsse und Zeugnisse leisten. Sie beschreibt 
daher Struktur und Entwicklung des Ausbildungssy­
stems der UdSSR und vergleicht deren Bildungsgänge 
und Qualifikationsniveaus mit denen in der Bundesre­
publik Deutschland. Dabei kommt dem Gutachten 
über die UdSSR insofern Bedeutung zu, als in diesem 
Falle zwei völlig unterschiedliche Systeme verglichen 
werden. 

Berufliche Bildung und berufliche 

Qualifikation In der Sozialistischen 

Föderativen Republik JugOSlawien 

von Joachim Köhler 
1981. 159 Seiten. DM 18,- ISBN 3-88555-123-3 

Auch dieser Ländervergleich stellt Strukturen und 
Entwickl ung des beruflichen BIldungswesens in leicht 
faßbarer Form dar, obwohl in Jugoslawien besonders 
komplizierte Verhältnisse zu beschreiben waren. Ein­
mal ist Jugoslawien ein Bundesstaat, in dem die Kom­
petenz für das gesamte Bildungswesens bei den 
einzelnen Republiken und damit unterschiedlichen 
Entwicklungen unterliegt: So erlebte trotz genereller 
.Verschulungs"tendenz die .duale Ausbildung" auf 
der Rechtsgrundlage eines Lehrvertrages nach 1975 
in Kroatien eine gewisse Renaissance. Zum anderen 
wurden ebenfalls 1975 die herkömmlichen Qualifi­
kationsebenen .Facharbeiter/Handwerksgeselle", 
.Meister" und . Techniker" durCh ein vom Angelernten 
bis zum Doktor der Wissenschaften durchgängiges 
System von acht Qualifikationsstufen ersetzt, deren 
Charakter und Kriterien sich erheblich von den .tradi­
tionellen Ebenen·, die auf die mit der Bundesrepublik 
gemeinsame Wurzel der handwerklichen Meister­
lehre zurückgehen, lösen. 

Berufliche Bildung und berufliche 

Qualifikation in der Volksrepublik Polen 
von Hans Göring 
1983. 283 Seiten. DM 23,- ISBN 3-88555-207-8 

Diese Sonderveröffentlichung beinhaltet den gegen­
über der bereits 1977 vom Bundesminister für Wirt­
SChaft herausgegebenen Kurzfassung eines Gut­
achtens zur beruflichen Bildung und beruflichen 
Qualifikation in der Volksrepublik Polen nurunwesent­
lich gekürzten Originaltextsamteinigerausgewählter 
Materialien. 

Auch diese Länderstudie soll den zuständigen Behör­
den Hilfe bei der Anerkennung der seit dem Zweiten 
Weltkrieg erworbenen Abschlüsse und Zeugnisse 
leisten. Diese Entscheidungshilfe enthält deshalb 
auch eine Beschreibungvon Strukturund Entwicklung 
des Ausbildungssystems sowie einen Vergleich der 
Bildungsgänge und Qualifikationsniveaus mit denen 
in der Bundesrepublik Deutschland. Wegen des Inter­
esses über die AnerkennungSbehörden hinaus wurde 
bei dieser Neuauflage der nur unwesentlich gekürzte 
Originaltext des genannten Gutachtens zugrunde 
gelegt und durch eine gröBere Auswahl von Quellen­
material ergänzt. 

Fortsetzung siehe nächste Seite 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim Bundesinstitut für Berufsbildung -
Pressereferat - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 -
Telefon :  (030) 86 83-520, 86 83-280 oder 86 83-1 



In der Reihe der Veröffentlichungen über Ausbildungsgänge und -abschlüsse außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland sind bisherfolgende Bände zur Anerkennung von Aussiedler­

zeugnissen erschienen (Fortsetzun g ) :  

Berufliche Bildung und berufliche 

Qualifikation in der 
Sozialistischen Republik Rumänien 

von Wolfgang Stratenwerth 
1985. 132 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-225-6 

Im Rahmen der SonderveröffentliChungen über die 
Anerkennung der Berufsabschlüsse und Zeugnisse 
von Aussiedlern wurde jetzt die Studie über berufliche 
Bildung und berufliche Qualifikation in der Soziali­
stischen Republik Rumänien neu aufgelegt. Sie 
informiert über die Entwicklung des rumänischen 
Bildungswesens und stellt insbesondere die Reform­
perioden nach Ende des 2. Weltkrieges dar. Die im 
Anhang enthaltenen Nomenklaturen (Verzeichnisse) 
der verschiedenen Berufe auf Facharbeiter- und 
Meisterebene von Industrie und Handwerk. die in 
unterschiedlichen Schultypen und in Betrieben aus­
gebildet werden sowie ein Glossar der Fachaus­
drücke stellen wertvolle Hilfsmittel für die Stellen und 
Behörden dar, die über die Anerkennung der 
Abschlüsse und Zertifikate zu entscheiden haben. 

Berufliche Bildung und berufliche 

Qualifikation in der 

Deutschen Demokratischen Republik 

von Wolf-Dieter Gewande 
1984. 205 Seiten. DM 18,- ISBN 3-88555-228-0 

Die Studie gibt einen umfassenden Überblick über die 
Entwicklung des Bildungswesens in der DDR. Im Mit­
telpunkt steht die Darstellung des Systems der berufli­
chen Bildung unter folgenden Aspekten: - Das Recht 
auf Bildung - von der Schule zum Ausbildungsvertrag 
- die Systematik der Ausbildungsberufe - Grundbe­
rufe und berufliche Grundlagenfächer - Inhalte und 
Organisation der Berufsausbildung - das Prüfungs­
wesen - das Handwerk in der DDR - die Ausbildung 
der Meister in Industrie und Handwerk. 

Die Studie vergleicht die bei den Qualifikationsebe­
nen des Facharbeiters und des Meisters in Industrie 
und Handwerk unter den Gesichtspunkten der §§ 92 
und 71 des Bundesvertriebenengesetzes und des § 7 
Absatz 7 der Handwerksordnung. Sie empfiehlt den 
für die Anerkennung zuständigen Behörden in der 
Bundesrepublik eine Gleichstellung der in der DDR 
erworbenen Qualifikationen mit den entsprechenden 
Qualifikationen in der Bundesrepublik Deutschland 
und unter Berücksichtigung der im einzelnen auf­
geführten Auslegungskriterien des Begriffs 
�Gleichwertigkeit" unter der Voraussetzung, daß der 
Antragsteller als Ausgleich für die längeren Ausbil­
dungszeiten in der Bundesrepublik den Nachweis 
über entsprechende Zeiten berufsp raktischer Bewäh­
rung führt. 

Der umfangreiche Anhang enthält als Hilfsmittel für 
die mit der Anerkennung Befaßten erstmals alphabe­
tische Verzeichnisse aller Ausbildungsberufe ab 1960 
mit vielen zusätzl ichen Informationen, Verzeichnisse 
der Handwerksberufe sowie Verzeichnisse der Mei­
sterfachrichtungen in Industrie und Handwerk. Aus­
züge aus einschlägigen, für die Berufsbildung relevan­
ten Gesetzestexten schlieBen die Arbeit ab. 

Berufliche Bildung und berufliche 

Qualifikation in der Türkei 

von Yakup Dadas 
1984. 75 Seiten. DM 10,- ISBN 3-88555-231-0 

Die Studie stellt die Entwicklung der Strukturen sowie 
die Bildungsgänge und Abschlüsse des beruflichen 
Bildungswesens in der Türkei dar und gibt einen 
Ansatz zum Vergleich mit der beruflichen Bildung in 
der BundesrepUblik Deutschland. 

Die Veröffentlichung soll die Anerkennung von in der 
Türkei erworbenen beruflichen Zeugnissen erleich­
tern und damit zur besseren Integration türkischer 
Arbeitnehmer beitragen. 

Während der erste Teil allgemeine Informationen über 
die Türkei vermittelt, enthält der zweite Teil eine 
systematische Darstellung des türkischen Bildungs­
wesens, insbesondere des beruflichen Bildungs­
wesens mit seinen Eingangsvoraussetzungen, Lern­
inhalten, Abschlüssen und Berechtigungen. 

Berufliche Bildung und berufliche 
Qualifikation von Flüchtlingen aus 

Vietnam 
von Phan Phuc Vinh 
1985. 79 Seiten. DM 13,- ISBN 3-88555-261-2 

Die Broschüre informiert über die sehr unterschied­
lichen Bedingungen beruflicher Bildung in Nord-Viet­
nam und in Süd-Vietnam seit dem Jahre 1945 und über 
den Übergang von einertraditioneUen und landesübli­
chen Lehre im Handwerk zu einer mehr zeitgemäßen 
Berufsausbildung mit westlichem Niveau. Dievielfälti­
gen politischen und wirtschaftlichen Einflüsse auf 
diese Vorgänge werden erläutert, weil erst dadurch 
die einzelnen Besonderheiten beruflicher Bildung in 
Nord-Vietnam und Süd-Vietnam verständlich werden. 

Die Broschüre soll in der HauptsaChe verwendet wer­
den bei der Beurteilung von beruflichen Qualifikatio­
nen der Flüchtlinge aus Vietnam. Wenn diese in der 
Bundesrepublik Deutschland an einen Arbeitsplatz 
vermittelt werden sollen, dann gilt es, in Vietnam 
erworbene Qualifikation mit den Qualifizierungsan­
forderungen des jeweiligen Arbeitsplatzes zu ver­
gleichen. Ein solcher Vergleich war bisher außer­
ordentlich schwierig und oftmals gar nicht möglich. 
Dies soll nun durch die vorliegende Broschüre erleich­
tert werden. 

Sie erhalten diese Veröffentlichungen beim Bundesinstitut für Berufsbildung -
Pressereferat - Fehrbelliner Platz 3 - 1000 Berlin 31 -
Telefon :  (030) 86 83-520, 86 83-280 oder 86 83-1 


